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(Beginn um 10.05 Uhr)

Vorsitzender Dr. Körber: Ich eröffne die 12. Sitzung der Untersuchungskommission des Wiener Gemeinderates über gravierende Missstände bei der Pflege von alten Personen und Personen mit Behinderung im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien. Ich begrüße alle Anwesenden und darf zunächst die Kommissionsmitglieder ersuchen, sich nach Aufruf zu melden, damit die Beschlussfähigkeit der Kommission festgestellt werden kann.

Herr GR Christian Deutsch.

GR Christian Deutsch: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Dr. Alois Mayer.

GR Dr. Alois Mayer: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Marianne Klicka.

GRin Marianne Klicka: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Gerhard Pfeiffer.

GR Gerhard Pfeiffer: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Mag. Helmut Kowarik. (Zwischenruf) Er kommt heute nicht? - Das nehme ich zur Kenntnis. GRin Ingrid Lakatha.

GRin Ingrid Lakatha: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Dr. Claudia Laschan.

GRin Dr. Claudia Laschan: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Siegi Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Anica Matzka-Dojder.

GRin Anica Matzka-Dojder: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Barbara Novak.

GRin Barbara Novak: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Dr. Sigrid Pilz. Sie nehmen nicht als Kommissionsmitglied jetzt teil, sondern nur in Zeugenqualität. Es erscheint an Ihrer Stelle als Kommissionsmitglied Herr GR Günter Kenesei.

GR Günter Kenesei: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber:
GRin Erika Stubenvoll.

GRin Erika Stubenvoll: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber:
GRin Mag. Heidrun Schmalenberg.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber:
GR Dr. Wilfried Serles.

GR Dr. Wilfried Serles: Ja

Vorsitzender Dr. Körber:
GR Kurt Wagner.

GR Kurt Wagner: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich stelle also die Beschlussfähigkeit der Kommission fest.

Als sachkundige Personen sind dieselben wie zuletzt anwesend.

In der letzten Sitzung am 11. März 2004 wurde der Pflege-Ombudsmann Herr Dr. Werner Vogt und der ehemalige Leiter der MA 47, Herr SR i.R. Dr. Friedrich Leitner, einvernommen. 

Dr. Vogt gab an, von Frau StRin Dr. Pittermann mit der Errichtung einer Pflege-Ombudsstelle beauftragt worden zu sein. Auf Basis eines Vertrages mit dem Fonds Soziales Wien sei er seit 1. Oktober 2003 mit sieben vom KAV abgestellten MitarbeiterInnen als Pflege-Ombudsmann tätig. 

Er sehe seine Tätigkeit nicht als Kontrolle, sondern darin, als Ansprechstelle zur Verfügung zu stehen, sich an Ort und Stelle ein Bild zu machen, Probleme zu erkennen, zu besprechen und zu lösen. 

Von 426 Interventionsfällen habe man bisher 287 lösen können. An erster Stelle stünden dabei Kommunikationsprobleme, es folge der Personalmangel und die Arbeitsbedingungen. Von den 300 Fällen bis Jahresende 2003 seien 49 % Beschwerden, 35 % Bitten um Unterstützung, 11 % Anregungen für Veränderungen und 5 % ausdrückliches Lob der Pflege gewesen. 

Um mitten im Geschehen zu stehen, habe er um die Einrichtung seines Büros am Gelände des GZW ersucht. Ein besonderes Anliegen sei ihm die Herstellung von Öffentlichkeit, generell sei in der Gesellschaft betreffend den Umgang mit alten Menschen ein Umdenken und altersfreundlicheres Umfeld nötig.

Es sei für jeden erkennbar, dass es derzeit ungleiche Möglichkeiten gebe, in der Pflege sein Leben zu verbringen. In ungebauten bzw. neu gebauten Bereichen sei die Situation gut, teilweise aber nicht in alten Großheimen. Man solle unterscheiden zwischen Pflege und auch Behandlungsbedürftigkeit einerseits und Insassen, die nur betreuungsbedürftig sind.

Die Pflege im Geriatriebereich bezeichnete der Zeuge als besonders anstrengend. Hinsichtlich Personalmangel gab er an, dass die Ombudsstelle im GZW 200 fehlende Pflegekräfte ermittelt habe, da man die tatsächlich auf den Stationen anwesenden MitarbeiterInnen gezählt habe. Auffällig sei ein West/Ost-Gefälle, da der Personalmangel vor allem in den im Westen gelegenen Geriatriezentren bestehe. Dies liege daran, dass zahlreiche Pflegekräfte in die neuen Geriatriezentren im Osten abgezogen worden seien. Das derzeitige System des Mangelausgleichs bei Engpässen des Personals durch zwischen den Stationen wechselndes Personal löse das grundsätzliche Problem nicht. Es gebe aber österreichweit Probleme in der Akquirierung von Pflegekräften. Die privaten Schwesternpools müssten geändert oder beendet werden und habe der KAV eine Lösung in seinem Bereich vorgesehen. 

Dr. Vogt gab an, im Pflegebereich ein starkes hierarchisches Agieren und Sich-Unterordnen wahrzunehmen. Am besten würden seiner Ansicht nach die Stationen funktionieren, wo Teamarbeit verwirklicht und Autonomie berücksichtigt würde. 

Der Zeuge sprach sich für die Schaffung kleinerer Pflegeeinheiten - pro Station 25 Betten - und die Abschaffung unnötiger hierarchischer Ebenen aus. Probleme sollten dort gelöst worden, wo sie entstehen, das heißt auf den Stationen selbst. Nach wie vor werde aber allzu rasch nach einzelnen Schuldigen gesucht, wenn Probleme auftreten, was nach Ansicht des Zeugen der falsche Weg ist. 

Mit dem KAV gebe es einen wöchentlichen Besprechungstermin, was die Effizienz in der Lösung von Problemen sehr erhöht habe. 

Personal fehle auch im therapeutischen Bereich. Der Einsatz von Ehrenamtlichen sollte stärker vorangetrieben werden und werde auch vom Pflegepersonal befürwortet. Dies sei schon deshalb wichtig, weil nur rund ein Drittel der Patienten regelmäßig besucht werde und die PatientInnen viel zu wenig Möglichkeit hätten, sich auch außerhalb der Station zu begeben. Gerade das sei aus seiner Sicht die massivste Beschränkung für die Betroffenen. Der KAV sollte diesbezüglich auf seine Erfahrungen in der Rudolfstiftung zurückgreifen.

Supervision würde viel zu wenig in Anspruch genommen. Es sei österreichweit eine Änderung der Arbeitskultur notwendig. MitarbeiterInnen sollten offen über ihre Anliegen sprechen können. Wichtig sei auch eine klare Trennung der Verantwortlichkeiten in den Bereichen Medizin und Pflege. Oft würden Pflegepersonen auf Grund der Abwesenheit der Stationsärzte nach 13 Uhr mit medizinischen Anfragen der Angehörigen befasst.

Zum Bereich Sachwalterschaft nennt hier der Zeuge, dass dies zu schnell verfügt werde und die Anwaltskanzleien die große Zahl an besachwalterten Personen nicht ausreichend betreuen können. Der Verein für Sachwalterschaft sei zu nieder dotiert.

Im Hinblick auf das Einverständnis, das er bei Einsicht in Unterlagen von den Betroffenen einholen müsse, befürwortete der Zeuge die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für den Pflege-Ombudsmann mit entsprechenden Befugnissen. 

Punkto politisches Umfeld gab der Zeuge an, dass nach seiner Wahrnehmung bei Fragen mit wesentlichen finanziellen Auswirkungen stets die Zustimmung des Herrn Bürgermeisters eingeholt werde. StRin Frau Dr. Pittermann sei die Erste gewesen, der aufgefallen sei, dass im Bereich der städtischen Pflegeheime nicht kontrolliert werde. Nach einer Einarbeitungszeit habe sie sich sehr bemüht zu erfahren, was wirklich los sei. Sie sei auch regelmäßig in Geriatriezentren und spreche ohne Anwesenheit der oberen Führungsebene direkt mit den Mitarbeitern.

Soweit die Aussage des Zeugen Dr. Vogt im Wesentlichen.

Dr. Leitner gab an, von 1992 bis 2003 die MA 47 geleitet zu haben. Die Aufsicht der Pflege- und Wohnheime sei in §§ 23 f des Wiener Sozialhilfegesetzes geregelt. Vor der Gründung der MA 47, Ende 1991, habe die MA 17, der Vorgänger des Krankenanstaltenverbundes, die Aufsicht über die städtischen Einrichtungen selbst vorgenommen. Für die Aufsicht bei privaten Einrichtungen sei die MA 12 zuständig gewesen, diese Zuständigkeiten seien bei Gründung der MA 47 von dieser übernommen worden. 

Ausgangspunkt der Diskussion um die Zuständigkeiten sei ein Rechnungshofbericht des Jahres 2000 gewesen, der die Frage der Prüfung der städtischen Pflegeheime aufgeworfen habe. Man habe argumentiert, dass die Organisation der städtischen Pflegeheime de facto eine nach dem KAG sei und damit das Sozialhilferecht nicht adäquat sei.

Nach der Geschäftseinteilung sei allerdings die MA 47 für die Aufsicht der Heime zuständig gewesen. Nach Ansicht des Zeugen reiche die Wahrnehmung der Aufsicht durch den KAV selbst in die 70er-Jahre zurück. Er bezeichnete dies als politischen Konsens, wusste aber nicht, ob es eine diesbezügliche konkrete Weisung gebe. 

Von Missständen oder besonderen Mängeln in städtischen Pflegeheimen habe der Zeuge vor dem Jahr 2000 nicht Kenntnis gehabt. 

Die Prüfungen der MA 47 teilten sich auf in kommissionelle, bei denen eine größere Anzahl von Sachverständigen beigezogen wurde, speziell auf den Pflegebereich bezogene Prüfungen und Prüfungen bei Beschwerden im Anlassfall. Gemäß Prüfungsplan sollten alle 72 privaten Einrichtungen alle zwei bis drei Jahre kommissionell und im Pflegebereich einmal jährlich überprüft werden. Für die Prüfungen standen vier Mitarbeiterinnen zur Verfügung, von denen eine jedoch im Jahr 2001 schwer erkrankte und erst nach der Pensionierung im Jahr 2002 nachbesetzt wurde. 

Im Dezember 2001 sei die MA 47 von der StRin Dr. Pittermann mit feuerpolizeilichen Überprüfungen der privaten Einrichtungen betraut worden. Der KAV sei beauftragt worden, sich diesbezüglich um seine Einrichtungen selbst zu kümmern.

Nach der Rechtsauffassung des Zeugen sei der KAV, der mit der behördlichen Aufgabe betraut werden könne, bei seinen Prüfungen als Sozialhilfeträger tätig gewesen. Dies sei allerdings nicht in der Geschäftseinteilung verankert gewesen. 

Im Jänner 2002 habe die Frau Stadträtin die schriftliche Weisung erteilt, die MA 47 solle feuerpolizeilich die privaten und die städtischen Heime überprüfen. Auf Grund der Personalsituation habe der Zeuge vorgeschlagen, die Aufsicht unter weiterer Einbeziehung des KAV durchzuführen. Dieser Vorschlag sei von der Frau Stadträtin abgelehnt worden und sie habe im Sommer oder Herbst 2002 darauf gedrungen, dass die Aufsicht nicht mehr vom KAV wahrgenommen werde.

Die MA 47 habe dann die kollegialen Führungen der Häuser auf die neue Situation vorbereitet und als Erstes, in Akkordanz mit dem Kontrollamt, das Geriatriezentrum Baumgarten überprüft. 

Zur Frage des Aktenlaufes des Protokolls der MA 47 zum Anlassfall meinte der Zeuge, es sei durchaus üblich, auch über die Pressesprecher Akten an die Stadträtin zu übermitteln. In der MA 47 hatten dazu die Bearbeiter, sein Sekretariat und er selbst Zugang.

Seine Pensionierung sei auf Grund einer Organisationsänderung ein rechtlich möglicher Weg gewesen und er habe sich dafür entschieden. Es sei ihm nicht in Erinnerung, ob er seinen Vorgesetzten im Jahr 2001 mitgeteilt habe, dass er die städtischen Pflegeheime nicht überprüfe. 

Soweit die Aussage des Zeugen Dr. Leitner.

Aus gegebenem Anlass halte ich fest, dass die Akten, welche über Beschluss der Kommission beigeschafft wurden, sämtlichen Kommissionsmitgliedern und Ersatzmitgliedern in der Geschäftsstelle zur Einsichtnahme zur Verfügung stehen und standen und lediglich von jenen Akten, bezüglich derer laut Beschluss der Kommission die Vertraulichkeit zu wahren ist, keine Kopien hergestellt werden dürfen.

Weiters halte ich fest, dass die jeweils an Zeugen ergangenen Ladungen den vier Fraktionen wunschgemäß zur Kenntnisnahme übermittelt werden.

Es ist für heute vorgesehen, die Zeugen Dr. Pilz, Mag. Dorothea Gschöpf vom Verein der Sachwalterschaft und Herrn OSR Dr. Zörner sowie einen Experten für den Datenschutz,
Univ.Prof. Dr. Michael Holoubek, zu hören.

Ich habe noch bekannt zu machen, dass eine Entschuldigung der als Zeugin geladenen 
Sun-Duck Sheu vorliegt, in der geschrieben ist, dass sie noch einer amtsärztlichen Untersuchung unterzogen wird und sie daher ersucht um einen späteren Ladungstermin.

Dann mache ich die Kommission aus formellen Gründen darauf aufmerksam, wir müssten noch einen Beschluss fassen, dass anstelle des Zeugen Schlaffer die Frau Mag. Gschöpf vernommen wird, weil beantragt wurde an sich von Seiten der Grünen Fraktion Schlaffer. Dann fehlt auch noch ein Beschluss über die Vernehmung des Herrn Univ.Prof. Dr. Michael Holoubek, weil da wurde seinerzeit nur gesagt „eines Experten“. 

Ich bitte also, darüber abzustimmen. Gibt es da eine Stimmenthaltung? Eine Gegenstimme? - Dann darf ich davon ausgehen, dass dieser Beschluss einstimmig gefasst wurde.

Wird eine Wortmeldung gewünscht oder kann ich in die Vernehmung der Frau Dr. Pilz eingehen?

Frau Dr. Pilz! Sie werden jetzt als Zeugin hier einvernommen. Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass als Zeuge die Wahrheit zu sagen ist und auch nichts verschwiegen werden darf, was zur Sache gehört. Zunächst bitte ich um Ihre Personalien. Name, Geburtsdatum und Adresse.

GRin Dr. Pilz: Mein Name ist Sigrid Pilz. 

(Personalien wurden bekannt gegeben.)
Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz! Zunächst die Frage nach Ihren persönlichen Wahrnehmungen, also, nicht das, was Sie vom Hörensagen oder aus Meldungen irgendjemandes wissen, sondern was Sie selbst über Missstände in der Geriatrie wahrgenommen haben. Wann dies gewesen ist und allenfalls auch welche Konsequenzen Sie daraus gezogen haben. Bitte.

GRin Dr. Pilz: Herr Vorsitzender! Ich besuche die Geriatriezentren der Stadt Wien, seit ich als Gemeinderätin tätig bin. Auch schon zuvor war ich einmal einen ganzen Tag im Geriatriezentrum Am Wienerwald und bin seither relativ häufig in den Häusern, in den Pflegeheimen der Stadt und habe da sehr, sehr Unterschiedliches gesehen. Ich fange jetzt bei meinen allerletzten Wahrnehmungen an. Ich habe davon schon in der letzten Sitzung der Untersuchungskommission berichtet. Ich habe mir das St. Rochusheim im 14. Bezirk angeschaut, weil der Herr Dr. Vogt in der Sendung „Von Tag zu Tag“ davon gesprochen hat und darüber berichtet hat, dass dort die Verhältnisse besonders schlecht sind. Ich habe daher sehr kurzfristig beschlossen, mir das Haus anzuschauen und seine Aussage leider sehr bestätigt gefunden. 

Sie müssen sich vorstellen, es ist insbesondere im Erdgeschoss ein freudloser, abgewohnter Trakt, wo die alten, pflegebedürftigen Menschen auf engstem Raum liegen. In einem Fall hat man den Eindruck, das Nachtkastl ist so eingezwickt, dass man als erwachsener Mensch nur sozusagen seitlich zwischen die beiden Betten hinein kann. Die Vorstellung, dass hier ein körperbehinderter Mensch gut sein eigenes Bett erreichen kann, ist eigentlich sehr schwierig. Es ist das Mobiliar abgenützt, die Tür vom Schrank hängt schief in der Angel, das Bett ist ein altes Stahlrohrbett, der Boden ist verschrammt. Es ist so eine Tristesse - dass man sich vorstellen muss, dass man hier im 21. Jahrhundert in einer reichen Stadt Wien solche Verhältnisse duldet, das ist unerträglich.

Sie müssen sich darüber hinaus noch vorstellen, dass im Erdgeschoss die einzige Möglichkeit für diese Menschen, nicht im Bett zu sein, der Gang ist, keine Aufenthaltsräume. Da sitzen sie dann Rollstuhl an Rollstuhl und fast jeder Bewohner, jede Bewohnerin hat ein Stecktischchen vor sich und es die Hölle der Ereignislosigkeit.

Vorsitzender Dr. Körber: Das sind Wahrnehmungen, die Sie in welchem Zeitraum gemacht haben?

GRin Dr. Pilz: Diese Wahrnehmungen, wenn Sie mich jetzt nach dem Datum fragen, weiß ich es nicht genau, es hat fest geschneit. Es war im Wesentlichen vor 10 Tagen. Dazu muss ich noch sagen, das Pflegepersonal und die Ärzteschaft dort tut, was sie kann, aber die Rahmenbedingungen, die sie vorfinden, sind katastrophal. Sie werden vertröstet, dass das Haus geschlossen werden soll. Das steht auf der Agenda, ist aber nicht der Fall. Da geht es darum, dass ein Trakt im Pflegeheim Baumgarten, im Geriatriezentrum Baumgarten für sie renoviert wird. Angesichts des Drucks nach freien Betten ist die Frage, wann das realisiert wird. Vertröstungen, Hoffnung auf Zukunft gibt es viele. Ich stehe auch nicht an, dass ich positive Beispiele gesehen habe. Ganz zuvor bestimmt das Geriatriezentrum Favoriten. Dieser tolle Neubau dort, wo wirklich viel realisiert wird im Vorgriff auf eine gute Zukunft, wo die Menschen so wohnen können, fast in jeder Hinsicht so, wie man es sich selber auch gut vorstellen könnte. 

Dann kenne ich das Geriatriezentrum Am Wienerwald. Da kommt beides vor, da kommt gute Versorgung neben totalem Mangel vor. Der totale Mangel besteht dort, wo die Menschen auf abgewohnten Langzeitstationen zwar gepflegt, zwar medizinisch versorgt, aber in keiner Weise nach modernen Kriterien der Anregung, der Unterstützung, der Rehabilitation, einfach verwahrt werden. Ich meine, wir können uns das nicht mehr leisten im 21. Jahrhundert.

Vorsitzender Dr. Körber: Wobei Sie den Begriff „moderne Kriterien“ nicht näher definieren?

GRin Dr. Pilz: Herr Vorsitzender, das kann ich schon. Vorausschicken möchte ich, das ist ein „grünes“ Thema seit vielen, vielen Jahren. Schon meine Vorgängerin Frau Kunz und ihr Vorgänger, der Schani Margulies, haben sich dessen angenommen, da war noch kein Skandal wie dieser auf der Tagesordnung. Es ist uns ein wichtiges Thema.

Moderne Geriatrie. Ich habe es hier schön öfter gesagt, das Rad ist erfunden. Es gibt österreichische, es gibt deutsche, es gibt internationale Experten und Expertinnen, die sagen, was Sache ist. Und Sache ist: Menschen in spitalsähnlichen Strukturen aufzubewahren, ihnen in totalen Institutionen - und ich würde das für Sie dann gerne später ausführen, was ich damit meine - Lebensmöglichkeiten, Würde und Respekt zu nehmen, heißt, sie nicht adäquat zu behandeln, sie nicht adäquat zu versorgen. Da gibt es Konzepte, Stichwort: Aufwertung der Persönlichkeitsrechte, den Menschen in den Mittelpunkt stellen. Also, nicht zu sagen: Was können wir in der Institution wie tun? Sondern zu sagen: Was braucht der alte Mensch, der pflegebedürftige Mensch? Um diese Wünsche herum und um diese Bedürfnisse herum das Konzept aufzubauen und nicht zu sagen: Wir sind eine Institution und da müssen sich die Menschen hineinpassen in strenge Tagesstrukturen, in Zimmergrößen, in Essenszeiten, in Ausgehzeiten oder nicht und, und, und. Das ist das Gegenteil einer würdigen Versorgung.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Doktor! Sie haben vorhin andere Geriatriezentren auch namentlich erwähnt. Vielleicht sagen Sie uns doch, welche haben Sie besucht in der Zeit.

GRin Dr. Pilz: Ich habe Liesing besucht vor, ich würde sagen, einem guten Monat. Ich habe Baumgarten besucht, das ist jetzt wahrscheinlich ein Jahr her. Die sind mir jetzt in Erinnerung. Das GZW mehrere Male und, wie gesagt, Favoriten und als Letztes das St. Rochusheim.

Vorsitzender Dr. Körber: Da konnten Sie also schon Unterschiede in der Pflegesituation wahrnehmen? Haben die positiven Stationen - sagen wir jetzt kurz - überwiegend sich gezeigt oder waren das die negativen?

GRin Dr. Pilz: Herr Vorsitzender!  Wenn es so wäre, dass man sagen könnte, Favoriten ist der große Teil, das schöne neue Geriatriezentrum in Favoriten ist der große Teil und wenige leben noch so wie in Baumgarten, im Geriatriezentrum Am Wienerwald oder St. Rochusheim, dann wäre unser Druck, hier etwas zu verändern, sicher nicht so groß. Jetzt ist es so, man führt immer wieder die guten Häuser, die guten Stationen, die guten neuen Einrichtungen vor und nimmt aus dem Blick, dass die überwiegende Anzahl 2 000 Menschen in Lainz, um die 800 Menschen in Baumgarten und, ich glaube, einige 300, 400 Menschen in Liesing, das kann ich jetzt gar nicht genau sagen - überwiegend sind in diesen alten Großstrukturen die alten Verhältnisse vorherrschend. Und das macht die Änderungsnotwendigkeit so gut.

Ich weiß nicht, ob Sie den Film gesehen haben über das Geriatriezentrum Am Wienerwald. Wenn das ein Reiseveranstalter macht, so einen Film, wo er sagt, was er alles hat und was er alles bietet und man bucht daher und man kommt dorthin und sieht, irgendeiner von den 100, die da gekommen sind, die mitreisen, wohnt so, die anderen 99 wohnen schrecklich, in ungeeigneten Unterkünften, man würde wegen Prospektbetrug klagen. Das können leider die Bewohner und Bewohnerinnen nicht, denn das Wesen der totalen Institution ist die Totalität und die Rechtlosigkeit der alten Menschen. 

Meine Position ist, wer bedürftig ist und schwach ist, braucht mehr Recht als andere und nicht weniger. Faktum ist, dass die Menschen weniger Rechte haben.

Vorsitzender Dr. Körber: Im Geriatriezentrum Floridsdorf waren Sie nicht?

GRin Dr. Pilz: War ich noch nicht. Das gilt unter den sehr, sehr Guten.

Vorsitzender Dr. Körber: Ist das neu?

GRin Dr. Pilz: Das ist ganz neu, absolut, das ist ganz neu. Das zählt zu den guten Häusern. Ich kenne auch private Häuser, aber in anderen Bundesländern. Ich habe mir vorgenommen, auch die Privaten zu besuchen.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie sagen, Sie kennen auch private Häuser in anderen Bundesländern. In Wien haben Sie kein privates Heim besucht?

GRin Dr. Pilz: Im Moment einmal ist meine politische Aufgabe, dass ich mich im Wesentlichen mit der Frage der Versorgung in den städtischen Häusern beschäftige als zuständige Gemeinderätin. Das ist hier schon gesagt worden, was nicht aus dem Blick nehmen soll, dass es erhebliche Mängel auch gibt in privaten Institutionen. Wir haben darüber hier schon gesprochen. Die Schwierigkeit bei den privaten Institutionen ist, wir haben diese Akten auch daher in Vertraulichkeit, dass die öffentliche Diskussion über die Mängel, die dort bestehen, die zum Teil sehr verschwiegen sind, dass man die nur unter Androhung von irgendwelchen Verfahren, die einem dann drohen von irgendwelchen privaten Trägern, führen kann. Wobei ich jetzt doch eine Einschränkung mache. Ich erinnere mich, dass ich im 22. Bezirk in einem privaten Heim war, das sehr gut geführt ist und wo Appartements für alte Menschen sind und wo kleine Zimmer eingerichtet sind und wo sehr ambitioniert gearbeitet wird.

Vorsitzender Dr. Körber: Sind Angehörige oder Patienten an Sie persönlich herangetreten mit irgendwelchen Wünschen oder Beschwerden?

GRin Dr. Pilz: Sie bringen mich jetzt in einen Konflikt, Herr Vorsitzender. Ich habe mich, weil ich so eine Frage erwartet habe, im Vorfeld dazu entschieden, es für Sie zu beantworten. Ja, ich war vor kurzem - das ist jetzt vielleicht ein Monat her - eingeladen im Geriatriezentrum Am Wienerwald bei einem Angehörigentreffen, ganz offiziell, es waren auch Honoratioren des Kranken-
anstaltenverbundes anwesend. Es war eine gute Station und man wollte - und das finde ich sehr, sehr zielführend, nachdem ich zu den Kritikerinnen gehöre von Verhältnissen, die im GZW herrschen - das mit mir auch offen diskutieren und die Angehörigen, die da waren, waren ambitionierte, interessierte Angehörige, die auch über die Station, um die es gegangen ist, sehr positiv, es waren zufriedene Angehörige und engagierte. Sie haben dann in dieser öffentlichen Diskussion gesagt, hier ist es sehr gut, aber auf Pavillon sowieso ist es die Hölle. Ich habe gesehen, wie die anwesenden Honoratioren und Honoratorinnen betreten miteinander getuschelt haben. Ich habe trotzdem nachgefragt, ich habe niemand genötigt, von sich aus haben sie gesagt, es ist die Hölle auf anderen Stationen. Sie haben dann auf meine Nachfrage, man hat versucht, diese Nachfrage zu verhindern, aber sie haben berichtet davon, dass eine, die Mutter von einer dieser Angehörigen, die, die Gepflegte ist, von einem Arzt niedergehalten worden wäre, eine Spritze gegen ihren Willen wäre ihr verpasst worden, sie hätte einen Gummianzug angehabt, sie wäre angeschrieen und bedroht worden. All diese Dinge sind im Beisein von hohen FunktionärInnen des Krankenanstaltenverbundes gesagt worden. 

Eine zweite Dame hat eingestimmt und hat gesagt, „Ja, ja, hier ist es gut, aber Sie müssten wissen, wie schlimm es auf...“ - einem weiteren, einem dritten Pavillon wäre. Ich habe mich nicht abhalten lassen, es war alles sozusagen öffentlich in dieser Angehörigenrunde, nachzufragen, was denn in diesem Fall der Fall gewesen wäre und dann hat die Dame gesagt, sie hätte, die Angehörige, die Tochter, um eine neue Inkontinenzeinlage gefragt, man hätte ihr das verwehrt, man hätte gesagt, das ist noch nicht an der Zeit und sie kriegt erst in drei Stunden etwas. Zu einem anderen Zeitpunkt wäre sie unbekleidet nach dem Waschen im kalten, zugigen Zimmer gelegen und es wäre eine Tortour für die Mutter gewesen.

Entschuldigen Sie, ich muss diesen Fall fertig schildern, weil es ist typisch, wie das weitergegangen ist. All das konnte nicht verhindert werden und all das auch vor Zeugen aus dem Haus. Ich habe dann mit den Angehörigen, nachdem wir sozusagen zu Kaffee und Kuchen übergangen sind, noch weiter gesprochen. Die zuständige Pflegeperson ist mit den hohen FunktionärInnen hinausgegangen und die haben sich verabschiedet und kam dann zurück und sagte, „Ich habe vergessen“ - es war schon der informelle Teil - „nachzutragen, dass diese Veranstaltung absolut vertraulich ist, das geht insbesondere an Sie, Frau Pilz, denn wir wollen darüber nichts in den Medien lesen.“

Für mich ist klar, ich respektiere die Wünsche, zwar nicht die Wünsche der Angehörigen, muss man sagen, sondern die Wünsche des Hauses. Ich habe schon gefunden, dass die Vorwürfe so streng sind, so gravierend, dass ich tags darauf den Herrn Dr. Vogt davon in Kenntnis gesetzt habe und auch die Namen, um die es ging, bekannt gegeben habe, die ich sozusagen nicht belegen kann, aber wie es diese Angehörigen gesagt haben. 

Das heißt, wenn man an der Oberfläche kratzt, selbst auf Vorzeigestationen, kommen Berichte über schlimmste Situationen von Angehörigen aus freien Stücken ans Tageslicht.

Vorsitzender Dr. Körber: Kam von Herrn Dr. Vogt eine Rückmeldung an Sie, ob er diese Vorwürfe verifiziert hat oder ob er etwas unternehmen konnte? Eine Intervention?

GRin Dr. Pilz: Hat Dr. Vogt hat mir berichtet, dass er dabei ist, die Sache zu recherchieren.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich überlasse die weiteren Fragen den Kommissionsmitgliedern.

Bitte, Herr GR Kenesei.

GR Kenesei: In den ganzen Protokollen, die man nachlesen konnte, gibt es immer wieder die Nachfrage und die Diskussion über Beruhigungsmittel, Overalls, Gitterbetten, Stecktischchen bei den Rollstühlen usw. Es fällt irgendwie auf, dass sich das wie ein roter Faden eigentlich quer durch alle Befragungen zieht und eigentlich in die Richtung geht, dass mit Personen, die in eine gute Obhut gegeben werden, eher so umgegangen wird, wie es sich keiner wünscht. Jetzt in die Richtung die Frage: Warum ist gerade das so ein wesentlicher Punkt, der offensichtlich über Jahre hindurch und trotz der Diskussion in der Untersuchungskommission kein Ende findet?

GRin Dr. Pilz: Das für mich am Besorgniserregendste an diesen Fragen ist das mangelnde Unrechtsbewusstsein. Das mangelnde Unrechtsbewusstsein, das sich dadurch äußert, dass man viele dieser Dinge, von denen du jetzt gesprochen hast – Steckgitter, Overalls, Seitengitter, Stecktischchen, usw. – dass viele dieser Dinge maskiert werden - und ich sage es so hart – als Fürsorglichkeit. Als fürsorgliche Maßnahme im Interesse der Bewohner und Bewohnerinnen. Es geht sogar so weit, dass diese Overalls - von denen ich einen hier mitgebracht habe, damit alle sehen, was man anhaben kann, wenn man nicht mehr sehr viele Rechte hat – vom Krankenanstaltenverbund einhellig nicht als freiheitsbeschränkende Maßnahme qualifiziert werden. Das widerspricht der Fachwelt. Wen immer Sie dazu lesen, Prof. Klien, Dr. Gammer, Prof. Hirsch, internationale und österreichische Experten, den Verein für Sachwalterschaft können Sie dazu auch gerne zitieren, betrachten diese Dinge als Freiheitsbeschränkung, als Freiheitseinschränkung. Der Krankenanstaltenverbund tut es nicht und die verschiedenen Funktionsträger haben ganz unterschiedliche Begründungen. Der Overall, auch wenn das nur eine kleine Facette, eine besonders verschwiegene Facette dessen ist, ist ein gutes Beispiel. Alle die, die hier so lange in der Untersuchungskommission sitzen wie ich, wissen, dass ich alle dazu gefragt habe, die hier als Zeugen geladen waren. Ich habe unterschiedlichste Antworten gekriegt. 

Frau Polat-Firtinger sagt, sie werden ausschließlich nach ärztlicher Anordnung angezogen. Dr. Kaspar sagt, es gibt nie eine ärztliche Anordnung dafür. Pflegedirektorin Keihsler sagt, es gibt keine ärztliche Anordnung dazu. Dr. Vogt sagt, natürlich braucht es eine ärztliche Anordnung. Genau so vielfältig sind die Gründe, warum man diese Dinge anzieht.

Da sagt Dr. Dohr, damit die Windel - ich verwende diese umgangssprachliche Ausdrucksweise - nicht ausgezogen wird. Polat-Firtinger sagt, die Windel wegzunehmen, ist expressis verbis kein Kriterium für den Overall. Verwirrtheit und Scham darf ein Grund sein, aber das mit der Windel darf kein Grund sein. Dr. Kaspar sagt, man muss die Menschen am Kotschmieren hindern. Tut mir Leid, ich bin so deutlich. Und Dr. Vogt sagt, ein Geronto-Psychiater braucht diese Dinge nicht.

An der Art und Weise, wie damit umgegangen wird, wird deutlich, da macht jeder, was er möchte, und nicht im Interesse der Patienten. Für Stecktische, Bauchgurte usw. gilt Ähnliches. Statt dass man, wie das Kontrollamt es auch angeregt hat, dringend eingemahnt hat, freiheitsbeschränkende Maßnahmen nur dann zu nehmen, wenn alle anderen gelinderen Mittel nicht zum Zug kommen können, um eine direkte Gefahr abzuwenden, diese Rahmenbedingungen werden systematisch verletzt, systematisch verletzt. Man macht die Stecktischchen präventiv, gibt das auch zu. Man macht die Seitengitter präventiv, gibt das auch zu, obwohl das auch im jetzigen rechtsfreien Raum keine ausreichende Deckung findet. Man mutet den Menschen Einschränkungen in ihrer Freiheit zu, die dem System dienen, aber nicht dem Patienten.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz, ich habe volles Verständnis dafür, dass Sie Ihren Standpunkt als Kommissionsmitglied darlegen wollen, aber bitte schon zu unterscheiden, die Zeugenqualität, die sich auf Wahrnehmungen bezieht. Also, wollen Sie bitte versuchen, einen Vortrag über die Situation nicht zu halten, sondern nur auf konkrete Fragen zu antworten. 

Bitte, haben Sie noch eine? Frau GRin Lakatha.

GRin Lakatha: Sämtlich Aussagen, die Sie bisher getroffen haben, sind uns bekannt, wir waren bei den Sachen dabei. Außer diese Aussage jetzt über das Angehörigentreffen, die ich unwahrscheinlich finde, und es ist Gott sei Dank so, dass sich der Herr Dr. Vogt jetzt da um Klärung bemüht. Da wir bei allen dabei waren, da wir alles wissen, haben wir derzeit keine Fragen an Sie.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Frau GRin Mag. Schmalenberg.

GRin Mag. Schmalenberg: Sehr geehrte Frau Dr. Pilz, auch wir kennen Ihren Standpunkt. Sie haben Ihren Standpunkt und Ihre Ansichten und Ihre Vorschläge hier in der Untersuchungskommission, aber auch im Ausschuss, im Gemeinderat und auch in der Geriatriekommission, wo es schon sehr viele Stunden Diskussion über diese Dinge gegeben hat und noch geben wird, schon des Öfteren dargelegt. Wie die Situation in den Pflegeheimen ist, das wissen, darüber haben wir uns selbst ein Bild gemacht, da haben wir unsere Wahrnehmung. Wir denken, dass es hier um die Wahrheitsfindung geht und um die Klärung der politischen Verantwortung. Wir haben in diesem Zusammenhang auch keine Fragen an Sie.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr GR Deutsch, bitte.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Frau Dr. Pilz! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Sie haben von einem Treffen mit Angehörigen eingangs berichtet. Ich halte es selbstverständlich für völlig richtig, dass Sie den Herrn Dr. Vogt davon informiert haben. Er ist die Ansprechstelle für Angehörige, für Bewohner und Patienten. Diese Ombudsstelle ist nicht zuletzt auf Initiative von Frau StRin Dr. Pittermann eingerichtet worden.

Wir haben schon zu Beginn der Untersuchungskommission gemeint, dass es auch die Aufgabe dieser Untersuchungskommission sein soll, von Verdächtigungen, von Pauschalierungen, von Skandalisierungen auch zu sehr präzisen, konkreten Aussagen zu kommen. Wir haben den Antrag auf Einvernahme deshalb gestellt, wie Sie wissen, weil Sie am 13. November in der Befragung der Frau Oberin Staudinger mitgeteilt haben, dass Sie über Informationen aus dem Pflegebereich verfügen, dass - ich kürze das jetzt ab - gegen den Willen Patienten Medikamente in das Essen gemischt werden. Es handelt sich hier um einen sehr schwer wiegenden Vorwurf hinsichtlich der Verabreichung von Medikamenten.

Das heißt, meine erste Frage wäre: Könnten Sie diesen Vorwurf konkretisieren? Geht es hier um die Verabreichung von Medikamenten, wie Sie gemeint haben, ohne Wissen der Patienten, ohne medizinische Indikation? Um welche Medikamente, in welchen Dosierungen handelt es sich?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Frau GRin Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Danke für die Frage. In einem Punkt muss ich Ihnen widersprechen und zwar hinsichtlich der Vorwürfe, die ich hier tatsächlich erhoben habe und ich Ihnen heute gerne auch im Detail belegen möchte. Es ist mir immer, auch mit all diesen Fragen, weniger darum gegangen – und vielleicht unterscheide ich mich da von anderen Fraktionen hier – einzelnen Personen einzelne Vorwürfe persönlich anzuhängen, sondern die strukturelle Gewalt, die strukturelle Freiheitsentziehung in totalen Institutionen zu verdeutlichen. Insofern muss ich Ihnen jetzt bei meinen Wahrnehmungen das vorausschicken. Ich glaube, dass das systembedingt ist in Institutionen, wo Menschen auf so engem Raum so unwürdig leben, kommen Übergriffe in Bezug auf Medikamente, in Bezug auf Verletzung von Intimsphären, zu schnelles Essen-Eingeben und, und, und, sind der Fall. Ich will Ihnen mein Motiv, warum ich diese Sache angesprochen habe und ich habe in der Tat und ich habe eine eidesstattliche Erklärung dazu, die ich dem Herrn Vorsitzenden nachher gerne geben möchte, von einer Pflegeperson, die mir in einem sehr langen persönlichen Gespräch diese Vorwürfe mir gegenüber geäußert hat. Ich kann das jetzt vorlesen, damit Sie wissen, worum es geht: 

„Ich, XY, geboren am so und so vielten, erkläre hiermit an Eides statt, dass ich von folgenden Missständen in Wiener Städtischen Pflegeheimen auf Grund eigener, jahrelanger Wahrnehmungen Kenntnis habe und diese Informationen Frau GRin Dr. Sigrid Pilz im Herbst 2003 persönlich weitergegeben habe. Im Geriatriezentrum Am Wienerwald werden Pflegepersonen von Ärzten aufgefordert, an Patientinnen und Patienten, welche sich weigern, die ihnen verordneten Medikamente zu nehmen, die Medizin gegen deren Willen zu verabreichen. Die medizinische Anordnung für das Medikament erfolgt vom Arzt, der sich dann aber nicht darum kümmert, wie die Patientin oder der Patient das Medikament nehmen soll. Die Durchführungsverantwortung liegt bei der Pflege. Auf den Einwand der Pflegeperson gegenüber dem Arzt, dass sich Patienten weigern, das Medikament zu nehmen, wird von Ärzten regelmäßig geantwortet: “Reibt es ihnen halt ins Essen.“ Pflegepersonen sind häufig nicht mutig genug, sich gegen diese Aufforderung zu wehren. Das ist auch verständlich, weil nach meiner Beobachtung die Angst vor Sanktionen und der Druck seitens der Ärzte im GZW seit Jahren so groß ist. Für die Anordnung der Beimischung gegen den Willen der Patienten gibt es keine Dokumentation durch Ärzte oder Pflegepersonal. Es wird von den Pflegepersonen einfach erwartet, dass sie es machen.

Oft haben die Medikamente durch die Auflösung im Getränk oder im Essen zudem einen Wirkungsverlust, was die Ärzte offensichtlich in Kauf nehmen. Nicht umsonst werden seitens der Pharmaindustrie Medikamente mit unterschiedlichen Oberflächen erzeugt, um erst am geplanten Ort zur Auflösung zu gelangen bzw. den Wirkstoff langsam dosiert abzugeben. 

In einem mir bekannten Fall wurde einem Patienten, der seine Nahrung mit PEG-Sonde bekommt, weil er sie nicht schlucken kann, vom Arzt Medizin in fester Tablettenform verschrieben. Über die Verabreichungsform scheint sich der verschreibende Arzt offensichtlich keine Gedanken gemacht zu haben. 

Häufig erfolgen medizinische Anordnungen von dem Arzt, der in der Nacht Bereitschaftsdienst hat, nur telefonisch. Er schläft sozusagen in Bereitschaft. Denn manche Ärzte sagen auch am Abend beim Verabschieden vom Pflegepersonal: „Falls in der Nacht dies oder jenes bei einem Patienten eintritt, dann geben Sie das und das.“ Wenn dann die beschriebene Situation eintritt, muss das Pflegepersonal von dieser Anweisung auf Vorrat Gebrauch machen. Die schriftliche Anweisung wird erst nachträglich in der Früh vom Arzt unterschrieben. Falls ein Patient aber in der Nacht stirbt oder eine sonst akute Verschlechterung des Gesundheitszustandes der Patienten eintritt, bliebe rechtlich das Pflegepersonal über, das dann eben Medikamente ohne nachweisbare schriftliche Anordnung verabreicht hat. 

Die von der Direktion erteilte Weisung, keine telefonischen Medikamentenverordnungen entgegen zu nehmen, wird von den Ärzten des GZW ins Lächerliche gezogen, zudem versuchen die Ärzte, Pflegepersonen, die sich an diese Weisung halten, als unfähige Befehlsempfänger abzustempeln. 

Wenn Patienten in der Nacht unruhig sind und damit andere Zimmerbewohner stören, z.B. wenn sie ihre Sachen herumräumen, wird eine medikamentöse Sedierung der unruhigen Menschen vom Arzt verordnet, damit Ruhe herrscht. Es ist nämlich für zwei Schwestern, die ab 19 Uhr für 30 bis 40 Patienten zuständig sind, nicht möglich, sich auch noch um mehrere unruhige Patienten zu kümmern. 

Nach meinen Beobachtungen wird allerdings häufig nach dem Grundsatz einmal sediert, immer sediert verfahren. Damit meine ich, dass auch weiterhin sedierende Medikamente verschrieben und verabreicht werden, sozusagen prophylaktisch, häufig ohne jemals den Versuch zu machen, ob nicht auch ohne Medikamente oder zumindest mit niedrigerer Dosierung das Auslangen gefunden werden könnte.

Weiter habe ich beobachtet, dass der Druck der anderen Patienten und der Angehörigen, diesen unruhigen Patienten Beruhigungsmittel zu geben, auf das betreuende Personal laufend steigt. Meist mit der Begründung, dass man seine Ruhe haben will und diese Menschen sowieso auf die Psychiatrie gehören würden. 

Nach meiner Beobachtung reagieren Patienten fallweise aggressiv bzw. mit der oben beschriebenen Unruhe, wenn sie in der Nacht zu einem Lagewechsel des Körpers (Umdrehen) aufgeweckt werden. Dieses Aufwecken ist jedoch bei den vielen ungeeigneten Matratzen, die verwendet werden, notwendig. In einer Richtlinie zur Vermeidung, zur Therapie des Dekubitus, Verletzung der Haut und des darunter liegenden Gewebes, ist nämlich ein zweistündiger Lagewechsel vorgeschrieben. Wären die Patienten mit adäquaten Matratzen versorgt und setzte sich nicht der laufende Sparwahn mancher Ärzte (siehe Richtlinie der Ärztlichen Direktion) durch, könnte den Patienten ein zweistündiger Lagewechsel erspart und ein längerer Zeitraum zum Durchschlafen ermöglicht werden. Dies würde zu einem besseren Schlaf der Patienten führen, die Erholung durch den Schlaf wäre gegeben und die beschriebene Vorgangsweise könnte vermieden werden. So aber macht die Betriebsorganisation (Richtlinie der Direktion) die Patienten aggressiv, weshalb zu sedierenden Maßnahmen gegriffen wird. Oftmals ist daher nicht die jeweilige gesundheitliche Situation der Patienten Ursache für die medikamentöse Ruhigstellung, sondern die äußern Zwänge verleiten zu medizinisch verordneten Sedierungen.

Diese Situationen entstehen meiner Wahrnehmung nach durch die permanente Überbelastung des Pflegepersonals, weil die Pflegenden sowohl von den Vorgesetzten (Oberschwester, Direktion, Generaldirektion) als auch seitens der Ärzteschaft im Stich gelassen werden. Denn das zugeteilte Personal reicht bei weitem nicht aus, um die Anforderungen, die seitens der Bewohner, der Angehörigen, der Vorgesetzten und Öffentlichkeit gestellt werden, zu erfüllen.

Die Vorschrift, bei allen Pflegetätigkeiten zu zweit zu arbeiten (GZW-interne Dienstanweisung, die sich nicht mit dem Krankenpflegegesetz deckt bzw. über dieses hinaus geht) wird regelmäßig nicht beachtet, weil dies aus Mangel an Personal oft nicht möglich ist. Das bedeutet, dass auch die Intimpflege bzw. der Wechsel eines Inkontinenz‑Systems, was Bestandteil jeder Körperpflege ist, häufig nur von einer Person gemacht wird. Würde sich die Forderung nach Arbeit zu zweit durchsetzen, bedeutet das den sofortigen Zusammenbruch auch des gesamten extramuralen Bereichs. Denn keine Institution kann zwei Pflegepersonen zu einem Patienten schicken, weil das System schon jetzt nicht finanzierbar ist, ein doppelter Personaleinsatz ist daher völlig unrealistisch.“

Vorsitzender Dr. Körber: Welches Datum hat diese Erklärung?

GRin Dr. Pilz: Die Veranstaltung, das Treffen mit mir, hat im Herbst stattgefunden. Als eidesstattliche Erklärung habe ich mir das am 15.3. ausfertigen lassen, weil ich für die heutige Sitzung den Zeugen, die Zeugin schützen wollte.

Vorsitzender Dr. Körber: Also ist kein Datum auf dieser Erklärung?

GRin Dr. Pilz: Doch, doch.

Vorsitzender Dr. Körber: Welches?

GRin Dr. Pilz: Das Datum der Erklärung ist vom 15.3. und es bezieht sich auf ein Gespräch ...

Vorsitzender Dr. Körber: 15.3.2004?

GRin Dr. Pilz: 2004. Das Gespräch hat, das steht auch hier herinnen, im Herbst 2003 stattgefunden.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Ich hätte einige Fragen, die sich da natürlich anschließen. Sie haben uns jetzt das Schriftstück über die Wahrnehmung einer Person zur Kenntnis gebracht. Seit wann verfügen Sie über das Schriftstück?

GRin Dr. Pilz: Seit 15.3.2004. Das Gespräch hat im Herbst stattgefunden und es gibt dazu, von dem Gespräch, eine handschriftliche Aufzeichnung in meinem fortlaufenden Arbeitsbuch.

GR Deutsch: Wer ist unter XY zu sehen?

GRin Dr. Pilz: Eine Person, die ich aus verständlichen Gründen hier nicht bekannt geben werde.

Vorsitzender Dr. Körber: Ist diese betreffende Person noch im Dienst?

GRin Dr. Pilz: Das ist auch der Grund, warum sie mich ersucht hat, sie als Person zu schützen. Originalzitat der Person: „Weil ich sonst meinen Job verlieren würde.“

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Nachdem der Vorwurf in diesem Schriftstück auch angeführt ist, dass praktisch Medizin gegen den Willen verabreicht ist, wissen Sie, dass es sich dabei um einen strafrechtlichen Tatbestand handelt?

GRin Dr. Pilz: Wenn Sie die Untersuchungsprotokolle ausreichend lesen würden, dann hätten Sie schon festgestellt, dass das hier auch schon tätiges Personal in dieser Untersuchungskommission zugegeben hat. In der Tat, es ist natürlich ein strafrechtlich relevanter Tatbestand. Wir hatten das hier schon, von Einvernahmen, am Tisch.

GR Deutsch: Wenn Sie der Meinung sind, dass es sich um einen strafrechtlichen Tatbestand handelt, dann meine Frage: Haben Sie hier bereits Anzeige bei der Staatsanwaltschaft erstattet?

GRin Dr. Pilz: Wissen Sie, was das Problem daran ist? Wenn das eine grundsätzliche Misere in einem städtischen Pflegeheim ist, die da beschrieben ist, wird es schwer fallen, alle auf einmal anzuzeigen. Der Punkt ist, diese Verhältnisse müssen abgestellt werden und es muss dem Pflegepersonal die Möglichkeit gegeben werden, nicht ohne ärztliche Anordnung und vor allem nicht gegen den Willen des Patienten hier tätig zu werden. Das ist ja wohl eine einsichtige Forderung. Ich glaube, Anzeigen ändern nichts, Anzeigen machen Angst.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz, die Frage war, ob Sie Anzeige erstattet haben. Ja oder nein?

GRin Dr. Pilz: Nein, ich habe mir eine eidesstattliche Erklärung geben lassen.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Frau Dr. Pilz! Ich muss Ihnen sagen, ich bin jetzt einigermaßen entsetzt darüber, dass Sie eigentlich seit Herbst 2003 über Informationen verfügen, wo Sie selbst sagen, dass es sich um einen strafrechtlichen Tatbestand handelt, weder die Staatsanwaltschaft davon informiert haben bzw. geeignete Schritte gesetzt haben. Ich würde es schon auch für die staatsbürgerliche Pflicht halten, hier entsprechend tätig zu sein und diese Informationen nicht ein halbes Jahr zurückzuhalten bis zu Ihrer Einvernahme vor der Untersuchungskommission. Weil die Frage, die sich für mich daher anschließt, wie viele Patienten oder in der konkreten Frage der eine Patient oder mehrere Patienten wurden letztendlich auf Grund des Zurückhaltens dieser Information gefährdet, wenn sich dieser Vorwurf bestätigen sollte?

Ich muss sagen, ich bin hier einigermaßen darüber entsetzt, dass Sie diese Informationen nicht weiter gegeben haben. Daher meine andere Frage: Hat vielleicht die handelnde Person oder der Informant, den Sie nicht nennen wollen, XY, selbst Anzeige erstattet?

GRin Dr. Pilz: Letzteres entzieht sich meiner Kenntnis. Ich darf Sie auf die Einvernahme der Frau Platzer hier verweisen. Ich habe nämlich den Vorwurf „reibt`s es ins Essen“ hier schon thematisiert und die Frau Platzer konfrontiert. Sie hat gesagt, eine Beimischung gegen den Willen des Patienten wäre in einem Fall mit der Tochter besprochen gewesen. Das ist nicht weniger legal, nur damit Sie wissen, darüber gab es Wissen, gibt es Wissen. Dr. Dohr hat in Bezug auf Medikamente davon gesprochen, dass es zu hohe Dosen gibt, auch das kommt vor.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Das Problem ist, dass Sie relativ allgemeine Antworten, aber auch nebulose Vorwürfe von sich geben. Meine Frage war, ob Sie hier auch mit konkreten Aussagen kommen können? Ich halte jetzt einmal fest, dass Sie seit mehr als einem halben Jahr über eine strafbare Handlung informiert wurden und hier keine entsprechenden Schritte gesetzt haben, sondern sich eine eidesstattliche Erklärung erst jetzt vor der Einvernahme geben haben lassen. Wobei ich grundsätzlich der Meinung bin, nachdem die Untersuchungskommission letztendlich die Frage der politischen Verantwortung zu klären hat, selbst das Übergeben dieser Unterlage hier der falsche Ort ist. Das sollte man ohnehin gleich der Staatsanwalt übermitteln. Ich würde daher den Vorsitzenden auch ersuchen, dieses Schriftstück an die geeignete Stelle auch zu übermitteln.

Sie haben im Herbst – und das wurde in einigen Medien auch kundgetan – die Kritik auch mehrfach wiederholt, dass Sie über Aussagen verfügen, dass medizinisch nicht notwendige Schlafmittel verabreicht werden oder, wenn ich zitiere, „Patienten werden ungewollt Medikamente verabreicht“. Sie werden am 8. November auch zitiert: „Wir sind am Auswerten der Aussagen.“

Meine Frage ist: Welche Ergebnisse haben diese Auswertungen gebracht? Wie sind konkret die Vorwürfe? Aber vor allem, was haben Sie nach Kenntnis dieser Vorwürfe unternommen?

Wir haben in dieser Untersuchungskommission so viel über die Frage des Beschwerdemanagements auch diskutiert. Ich stelle fest, dass hier keines vorhanden ist.

GRin Dr. Pilz: Ich habe mit Experten und Expertinnen aus dem Geriatriebereich Wien sehr eindringlich über diese Vorwürfe gesprochen. Wissen Sie, was das Schlimme war? Es gab Schulterzucken und viele davon haben gesagt. wir wissen von solchen Vorwürfen, es ist halt schwer, das zu beweisen. Der Punkt ist, die Frage, ob Medikamente zum ausschließlichen gesundheitlichen Nutzen des Patienten oder eher dazu verwendet werden, um eine ruhige Situation auf einer Station herzustellen, dass das häufig zu Ungunsten der Patienten entschieden wird, dazu brauchen Sie nicht meinen konkreten Beweis in einem eigenen einzigen Fall. Schauen Sie sich die Literatur dazu an. In Deutschland hat es eine Enquete des Bundestages gegeben, da ist es um den Arzneimittelmissbrauch in Pflegeheimen gegangen. Dr. Wense hat hier auf meine Frage auch gesagt: In Stationen mit hoher Belegungsdichte ist ein höherer Medikamentenverbrauch, das macht ihn besorgt.

Letzte Woche hat Dr. Vogt gesagt, es macht ihm auch Sorgen, wenn er in der Früh auf Stationen kommt und Patienten und Patientinnen sind immer noch im dämmrigen Zustand. 

Das heißt, Herr Kollege Deutsch, Sie werden nicht sehr weit kommen, wenn Sie glauben, wenn XY hat, YZ, dann und dann dieses und jenes Medikament gegeben, so werden wir nicht weiter kommen. Weiter kommen wir nur mit einer Haltungsänderung. Einer Haltungsänderung gegenüber den Bewohnern und Bewohnerinnen.

Vorsitzender Dr. Körber: Es ist noch das Fragerecht bei Herrn GR Deutsch. Herr Dr. Serles, eine Frage?

GR Dr. Serles: Herr Vorsitzender! Da sind jetzt eine Reihe von interessanten Rechtsfragen aufgetaucht. Ich würde Sie da um Ihre rechtliche Meinung dazu ersuchen. Wie ich das sehe, stehen wir vor folgenden rechtlichen Fragen: Die Untersuchungskommission hat behördliche Aufgaben, sie ist Teil des Magistrats. Wir alle sind Organe dieser Untersuchungskommission, der Kollege Deutsch genau so wie der Kollege Mayer, Frau Mag. Schmalenberg, meine Wenigkeit, die Frau Dr. Pilz. Wenn ein Organ in Vollziehung seiner behördlichen Aufgaben Kenntnis über einen strafrechtlichen Tatbestand erhält, dann ist es meiner Meinung nach verpflichtet, dazu Anzeige bei der Staatsanwaltschaft zu machen. Wenn dieser Verpflichtung nicht nachgekommen wird, dann liegt diesbezüglich sogar ein strafrechtlich relevantes Verhalten vor. Wie sehen Sie diese Rechtsfragen?

Vorsitzender Dr. Körber: Der ersten Frage stimme ich zu. Zu der zweiten äußere ich mich nicht, weil das nicht die Kommission zu entscheiden hat. Das heißt, dass an sich eine Verpflichtung schon besteht, wenn man von strafrechtlichen Tatbeständen Kenntnis hat als Behörde, dies der Staatsanwaltschaft zur Kenntnis zu bringen.

Die zweite Frage des Herrn Dr. Serles hat sich darauf bezogen, ob, wenn das unterlassen wird, daraus die Kommission irgendwelche Schlussfolgerungen zu ziehen hätte oder Maßnahmen zu setzen hätte. Habe ich das so richtig verstanden?

GR Dr. Serles: Nein. Die zweite Frage ist die, wenn mir als Organ dieser Behörde oder Untersuchungskommission ein Verdacht auf strafrechtliche relevante Handlungen entsteht, dann bin ich eigentlich nach den Bestimmungen der Strafprozessordnung verpflichtet, diese strafrechtlich relevanten Handlungen zur Anzeige zu bringen. Unterlasse ich das, mache ich mich selbst strafbar.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich habe Ihnen schon erklärt, Herr Doktor, das Erste habe ich bejaht. Es besteht eine Verpflichtung, die Staatsanwaltschaft oder die zuständigen Behörden in Kenntnis zu setzen. Aber das Zweite haben wir hier nicht zu behandeln, ob man sich da selbst strafbar macht, das hat die Kommission nicht zu entscheiden.

GR Dr. Serles: Wir setzen uns da alle einer doch erheblichen rechtlichen Gefährdung aus, wenn wir sozusagen in Kenntnis strafbarer Handlungen diese nicht weiter verfolgen. Es steht hier immerhin der Verdacht strafbarer Handlungen im Raum. Wie ist die weitere Vorgangsweise diesbezüglich?

Vorsitzender Dr. Körber: Wenn die Untersuchungskommission, wie es der Herr GR Deutsch angeregt oder gewünscht hat, der Staatsanwaltschaft von dem Sachverhalt Kenntnis gibt, dann ist damit die Sache für die Kommission erledigt. Die weiteren Konsequenzen hat die Staatsanwaltschaft zu behandeln. 

GR Dr. Serles: Es wäre interessant, sozusagen diese gravierenden Vorwürfe, die da in Form einer eidesstattlichen Erklärung vorgelegt wurden, hier näher zu untersuchen. Dazu ist es aber, glaube ich, notwendig, diese Person, die diese eidesstattliche Erklärung abgegeben hat, als Zeugin zu befragen, weil nur dann wird es uns gelingen, hier Erhellendes über den Hintergrund zu beleuchten.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, ich habe Ihre Frage verstanden und ich habe auch darauf geantwortet, dass man die Staatsanwaltschaft in Kenntnis setzen soll, so, wie es beantragt worden ist. Aber die Frage, ob die Person identifiziert werden soll durch eine weitere Befragung der Frau Dr. Pilz ist noch gar nicht erledigt. Es ist das Fragerecht noch bei Herrn GR Deutsch.

GR Dr. Serles: Das heißt, die von Ihnen vorgeschlagene Vorgangsweise wäre die, dass man zumindest jetzt einmal das Protokoll, das die Frau Dr. Pilz hier vorgelegt hat oder die eidesstattliche Erklärung, die die Frau Dr. Pilz hier vorgelegt hat, zur weiteren Untersuchung an die Staatsanwaltschaft weiterleitet.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, richtig. 

GR Dr. Serles: Dazu müsste die Erklärung der Kommission übergeben werden.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Das heißt, Sie haben letztendlich die Fragen, die ich Ihnen vorhin sehr konkret gestellt habe, aus meiner Sicht nicht beantworten können. Ein konkreter Vorwurf ist das nun übermittelte Schriftstück, das der Staatsanwaltschaft übermittelt werden soll. Mir ist es darum gegangen, dass Ihre Wahrnehmungen hier auch kundgetan werden. Das ist die eine Wahrnehmung einer Person XY, deren Namen Sie nicht bereit sind zu nennen. Ich möchte daher noch einmal fragen, welche konkreten Wahrnehmungen haben Sie, die Sie veranlasst haben, medial folgende Vorwürfe zu erheben, nämlich: Patienten wurden ungewollt Medikamente verabreicht, medizinisch nicht notwendige Verabreichung von Schlafmittel hätten sich bestätigt etc. Sie kennen Ihre Aussagen ohnehin. Auf welchen Wahrnehmungen basieren diese Behauptungen?

GRin Dr. Pilz: Ich habe Ihnen die eidesstattliche Erklärung bereits vorgelegt. Es wird nicht anders, wenn Sie mich noch einmal danach fragen. Die eigene Wahrnehmung in der Angelegenheit war das Gespräch mit der Person, die sich an mich gewendet hat. Ich glaube, dass diese Person und andere wissen sollen, dass, sollte man sich als jemand, der bedrückt ist in der Arbeitssituation und im Arbeitsleid, wenn man sich an die FPÖ wenden würde, dann würde man sich sehr schnell geoutet finden. Geoutet hier in dieser Untersuchungskommission. Nur, dass es die Bürgerinnen und Bürger wissen, wenn Sie meinen, das Heil für die Geriatrie ist darin zu suchen, dass man die Menschen hier herzerrt und dass sie ihre Aussagen so machen müssen, dass ihre Identität gelüftet wird, das sollen alle die wissen, die sich mit Informationen an die FPÖ wenden, dass ihnen das droht.

Und noch etwas Herr Kollege Deutsch! Wenn Sie meinen, ich müsste der Staatsanwaltschaft Bericht erstatten oder eine Anzeige machen, dann würde es mich wirklich interessieren, ob jene anwesenden hochrangigen BeamtInnen des Krankenanstaltenverbundes, die veranlasst haben, mir zu sagen, dass ich Stillschweigen zu wahren habe in jenem Angehörigentreffen, ob Sie meinen, dass sie auch eine Aussage gegenüber der Staatsanwaltschaft, das war ja durchaus mindestens, da ist es sogar um konkrete Personen gegangen und die Anstalt hat mich ersucht, nichts zu sagen. Tun wir schon Gleiches gleich behandeln. Da würde ich dann die Frau Generaloberin Staudinger fragen wollen oder die Frau Polat-Firtinger oder die Frau Drapalik, die dabei waren, ob sie etwas gemacht haben, als sozusagen betreten sich zu entsetzen und ich vermute dann den zuständigen Mitarbeiter zu ersuchen, auf Vertraulichkeit zu appellieren und ob sie selber in diesem konkreten Fall Anzeige gemacht haben?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Ich sehe hier überhaupt keinen Grund, jetzt von Ihrer eigenen Aussage ablenken zu wollen, weil es gar keine Frage ist, strafbare Handlung bleibt strafbare Handlung. Wenn es sich um solche Vorwürfe handelt, dann ist selbstverständlich auch eine Anzeige zu erstatten. Ich halte aber fest, nach Ihrer Aussage, dass Sie keine eigenen Wahrnehmungen betreffend Ihrer Vorwürfe, die Sie auch mehrfach medial erhoben haben, uns nennen können, dass es letztendlich um ein Schriftstück geht, das Sie heute, meinem Dafürhalten nach zu spät, aber heute übermittelt haben, dass Sie diese Informationen über ein halbes Jahr zurückgehalten haben und sich für mich schon die Frage stellt, ob auf Grund dieser Handlung, wenn es sich bestätigt, nicht letztendlich auch Patienten gefährdet wurden. Und das trotz einer wiederholten Befragung keine weiteren Beweise für Ihre Behauptungen erbracht wurden und Sie auch nicht bereit sind, den Namen XY zu nennen. Daher habe ich vorerst keine weiteren Fragen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr GR Deutsch. Es geht der Reihe nach.

GR Dr. Serles: Einen Antrag.

Vorsitzender Dr. Körber: Einen Antrag?

GR Dr. Serles: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte.

GR Dr. Serles: Ich beantrage, dass die Untersuchungskommission beschließt, dieses Schriftstück der Staatsanwaltschaft weiterzuleiten, darüber ist abzustimmen und das ist zu beschließen.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja. Dieser Antrag wird stimmeneinhellig? - stimmeneinhellig angenommen.

Bitte, Herr GR Kenesei.

GR Kenesei: Ich hätte nicht einmal so sehr an die Zeugin, aber sie ist zur Befragung da. Mir ist aus diesen ganzen Protokollen der Untersuchungskommission erkenntlich und nachzulesen, dass unter anderem der Herr Dr. Dohr, unter anderem der Herr Dr. Vogt auch von solchen Fällen gesprochen hat. Es gab auch noch andere Personen, wo man nachlesen kann und Aussagen von Personen, wo durchaus mit dem eher interessanten Satz „reibt es ihnen halt ins Essen“, aber nicht so plakativ beschrieben, aber doch, dass die ebenfalls Kenntnis von solchen Sachen gehabt haben. Ich weiß nicht, ob das irgendjemand beantworten kann, aber wenn man schon jetzt der Meinung ist, dass diese eidesstattliche Erklärung ein Fall für den Staatsanwalt ist und dem soll so sein, würde ich mich interessieren, ob der Herr Dr. Dohr, der Herr Dr. Vogt und alle anderen auch die Staatsanwaltschaft in ihrer Funktion als Mitglieder des Magistrates informiert haben? Oder ob in dem Fall hier offensichtlich nicht, ich weiß nicht, was in den Gesprächen da herausgekommen ist, ob hier auch eine Intervention bei der Staatsanwaltschaft erfolgt ist?

GRin Dr. Pilz: Ich kann das konkret mit einem Zitat aus der 6. Sitzung vom 12. Dezember beantworten. Da frage ich die Frau Bibiane Platzer: „Das Problem, von dem wir sprechen, ist, dass es Medikamentenverabreichungen ohne Zustimmung des Patienten gibt in zwei Fällen, die Sie gesagt haben. Die Frage war, ob das medizinisch verordnet war, die Art der Verabreichung, wie das dokumentiert worden ist, dass man einem Patienten ohne seine Zustimmung ein Medikament verabreicht?“ Das war meine Frage. Bibiane Platzer: „Das war medizinisch verordnet und mit dem Sachwalter und der Tochter abgesprochen.“ 
GR Kenesei: Ist der Satz: „Reibt es ihnen halt ins Essen.“ eine medizinische Verordnung oder ist das eine Anweisung oder was ist das? (Diskussion)
Vorsitzender Dr. Körber: Herr GR Kenesei, haben Sie eine Frage an die Frau Dr. Pilz, dann bitte wenden Sie sich an die Frau Dr. Pilz. (Diskussion)
GR Kenesei: Jetzt sind wir bei der Diskussion: Warum nennen Grüne ihre Zeugen nicht? Weil wir genau wissen, was dann passiert mit ihnen. Entweder sie werden da vorgeführt oder es gibt ...

Vorsitzender Dr. Körber: Herr GR Kenesei! Wir können hier keine Diskussion führen. Sie haben eine Zeugenbefragung und wenn Sie weitere Fragen an die Zeugin haben, dann bitte stellen Sie diese.

GR Kenesei: Den Satz sage ich trotzdem noch fertig. Wenn eine Person bei einem Notar, bei dem Herrn Dr. Wilhelm Schneider, eine eidesstattliche Erklärung abgibt, dann gehe ich davon aus, dass das nicht irgendein Kasperltheater ist oder sonst irgendetwas, sondern dass man das sehr, sehr ernst zu nehmen hat. Das ist der eine Teil. (Diskussion)
Vorsitzender Dr. Körber: Ich möchte noch einmal bitten, die Diskussion zu beenden und Ihre Fragen an die Zeugin zu stellen.

GR Kenesei: Ich weiß, die Aufregung ist immer dann bei der sozialdemokratischen Fraktion sehr groß, wenn die genannten Zeugen nicht mit Name, Adresse und Geburtsdatum habhaft gemacht werden können. (Zwischenruf) Aus persönlichen Erfahrungen, so ist es, ganz genau. (Zwischenruf) Was hat es nicht gegeben vor Gericht? (Zwischenruf) Es hat weder ein Gerichtsverfahren noch sonst irgendetwas gegeben. (Zwischenruf) Du musst nur lesen. Ich gehe davon aus, dass SPÖ-Gemeinderäte lesen können, zumindest diese Grundvoraussetzung sollten sie haben. (Zwischenrufe)
Vorsitzender Dr. Körber: Es ist der Tätigkeit der Kommission abträglich, wenn Sie wechselseitig Diskussionen führen. Wir sind hier bemüht, die Wahrheitsfindung durchzuführen. Ich bitte daher zum dritten Mal, wenn Sie weitere Fragen haben, stellen Sie bitte diese an Frau Dr. Pilz.

GR Kenesei: Jawohl, ich bitte darum. Es geht darum, dass auch über diese eidesstattliche Erklärung hinaus Anzeigen bei der Staatsanwalt-
schaft sehr wohl gemacht wurden, insofern be-
züglich der schweren Körperverletzung, fahr-
lässige Körperverletzung und Quälen wehrloser Personen. Da gehe ich davon aus, dass es hier Hinweise gegeben hat, die man verifizieren kann. Hier sind die Anzeigen erfolgt. Inwieweit sind diese Informationen an dich herangetragen worden?

GRin Dr. Pilz: Natürlich sind die Grünen rechtskundig und wissen, wenn es Zeit ist, beim Staatsanwalt eine Anzeige zu machen, wenn es um ganz konkrete nachweisliche, an Personen zu benennende Übelstände geht. Im konkreten Fall habe ich im September 2003 eine Sachverhaltsdarstellung an die Staatsanwaltschaft geschickt über Vorkommnisse in der Station 24/2 des Sozialmedizinischen Zentrums Baumgartner Höhe. Da ist es konkret um Misshandlungen an Patienten und Patientinnen gegangen von einem konkret benannten Arzt.

Herr Deutsch! Vielleicht interessiert Sie das jetzt. In einem Fall geht es um das AKH, wo ich auch eine Sachverhaltsdarstellung an die Staatsanwaltschaft geschickt habe, weil es um konkrete Patienten und Patientinnen, die mir namentlich bekannt waren, gegangen ist. Ich glaube und wenn wir wollen, dass sich in Wien etwas ändert und wenn wir wollen, dass sich etwas ändert zum Nutzen der Bewohner und Bewohnerinnen in der Geriatrie, wird es uns nichts helfen, wenn wir einzelne Menschen willkürlich hier herauszerren. Das hat der Herr Dr. Vogt sehr klar gesagt, da putzen sich Ärzte ab. (Zwischenruf) Herr Deutsch! Ich habe es nicht ein halbes Jahr liegen lassen, ich habe, wenn Sie die Protokolle zurück verfolgen, sicher schon fünf, sechs Sitzungen zurück - und haben Sie mich auch deswegen vorgeladen - von diesen Vorwürfen gesprochen. Ich muss Ihnen jetzt leider selber vorwerfen, Sie haben auch jetzt Kenntnis erfahren von diesem Vorwurf: „Reibt`s es ins Essen.“ Wieso haben Sie nicht schon längst eine Sachverhaltsdarstellung an die Staatsanwaltschaft gemacht, jeder von Ihnen? Mir geht es nicht darum, einzelne Pflegepersonen, einzelne Ärzte vorzuführen und zu beschuldigen. Mir geht es um Strukturänderungen und um die Abschaffung von struktureller Gewalt in der Pflege und das ist mein Ziel. Daher verspreche ich mir nichts davon, wenn wir glauben, wir können uns an Einzelnen das Mütchen kühlen, wenn es um Systemfehler geht.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Deutsch. Bitte, Herr Dr. Mayer.

GR Dr. Mayer: Frau Dr. Pilz! Ich glaube, wir sind uns einig, dass wir was verändern wollen, dass wir hier, wo es notwendig ist, eingreifen wollen. Nur, ich glaube, dass geht nicht hier durch das Wort, sondern draußen durch die Tat. Und um eine Tat walten zu lassen, braucht man konkrete Anhaltspunkte. Daher verstehe ich nicht ganz, weshalb Sie das so lange hintangehalten haben, aber das ist schon ausdiskutiert worden.

Meine Befürchtung ist jetzt, wissen Sie noch etwas, was wir nicht wissen? Heben Sie sich das für später auf, weil es geht hier um Menschen, es geht um rasches Handeln schlussendlich, dass wir hier nicht tätig werden, nur weil wir es nicht wissen und weil Sie es für einen späteren Zeitpunkt aufgehoben haben?

GRin Dr. Pilz: Herr Kollege! Das Was-weiß-ich-was-Sie-nicht-Wissen, das ist in der Tat eine interessante Frage, da könnte man lange darüber reden. (Zwischenruf) Ich habe den Herrn Dr. Vogt in der letzten Sitzung gefragt, was die schlimmsten Beschwerden waren und er hat auch nicht über seine Beschwerden gesprochen. Denn sonst müsste man fragen, ob der Herr Dr. Vogt jeden Tag beim Staatsanwalt seine Niederschriften macht. Ich könnte ihn z.B. fragen, ob er schon eine Niederschrift gemacht hat bei der Staatsanwaltschaft über das, was ich ihm nachweislich berichtet habe. Fragen Sie ihn das auch, ich glaube nicht, dass das hier zielführend ist.

GR Dr. Mayer: Frau Dr. Pilz! Ich frage noch einmal, Sie dürften mich nicht richtig verstanden haben, gibt es Vorwürfe oder konkrete Hinweise, wo Leib und Leben bedroht ist, wo, nach meiner Meinung nach, auf Grund eines Offizialdeliktes sofort zu handeln wäre? Haben Sie solche Kenntnisse noch, außer denen, die Sie jetzt hier in den Raum gestellt haben? Dann sagen Sie es jetzt, denn wir wollen etwas tun.

GRin Dr. Pilz: Ich habe Kenntnis erlangt, dass es ein Netzbett in den Geriatriezentren gibt. Ich habe das hier gesagt, man hat es zugegeben und es würde mich interessieren, ob es noch da steht und ob diejenigen Menschen, die dafür verantwortlich sind, dass es nicht nur da steht, sondern dass auch ein Mensch drinnen liegt, schon Anzeige gegen sich selbst erstattet haben oder sonst etwas. Davon habe ich Kenntnis, ja. 

GR Dr. Mayer: Frau Dr. Pilz! Ich probiere es noch einmal. Nicht das, was Sie uns schon erzählt haben, haben Sie noch Kenntnis von Dingen, die nicht systemimmanent zu ändern sind, sondern die konkret einen Patienten betreffen, wo es um die Gefahr des Patienten geht, wie Sie behauptet haben, durch Gewalteinwirkung irgendwelcher Art, haben Sie da noch Kenntnisse von irgendetwas, was wir noch nicht wissen?

GRin Dr. Pilz: Ich kann mich wiederholen, es geht um jene Patienten und Patientinnen, die da bei jener Angehörigenrunde nach Berichten der Angehörigen niedergehalten, niedergespritzt wurden, so die Aussage der Angehörigen, um jene Bewohnerin, jetzt in der Einzahl, die nackt und nass in einem kalten Zimmer liegen gelassen wurde und es geht um jenen älteren Herren - und das war hier auch schon Thema - der ohne Unterbringungsgesetz in einem der Wiener Pflegeheime in einem Netzbett untergebracht ist. Außer meiner Person hat das hier in der Untersuchungskommission bis jetzt leider noch niemand so wirklich interessiert.

GR Dr. Mayer: Grundsätzlich finde ich es schade, dass Sie glauben, uns interessieren die Menschen nicht. Aber ich werde Sie wahrscheinlich jetzt nicht überzeugen können, dass das anders ist.

Frau Doktor! Da wir eigentlich zwar ein System auch ändern wollen, da sind wir einer Meinung, also, wenn das System nicht gut ist, dann gehört geändert. Im Konkreten haben Sie jetzt etwas in den Raum gestellt und eine eidesstattliche Erklärung und der wird rechtens einmal nachgegangen. Wir sehen, wenn das stimmt, was Sie gesagt haben und was Ihr Informant Ihnen eidesstattlich übermittelt hat, einen Handlungsbedarf und da müssten wir wissen, in welchem Haus, auf welcher Station? Würden Sie uns das zumindest sagen?

GRin Dr. Pilz: Das entzieht sich meiner Kenntnis.

GR Dr. Mayer: Da das offensichtlich keinen Sinn macht, habe ich keine Frage mehr.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Frau GRin Lakatha.

GRin Lakatha: Die eidesstattliche Erklärung wirft eigentlich ungeheure Missstände auf. Was ich ehrlich zugeben muss, was mich stört, dass das globale Beschuldigungen sind. Weisungen werden regelmäßig nicht beachtet. Das Personal wird von den Ärzten im Stich gelassen. Der Arzt schläft in der Bereitschaft. Der Druck steigt auf das Personal, da gebe ich Ihnen hundertprozentig Recht. Nur eines muss ich sagen, Sie haben gesagt, Sie waren sehr oft in Lainz. Ich bin oft in Lainz und ich muss sagen, ich wehre mich eigentlich gegen eine pauschale Verurteilung der dort Arbeitenden. Es wird nämlich wahnsinnig gute Arbeit geleistet. Wenn man das pauschal so hinsagt, dann werden die Ärzte, das Personal und alles eigentlich ins Eck gestellt und das finde ich furchtbar, das kann es nicht sein. Es muss eine Systemänderung geben, sonst wäre die Untersuchungskommission nie ins Leben gerufen worden. Es muss sein, es gibt Beschwerden, darüber gibt es überhaupt nichts. Aber man kann das nicht über ein ganzes Geriatriezentrum einfach drüberwerfen. Das geht nicht.

Jetzt meine Frage, nicht nur eine Feststellung: Sie haben gesagt, dass mit der anonymen Person im Herbst mit Ihnen ein Gespräch war und wenn Sie die Staatsanwaltschaft irgendwie informiert haben, dann haben Sie konkrete Namen oder Beschwerden. Es kann in meinen Augen nicht sein, wenn Sie im Herbst sprechen so allgemein, dass Sie von der Dame XY nicht wirklich konkret irgendwelche Beschuldigungen mitgeteilt bekommen haben. Haben Sie konkrete Beschuldigungen irgendeiner Form bekommen? Warum haben Sie nicht reagiert, was Sie sonst immer machen?

GRin Dr. Pilz: Ich gebe Ihnen Recht, Frau Kollegin Lakatha. Das Letzte, was ich möchte, ist, das Personal in den Geriatriezentren pauschal diffamieren, das Gegenteil ist der Fall. Das ist der Ausdruck von hohem Druck und von Zumutungen an das Pflegepersonal. Dass Pflegepersonal - und das ist für mich das Erschütterndeste an dieser eidesstattlichen Erklärung - wenig Möglichkeit sieht, sich gegen diesen Druck zur Wehr zu setzen. Ich glaube, wenn man jetzt anfängt, einzelne Leute vor den Kadi zu zerren, wird man nichts ändern, dann wird der Druck und das Schweigen noch größer werden. Man muss den Druck von ihnen wegnehmen, dass sie sich gegen Ärzte sagen trauen: Das mache ich nicht. Man muss die Personalzahlen so hinaufsetzen, dass sie sich in der Nacht um unruhige Patienten kümmern und dass nicht Ärzte sedieren, wo man sich fragt, cui bono, ist es zugunsten des Patienten oder ist es zugunsten des Bewohners?

Vielleicht als Allerletztes, weil ich sage, Lainz ist eine totale Institution. Ich habe mir die Heimordnung angeschaut, die Sie auch kennen. Da ist nirgendwo von Rechten die Rede, nur von Pflichten. Der Gipfel dieser Pflichten ist die Ausgangsbewilligung und der Urlaubsschein. Ich weiß nicht, ob Sie das kennen? Die Menschen können nicht einfach sagen, ich gehe weg oder damit ihr mich nicht sucht, gebe ich eine Ausgangsinformation, was jeder verstehen würde. Sie brauchen eine Bewilligung und da müssen sie sagen, aus welchem Grund sie hinaus gehen und es muss die Diagnose, völlig gegen jeden Datenschutz müssen sie auf irgendeinem Zettel auch ihre Diagnose, wer immer das schreibt, hinschreiben, wenn sie ausgehen wollen. Beim Urlaubsschein ist es noch viel schlimmer. Da steht hinten drauf: Jede Veränderung des Aufenthaltsortes muss der Anstaltsleitung sofort angezeigt werden, bei der auch um eine etwaige Urlaubsverlängerung rechtzeitig anzusuchen ist, und, und, und. (Zwischenruf) Frau Doktor, der Schutz ist es nicht, ich bin noch nicht fertig. Der Schutz ist es nicht. 

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz! Frau Lakatha hat eine konkrete Frage an Sie gestellt, die Sie zunächst mit allgemeinen Ausführungen geantwortet, aber nunmehr bitte ich, die Frage zu beantworten.

GRin Dr. Pilz: Was ist Ihre konkrete Frage?

GRin Lakatha: Bei Ihren Ausführungen haben Sie ein bisserl etwas vergessen. Meine Frage war: Sie haben mit der Frau XY im Herbst gesprochen. Sie haben, weil Sie keine konkreten Angaben bekommen haben, die Staatsanwaltschaft nicht in Kenntnis gesetzt – was Sie sonst ohne weiters machen – die definitive Frage war: War das eine globale Beschuldigung oder wurden Abteilungen oder Ärzte konkret genannt? Wenn ja, warum Sie sich nicht an die Staatsanwaltschaft gewendet haben?

GRin Dr. Pilz: Meine Informationsperson hat sich ihr Herz ausgeschüttet bei mir und mir einen Einblick in die alltägliche Arbeitsmisere gegeben. Ich habe meine Informationsperson nicht gezwungen zu sagen, wo war das, wann war das und bei wem war das? Denn dann, wenn Angst entsteht - ungefähr jeder dritte Satz war: „Aber Sie dürfen nicht sagen, dass ich das war.“ Frau Lakatha, wenn Sie eine aktive Politikerin sind, dann kennen Sie diese Art von Appellen. Es darf nichts auf mich hinweisen und ich mache es nicht konkreter, weil ich so Angst habe. Manche Menschen trauen sich mit mir nicht an öffentlichen Orten zu treffen, weil sie Angst haben, dass sie gesehen werden, wenn sie etwas sagen. Sie müssen wissen, dass der Druck intern sehr, sehr groß ist, das ist Faktum.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau GRin Lakatha, die nächste Frage bitte.

GRin Lakatha: Ich persönlich kann mir vorstellen, dass man wirklich nicht gerne an die Öffentlichkeit mit solchen Sachen geht. So wie ich Sie allerdings kenne, kann ich mir nicht, kann ich mir nicht vorstellen, dass Sie nicht nach Namen oder Abteilungen gefragt haben. Also, noch einmal: Sie sind heute als Zeugin geladen. Wurde Ihnen im Herbst ein Name oder Namen oder Abteilungen genannt?

GRin Dr. Pilz: Nein und ich habe nicht danach gefragt.

GRin Lakatha: Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau GRin Lakatha. Bitte, Herr GR Pfeiffer.

GR Pfeiffer: Ist Ihnen bekannt, in welcher Abteilung diese Person tätig war?

GRin Dr. Pilz: Nein, das ist mir nicht bekannt.

Vorsitzender Dr. Körber: Es ist Ihnen was nicht bekannt?

GRin Dr. Pilz: In welcher konkreten Abteilung diese Person tätig ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Da war hier noch eine Frage. 

Bitte, Frau GRin Matzka-Dojder.

GRin Matzka-Dojder: Danke, Herr Vorsitzender. Meine Damen und Herren! Ich bin wirklich entsetzt über die Schilderungen der Frau Dr. Pilz. Ich bin entsetzt über ihr Verhalten, weil sie - und Sie brauchen nicht zu lachen, es gibt wirklich nichts zu lachen, was Sie hier heute von sich geben. Sie behaupten Dinge, Sie behaupten wirklich Dinge, die irgendjemand ohne Konsequenz erzählen kann über den Alltag, den es irgendwo gibt. (Zwischenrufe) Entschuldigen Sie, lassen Sie mich jetzt aussprechen, ich habe Sie auch Fragen stellen lassen.

Es kann jeder kommen und sagen, ich arbeite irgendwo und da gibt es Missstände und ich sage Ihnen auch nicht, wo ich arbeite und ich erzähle und Sie kommen hier mit einer eidesstattlichen Erklärung, geben das her und das ist die einzige Wahrheit. Ich sage Ihnen etwas anderes, Frau Dr. Pilz oder besser, ich frage Sie: Wissen Sie, dass jede Pflegeperson auch gesetzlich verpflichtet ist, sofort an die nächste Vorgesetzte zu melden, wenn sie in ihrem Alltag die so genannten Missstände beobachtet? Wissen Sie das?

GRin Dr. Pilz: Das weiß ich, Frau Kollegein. Ich bin noch nicht fertig mit meiner Antwort. Ich kann Ihnen als Beantwortung über das Sittenbild, das ich hier vorfinde, ein Zitat vorlesen: „Wer sich ein Bild ...

GRin Matzka-Dojder: Entschuldingen Sie, Herr Vorsitzender, ich will keine politischen Statements hier von der Frau Dr. Pilz, weil sie versucht, seit sie in dieser Untersuchungsdiskussion sitzt, jedes Mal eine Politshow für die Medien abzuziehen und jedes Mal erfindet sie neue Skandale und jetzt im konkreten Fall ohne zu sagen, wo sich das abgespielt hat.

Jede Pflegeperson ist verpflichtet, auch wenn sie in diesem mitverantwortlichen Bereich beobachtet Unzulänglichkeiten, das sofort zu melden und vor allem in der Patientendokumentation zu vermerken. Sie muss, wenn der Arzt Medikamente verordnet, die nicht zu verabreichen sind, das in der Patientendokumentation sofort vermerken, damit ein anderer Arzt oder sein Vorgesetzter darauf reagieren kann. Das ist die gesetzliche Lage.

GRin Dr. Pilz: Herr Vorsitzender! Ich muss, mit Ihrem Einverständnis, die Unterstellung, Frau Kollegin Matzka-Dojder, zurückweisen, ich hätte hier Dinge erfunden. Ich finde das unfassbar, Frau Matzka-Dojder, ich finde es unfassbar, dass Sie mir und das ist wirklich nicht zum lachen, da haben Sie Recht, dass Sie hier meinen, mit dem Arbeitsleid des Pflegepersonals im GZW so umzugehen, dass Sie behaupten, das wäre erfunden, das zeugt von Ihrer Realitätsferne. Jetzt muss ich Ihnen doch ein Zitat vorlesen. ...

GRin Matzka-Dojder: Also ...

Vorsitzender Dr. Körber: Geben Sie Frau Dr. Pilz Gelegenheit, zu antworten.

GRin Dr. Pilz: Weil Sie haben mich leider als Zeugin benannt, dummerweise hat mich Ihre Fraktion als Zeugin benannt, jetzt müssen Sie mich auch reden lassen. Ich lese Ihnen etwas vor: „Wer sich ein Bild über die Realität im deutschen“ – und da kann man österreichisch leicht einsetzen – „Pflegeheimen machten möchte, sollte einige Pflegeheime besuchen und dort mit Heimbewohnern und deren Angehörigen, mit Arbeitern, sowie mit dem Heim- und Pflegedienstleiter und den betreuenden Ärzten sprechen, sowie das Heimmilieu wahrnehmen. Um aber Wahrheiten zu erfahren, muss er paradoxerweise glaubhaft versichern, dass er über das, was er gesehen und gehört hat, Stillschweigen bewahrt. Zu groß ist die Angst von Bewohnern, Angehörigen und Mitarbeitern und manchmal auch von Ärzten vor vielerlei Repressalien. Allerdings hemmt diese Angst vor der Angst so sehr, dass selbst mögliche Veränderungen dadurch verhindert werden und sich Missstände stabilisieren.“

Das ist die Realität. Suchen Sie nicht Ihr Heil, in dem Sie entweder meinen, ich hätte es erfunden oder Sie können mit Zwang arbeiten. Sie können nur aufklären und die Lebensbedingungen verändern und die Arbeitsbedingungen fürs Personal. Das ist zumindest mein politisches Ziel, nicht der weitere Druck aufs Personal, den Sie her gerade einfordern, durch Anzeigen und Meldungen und Outen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz. Frau GRin Matzka-Dojder, haben Sie noch eine konkrete Frage?

GRin Matzka-Dojder: Nein.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Frau Dr. Pilz! Einige Sätze zu Ihrer letzten Wortmeldung. Ich finde es wirklich für bedenklich, wenn Sie sich über einen Vorgang, wo Unterlagen der Staatsanwaltschaft übermittelt werden, nahezu lustig machen. Wenn strafrechtliche Tatbestände vorliegen, dann sind die auch entsprechend ernst zu nehmen.

Wir haben Sie deshalb als Zeugin beantragt – nicht leider, wie Sie vorhin gemeint haben - weil wir erwartet hätten, dass wir von diesen pauschalen Verdächtigungen und Vorwürfen zu konkreten Hinweisen kommen. Weil es natürlich unser Ziel als Untersuchungskommission im Ganzen ist, Missstände natürlich sofort abzustellen, Missstände auch beim Namen zu nennen, was leider nicht möglich ist, weil Sie uns nicht mitteilen, wer XY ist. Ich halte aber trotzdem fest, in einem Rechtsstaat ist es natürlich so, dass man Vorwürfe auch belegen muss und nicht nur in den Raum stellen kann. Zu meinem Bedauern muss ich festhalten, dass leider konkrete Hinweise in dieser Befragung nicht zu Tage getreten sind, sondern wir wieder pauschale Verdächtigungen und Vorwürfe gehört haben.

Vorsitzender Dr. Körber: Keine weitere Frage? Dann kann ich feststellen, dass die Befragung der Zeugin beendet ist?

Es ist 11.33 Uhr. Ich denke, wir machen eine kurze 10 Minuten-Pause. 

(Pause 11.33 Uhr bis 11.45 Uhr)
Vorsitzender Dr. Körber: Wenn Sie bitte Platz nehmen, wir setzen die Sitzung fort. Um 11.45 Uhr wird die Sitzung wieder aufgenommen.

Frau Dr. Pilz! Ich habe noch eine kurze Frage an Sie als Zeugin, aber Sie behalten ruhig dort Platz, es ist nur ein Moment, ich setze mit Ihnen, die Zeugenvernehmung mit Ihnen noch kurz fort. Es liegt also vor diese eidesstattliche Erklärung. Können Sie mir sagen von wem auf welcher Maschine wurde diese Erklärung geschrieben?

GRin Dr. Pilz: Ich habe sie geschrieben.

Vorsitzender Dr. Körber: Nach eigener Diktion?

GRin Dr. Pilz: Nach meiner handschriftlichen Niederschrift, die ich angefertigt habe während des Gespräches mit der Person.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, das genügt mir.

GRin Dr. Pilz: Moment, die Person, die sie gemacht hat, hat sie gegengelesen, korrigiert und wieder zurückgeschickt.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Wir kommen nunmehr zu Vernehmung der Frau Mag. Dorothea Gschöpf als Zeugin. Sie sind hier als Zeugin eingeladen, auszusagen. Sie sollen und müssen bei der Wahrheit bleiben und nichts Falsches aussagen und sollen auch nichts verschweigen.

Mag. Gschöpf: Grüß Gott! Der Ordnung halber möchte ich festhalten, dass ich als Expertin eingeladen wurde vom Verein für Sachwalterschaft und Patientenanwaltschaft und nicht als Zeugin. Ich denke mir, dass das einen Unterschied in der Rolle macht.

Vorsitzender Dr. Körber: Die Kommission hat beschlossen, Sie als Zeugin zu vernehmen.

Mag. Gschöpf: Nein.

Vorsitzender Dr. Körber: Als Expertin, bitte. Es ist aber dennoch, die Aussage soll schon der Wahrheit unterliegen. Zunächst brauche ich Ihre Personalien, bitte.

Mag. Gschöpf: Mein Name  ist Dorothea Gschöpf.

(Personalien wurden bekannt gegeben.)
Vorsitzender Dr. Körber: Sie sind im Verein für Sachwalterschaft tätig. Welche Funktion haben Sie dort?

Mag. Gschöpf: Ich bin seit 1987 im Verein für Sachwalterschaft und Patientenanwaltschaft tätig. Ich habe mehrere Funktionen in dieser Zeit bekleidet. Seit 1996 bin ich neben einer Tätigkeit als Sachwalterin auch als Landeskoordinatorin der Wiener Sachwalterschaftsgeschäftsstelle tätig.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie sind an Ort und Stelle in den Geriatrieheimen tätig? Oder haben Sie nur bürokratisch damit zu tun, sozusagen vom Schreibtisch aus?

Mag. Gschöpf: Nachdem ich seit 1989 Sachwalterin bin und seit dieser Zeit für verschiedene Klienten und Klientinnen bestellt bin, bin ich auch seit dieser Zeit immer wieder auch in den verschiedenen Pflegeheimen und Geriatriezentren vor Ort, weil wir als Sachwalter auch persönlichen Kontakt mit den Betroffenen halten.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie sind auch derzeit zur Sachwalterin für verschiedene Betroffene bestellt von Gerichten?

Mag. Gschöpf: Ja, das ist richtig.

Vorsitzender Dr. Körber: Können Sie mir sagen, wie viele Sachwalterschaften Sie über haben?

Mag. Gschöpf: Ich persönlich habe 15 Klienten und bin mit einer Kollegin gemeinsam noch in einem ehrenamtlichen Team als Teamleiterin tätig, wo etwa 22 Klienten geführt werden.

Vorsitzender Dr. Körber: In diesem Zusammenhang kommen Sie auch öfters in die Geriatrieheime und besuchen die Betroffenen?

Mag. Gschöpf: Ja, das ist richtig.

Vorsitzender Dr. Körber: Haben Sie irgendwelche Wahrnehmungen über Missstände im Geriatriebereich gehabt?

Mag. Gschöpf: Ich würde vorweg auch ganz gerne kurz nur ausführen, was so meine Tätigkeit ist oder was auch meine Funktion ist. Weil ich kann mir vorstellen, dass das vielleicht nicht allen Mitgliedern der Kommission so bekannt ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, tun Sie das.

Mag. Gschöpf: Wie gesagt, ich arbeite bei einem der vier Sachwalterschaftsvereine in Österreich, die den Gerichten hauptberufliche und ehrenamtlich tätige Sachwalterinnen und Sachwalter zur Verfügung stellen. 

Der Verein für Sachwalterschaft und Patientenanwaltschaft besteht seit 1980, hat etwa 140 Sachwalterinnen und Sachwalter im Bundesgebiet angestellt und es sind über 600 ehrenamtliche Sachwalterinnen und Sachwalter tätig. In Wien gibt es 27 hauptberuflich Tätige und etwa 150 ehrenamtlich Tätige, einer davon ist der Herr Harald Haas, mit dem Sie bekannt wurden.

Unsere Aufgabe ist es, für psychisch kranke und geistig behinderte Personen, die ihre Angelegenheiten nicht mehr selbst wahrnehmen können, als gesetzliche Vertreterinnen und Vertreter zu fungieren. In dieser Tätigkeit erstens ihre Rechte wahrzunehmen und für vom Gericht klar begrenzte Wirkungskreise tätig zu sein, die sehr unterschiedlich sein können. Nachdem wir vom Verein – und das war so einer der Hintergründe, warum Vereine installiert wurden - um hauptberuflich Sachwalter tätig zu sein, ist eine spezielle Ausbildung der Sachwalterinnen und Sachwalter, eine spezielle Fortbildung, eine genau Auswahl, wer dazu in der Lage ist, auch was unsere ehrenamtlichen Sachwalterinnen betrifft, weil wir eben mit sehr schwierigen, psychisch kranken Personen zu tun haben, mit sehr schwierigen, geistig behinderten und ein großer Anteil unserer Klienten in letzter Zeit betrifft alte Menschen, weil das Problem der Sachwalterschaft gerade in diesem Bereich in den letzten Jahren enorm angestiegen ist.

Das heißt, diese Tätigkeit bedarf eine große soziale Kompetenz, eine sehr hohe Kommunikationsbereitschaft, die Fähigkeit zur Selbstreflexion und auch eine Sensibilisierung für Bedürfnisse, die Betroffene vielleicht auf den ersten Blick nicht direkt äußern können. Das sind sozusagen unsere Kriterien, das ist unser Arbeitsfeld und das wenden wir im täglichen Alltag an, wenn wir unsere Klienten besuchen, wenn wir Kontakt zu ihnen halten. Das kann manchmal sehr konfliktreich sein. Wir hoffen mit dieser Tätigkeit eben die besonderen Rechte, wie schon erwähnt, die besonders schutzbedürftige Menschen betrifft, zu wahren.

Das ist sozusagen der Hintergrund unserer Arbeit. In dieser Tätigkeit als Sachwalter sind wir eben sehr viel in geriatrischen Einrichtungen vor Ort, besuchen unsere Klienten und haben auch in diesem Zusammenhang schon seit vielen Jahren immer wieder auch ungünstige Verhältnisse, Missstände und andere Dinge wahrgenommen und haben diese Erfahrungen damit auch ausführlich dokumentiert.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie sprechen ganz allgemein von ungünstigen Verhältnissen bzw. Missständen. Das können wir dann noch im Einzelnen vielleicht etwas konkretisieren.

Zunächst einmal die Frage, haben Sie in diesem Zusammenhang mit Pflegedirektion, Krankenanstaltenverbund oder sonstig zuständigen Stellen Kontakte gehabt und welche?

Mag. Gschöpf: Wir versuchen, Probleme, die vor Ort passieren, auch in erster Linie vor Ort zu besprechen, anzusprechen und wenden uns dann an die uns bekannt gegebenen Einrichtungen, die für Kontrolle und Beschwerden erkenntlich sind und zuständig sind. In diesem Zusammenhang haben wir z.B. Kontakt mit der Kontrollestelle der MA 47 aufgenommen.

Vorsitzender Dr. Körber: Das heißt also, dass Sie im Zusammenhang mit konkreten Fällen Besprechungen mit der MA 47 oder sonst anderen zuständigen Stellen gehabt haben?

Mag. Gschöpf: Oder direkt vor Ort.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, aber es hat noch die Frage gelautet, ob Sie allgemein mit zuständigen Stellen über strukturelle Änderungen gesprochen oder ob das nicht Ihre Aufgabe war?

Mag. Gschöpf: Wir haben vom Verein und ich selbst persönlich, nachdem wir das seit vielen Jahren zusammengetragen haben, Erfahrungen gemacht haben, einen sehr ausführlichen Bericht im Auftrag des damaligen Bundesministeriums verfasst und haben im Zuge dieser Berichterstattung sehr wohl auch mit anderen Stellen über diese strukturellen Probleme und Mängel gesprochen.

Das ist ein Bericht, der vom Verein über Erfahrungen und ganz konkrete Missstände in allen Bundesländern erstellt wurde. Dieser Bericht wurde 1999 an das Ministerium übermittelt in seinem Auftrag und auch an die zuständigen Stellen der Stadtverwaltung.

Vorsitzender Dr. Körber: Ist dieser Bericht auch an den Magistrat abgefertigt worden?

Mag. Gschöpf: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Können Sie mir etwas berichten über einen konkreten Einzelfall eines Missstandes? Was ist Ihnen besonders aufgefallen?

Mag. Gschöpf: Wie gesagt, dieser Bericht ist eine Fülle von verschiedenen Einzelfällen. Ich selbst war persönlich immer wieder in verschiedenen Einrichtungen, natürlich eher der Stadt Wien oder in privaten Pflegeeinrichtungen der Stadt Wien. Auch diese Erfahrungen sind in diesem Bericht drinnen und diese Erfahrungen sind auch immer wieder Unterlage von Besprechungen gewesen. Das sind Missstände, die sehr wohl auch hier schon in dieser Runde gefallen sind. Das sind verschiedene Beschränkungen, wie Fixierungen, wie Netzbett, wie prinzipiell Beschränkungen in der Bewegungsfreiheit. Das sind aber auch andere Beschränkungen sowie dass man nicht dazu kommt zu irgendwelchen Getränken z.B., dass man nicht dazu kommt zu seinem Nachtkästchen. Das ist eine ziemlich breite Palette von verschiedenen Beschränkungen, die wir festgestellt haben und die ich selber auch als Sachwalterin zu konkreten Klienten festgestellt habe.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie haben jetzt konkret Missstände genannt. Haben Sie auch Wahrnehmungen im positiven Sinn?

Mag. Gschöpf: Das ist, wie ich glaube, auch ein bisschen zu kurz gekommen ist. Wir haben gerade im Bereich der sehr großen Heime, gerade im Geriatriezentrum Am Wienerwald ganz unterschiedliche Verhältnisse feststellen können. Wir haben äußerst engagierte und sehr bemühte Pflegepersonen kennen gelernt und haben sehr gute Erfahrungen gemacht. Wir haben sehr gut ausgestattete Stationen und Einrichtungen dort kennen gelernt, wo viele Angebote für die Patienten da liegen. 

Wir haben aber auf der anderen Seite – und das ist, was ich auch als strukturellen Mangel bezeichnen würde – derartige Unterschiede festgestellt, dass es eben zwei Häuser weiter diese Angebote nicht mehr gibt. Dass zwei Häuser weiter wieder 6‑ oder 8‑Bett-Zimmer sind. Dass eben besonders für diese Tagesstruktur, also Beschäftigung untertags, ganz unterschiedliche Ressourcen und Möglichkeiten vorhanden sind. Was ein großes Manko unserer Meinung nach ist, dass zunehmend weniger Sozialarbeiter in den Geriatriezentren tätig sind, die soziale Probleme abfedern hätten können. Da möchte ich gerade auch das Instrument der Sachwalterschaft nennen, weil ich denke mir, das ist eine der gravierendsten Zwangsmaßnahmen, die es gerade auch in diesem Altenbereich gibt. Auf Grund von fehlenden anderen Unterstützungsmaßnahmen auch in den Organisationen, in den Einrichtungen, kommt es vermehrt zu Sachwalterschaftsanregungen für verhältnismäßig kleine Angelegenheiten. Das führt gerade in Wien dazu, dass Sachwalterschaften explodieren, dass fast die Hälfte aller Sachwalterschaften mittlerweile von Angehörigen, von Rechtsanwälten und Notaren geführt werden, die eine unüberblickbare Anzahl von Sachwalterschaften führen. Der eigentliche Sinn der Sachwalterschaft, die gesetzliche Vertretung, dann auch nicht mehr gewährleistet ist und sozusagen eigentlich über das Maß hinaus schießt, weil es oft um sehr geringfügige, verwaltungstechnische Angelegenheiten geht, die, wie wir hoffen, doch auch innerhalb einer Reformierung oder innerhalb einer neuen Struktur der Verwaltung ermöglicht werden. Ich denke dabei z.B. an die Verwaltung von einem ganz geringen Taschengeld, das den meisten der Pflegeheimbewohner verbleibt.

Vorsitzender Dr. Körber: Das heißt, dass Sie in Bezug auf die Bestellung zur Sachwalterschaft Bedenken oder Vorschläge haben. Kann der Verein für Sachwalterschaft rein arbeitsmäßig all das, was Anwälte oder Angehörige sonst machen, bewältigen?

Mag. Gschöpf: Absolut nicht. Der Verein für Sachwalterschaft hat einen Anteil an den Sachwalterschaften an den städtischen Pflegeheimen von etwa 6 % der unter Sachwalterschaft Stehenden. Das hat einerseits mit unseren Kapazitäten zu tun, aber eben andererseits an anderen fehlenden Einrichtungen, wie z.B. die Verwaltung dieser geringfügigen Geldbeträge. Auf Grund dieses Mangels gibt es einfach eine enorme Anzahl von Sachwalterschaften. Man muss bedenken, dass es in Wien etwa 8 500 Sachwalterschaften gibt. Das ist, wenn man das jetzt umlegt, etwa ein halbes Prozent der Bevölkerung. Gerade was die Bewohnerinnen und Bewohner von Geriatriezentren und Pflegeheimen betrifft, sind das 40 % davon, das ist eigentlich eine enorme Anzahl, wo es – und das sage ich aus meiner Erfahrung – sicherlich in den meisten Fällen oder zum Großteil wirklich nur um die Regelung von kleineren Angelegenheiten geht.

Vorsitzender Dr. Körber: Noch etwas anderes. Sie haben vorhin erwähnt das Geriatriezentrum Am Wienerwald, dass es dort unterschiedliche Verhältnisse gibt, gute und weniger gute. Wie schaut es aus mit den anderen städtischen Pflegeheimen, die es in einiger Anzahl noch gibt? Also, die in letzter Zeit errichtet worden sind, ob das jetzt Liesing, Floridsdorf oder Baumgarten ist. Haben Sie da irgendwie vergleichende Erkenntnisse?

Mag. Gschöpf: Ich persönlich kenne die neu errichteten Geriatriezentren nicht. Da habe ich die Erfahrungen meiner Kolleginnen und Kollegen. Weiß daher, dass es besser ausgestattete Pflegeheime und Einrichtungen dazu gibt und dass es auch in diesem Bereich enorme Unterschiede gibt in der Qualität, im Personalschlüssel. Ich kenne auch die anderen städtischen Pflegeheime wie Liesing oder Baumgarten, das war auch ein wichtiger Punkt oder ein wichtiger Teil in unserem Bericht. Es kam dann auch zu Besprechungen in diesen Heimen und dort kann man auch sehr wohl sehr große Unterschiede darstellen, wenn auch nicht solche deutlichen Unterschiede wie in dieser enorm großen Anstalt wie es das Geriatriezentrum Am Wienerwald ist mit 2 200 Betten und einer Vielzahl von Häusern, die wirklich von einer Station zur anderen ganz unterschiedlich aussehen können.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Frau GRin Lakatha, bitte.

GRin Lakatha: Ich ersuche Sie, Herr Hofrat, dass der Bericht „Im rechtsfreien Raum“ den Mitgliedern des Untersuchungsausschusses zur Verfügung gestellt wird.

Mag. Gschöpf: ... dass dieser Bericht auf unserer Webseite auch herunterzuladen ist, die lautet www.vsp.at. Seit längerer Zeit gibt es auf dieser Seite den Bericht. Aber, wie gesagt, der Bericht selbst existiert seit dem Frühjahr 1999 und wurde an verschiedene Stellen weitergeleitet. 

Vorsitzender Dr. Körber: Frau GRin Lakatha, hat sich dadurch Ihr Ersuchen erledigt?

GRin Lakatha: Das hat sich natürlich erledigt. Frau Magister! Sie haben erwähnt, dass Sachwalter eine spezielle Ausbildung brauchen. Es sind 150 Ehrenamtliche auch tätig, haben die die gleiche Ausbildung oder ist das ein verkürztes Ausbildungsverfahren?

Mag. Gschöpf: Unsere ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden sehr sorgfältig von den einzelnen Teams ausgewählt, erfahren eine Einschulung, eine extra Einschulungsphase, sind am Anfang bei den Teambesprechungen dabei, bekommen erst nach einiger Zeit des Mithörens und der Anleitung durch die hauptberuflichen Sachwalter die Fälle übertragen, treffen sich monatlich in organisierten Teams zu etwa sechs bis acht Personen mit ein bis zwei Teamleitern, werden dort weiter angeleitet und eingeschult. Es gibt auch Fortbildungsveranstaltungen für ehrenamtliche Mitarbeiter, die ich selbst auch organisiere immer wieder für die Wiener ehrenamtlichen Sachwalter. Dazu gehören z.B. auch Supervisionsveranstaltungen, die einen sehr hohen Anklang finden und auch andere sehr fachspezifische Weiterbildungen.

GRin Lakatha: Das heißt, dass das eine interne Ausbildung ist. Ich wollte Sie jetzt fragen, gibt es einmal im Jahr oder so irgendeine Lagebesprechung, also, wie die Ehrenamtlichen und die Hauptamtlichen zusammenkommen und jetzt nicht nur im Team, sondern auch die Hauptamtlichen zu einem Erfahrungsaustausch oder einem Frageblock zur Verfügung stehen?

Mag. Gschöpf: Vielleicht noch einmal, weil das offenbar missverstanden wurde. Die ehrenamtlichen Teams, die werden immer von hauptberuflichen Sachwalterinnen oder Sachwalter organisiert und dort findet diese Anleitung durch die hauptberuflichen Mitarbeiter statt, dort findet Erfahrungsaustausch statt, die Besprechung verschiedener schwieriger Probleme, Beratungen in schriftlichen Angelegenheiten und wir haben, wie gesagt, abhängig von verschiedenen Fortbildungsveranstaltungen z.B. vor eineinhalb Jahren eine Enquete für alle ehrenamtlichen MitarbeiterInnen von Wien gehabt, mit verschiedenen Fortbildungsangeboten, mit den Hauptberuflichen und auch Mitarbeitern unserer Zentrale und des Rechtsreferates, das kommt auch immer wieder vor, zu rechtlichen Fortbildungen. Da gibt es ein gutes Angebot.

GRin Lakatha: Wie oft gibt es den Kontakt des Sachwalters mit seinem Klienten? Gibt es da irgendwelche Weisungen, wie oft er ihn besuchen muss oder wie oft er persönlich mit ihm in Kontakt zu treten hat?

Mag. Gschöpf: Glücklicherweise, muss ich jetzt sagen, ist seit 2001 im neuen Kindschaftsrechtsänderungsgesetz das auch gesetzlich festgelegt, dass ein Sachwalter persönlichen Kontakt zu seinen Klienten halten soll und muss. Abgesehen davon haben wir seit Beginn unseres Vereins, würde ich sagen, oder auf Grund erstens unserer Haltung den Klienten gegenüber, aber auch in der Wahrnehmung der gesetzlichen Vorgaben, immer den Kontakt zu den Klienten gehalten. Weil, wenn ich das Gesetz genau anschaue und dann steht „eine Miteinbeziehung in wichtigen Entscheidungen des Klienten“, da steht eine Informationspflicht an den Klienten über die Maßnahmen, die der Sachwalter setzt, über Aufklärung und Wahrnehmung auf seine Rechte, dann ist das unserer Meinung nach nicht anders möglich, als wenn ich mit dem Klienten einen persönlichen Kontakt halte. 

Vorsitzender Dr. Körber: Es war die Frage nach den zeitlichen Abständen der Besuche von Sachwaltern bei den Betroffenen.

Mag. Gschöpf: Wir haben etwa für, besonders im Bereich der ehrenamtlichen Sachwalterinnen und Sachwalter einen Standard, dass mindestens einmal monatlich der Klient besucht wird.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Frau GRin Lakatha.

GRin Lakatha: Sie sind überzeugt davon, dass das auch wirklich so durchgeführt wird? Dass einmal im Monat der Sachwalter mit seinem Klienten persönlich in Verbindung tritt?

Mag. Gschöpf: Für die ehrenamtlichen MitarbeiterInnen des Vereins für Wien nehme ich das so an und sehe es auch auf Grund verschiedener Aktenvermerke bzw. aus schriftlichen Aufzeichnungen und persönlichen Aufzeichnungen, die wir auch dann dokumentieren.

GRin Lakatha: Wie gilt das eigentlich für die Hauptberuflichen? Die haben die gleiche Verantwortung und vor allem nehme ich an, dass sie die schwierigen Fälle haben. Gibt es da auch einen monatlichen Kontakt mit den Klienten?

Mag. Gschöpf: Ich würde sagen, bei schwierigen Klienten ist es so, dass wir fast einen täglichen Kontakt haben, besonders wenn es um Klienten geht, die dann zu uns ins Büro kommen oder anrufen oder in anderer Weise uns sozusagen auch ständig in Anspruch nehmen.

Natürlich ist es aber auch abhängig davon, ob man sich jetzt vergewissert hat und versichert hat, in welchen etablierten Betreuungsverhältnissen sich Klienten befinden und dann wird man vielleicht einmal im Monat oder einmal in sechs Wochen hingehen und nicht wöchentlich. Wenn man den Eindruck hat, dass es wichtig ist, öfter vor Ort zu sein oder dass der Klient öfter das Bedürfnis hat, ihn zu sehen, dann wird man öfter hingehen.

GRin Lakatha: Als Sachwalter ist man auch für das Vermögen des Betreffenden verantwortlich. Es gibt sicher Klienten, die mehr Vermögen zur Verfügung haben und welche und sehr viele, die wenig zur Verfügung haben. Gehen wir von Klienten aus, wo ein Vermögen da ist. Es ist die Aufgabe eines Sachwalters, in meinen Augen, wird von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, vorhandenes Vermögen für zusätzliche Pflege oder Besuchdienste zu organisieren, zur Verfügung gestellt?

Mag. Gschöpf: Das wird von unseren Mitarbeitern auf jeden Fall in Anspruch genommen, dass, wenn Vermögen vorhanden ist, zusätzliche Betreuungsdienste organisiert werden. Vielleicht auch dazu: Die Rolle des Sachwalters ist auch nicht die eines Betreuers, sondern der Sachwalter hat die Betreuung sicherzustellen, hat den Zugang zu verschiedenen therapeutischen und sozialen Einrichtrungen zu ermöglichen. Das heißt, wenn die finanziellen Mittel es erlauben, dann wird der Sachwalter diese Dinge organisieren, wenn er sieht, dass dort ein Bedürfnis existiert. 

GRin Lakatha: Meine letzte Frage an Sie und es wird kein Geheimnis sein, dass vorher an und für sich sehr viel über Medikamente, über Verabreichung gegen den Willen des Klienten gesprochen wurde. Ist Ihnen in Lainz, da waren Sie sehr oft, diesbezüglich etwas aufgefallen? Wie würden Sie als Sachwalterin oder wie reagieren Sie als Sachwalterin, wenn Sie den Eindruck haben, dass der Klient medikamentös ruhig gestellt wird?

Mag. Gschöpf: Wir versuchen, eine medikamentöse Einstellung oder überhaupt eine medikamentöse Verordnung auch zu besprechen und zu hinterfragen, wenn uns auffällt, dass möglicherweise eine Beeinträchtigung stattfindet. Wir sind natürlich keine medizinischen Experten, dass wir beurteilen können, ob jetzt diese Dosierung oder jene Dosierung besonders übertrieben ist. Wir können nur sagen, es fällt uns auf, wenn der Betroffene immer wieder auch sehr beeinträchtigt ist, müde ist, sich schlecht artikulieren kann. Diese Dinge sind vorgekommen, auch bei unseren Klienten, wobei wir natürlich nicht vor Ort sind, wenn sie direkt verordnet sind, weil das nicht direkt am Krankenbett passiert. Das heißt, wir konnten das sehr wohl feststellen, versuchen, das kritisch zu beleuchten und zu besprechen und sind aber auf Grund unserer nicht ärztlichen Ausbildung doch zum Teil auch angewiesen auf die Informationen, die wir erhalten.

GRin Lakatha: Sie haben also festgestellt, dass das in Lainz vorkommt?

Mag. Gschöpf: Das ist auch hin und wieder vorgekommen, ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Frau GRin Mag. Schmalenberg.

GRin Mag. Schmalenberg: Danke vielmals. Ausgegangen ist diese Untersuchungskommission vom Fall der Frau K. und der Sachwalter der Frau K., Herr Haas, war hier auch Zeuge. Meine erste Frage ist, kennen Sie den Herrn Haas?

Mag. Gschöpf: Ja.

GRin Mag. Schmalenberg: Ist der Herr Haas auch Sachwalter in Ihrem Verein?

Mag. Gschöpf: Der Herr Haas ist ein ehrenamtlicher Mitarbeiter von unserem Verein, auch von unserer Geschäftsstelle.

GRin Mag. Schmalenberg: Sie haben erwähnt, dass es spezielle Fortbildung und Ausbildung gibt. Meine Frage ist, wie werden die Sachwalter ausgebildet? Was ist das Procedere, dass sie lernen, an das sie sich halten sollen, wenn Probleme auftreten?

Mag. Gschöpf: Wenn Probleme auftreten, so werden die im Team besprochen und wir besprechen, welche Möglichkeiten es gibt, an wen man sich wenden kann, was sinnvoll erscheint, das ist sozusagen die Besprechung im aktuellen Fall.

Von der Einschulung, habe ich vorher schon erwähnt, erstens wird ein ehrenamtlicher Mitarbeiter ausgewählt. Das ist keine anonyme Aufnahme, sondern er wird ausgewählt auf Grund eines Vorstellungsgesprächs, er durchläuft eine Einschulungsphase, die von hauptberuflich länger tätigen Mitarbeitern vorgestellt und auch vermittelt wird. Es gibt verschiedene Einschulungsmodule, die betreffen gesetzliche Grundlagen, die betreffen auch den Umgang mit psychisch kranken oder behinderten Personen oder mit unseren anderen Klientengruppen. Sie haben die Möglichkeit, Supervision in Anspruch zu nehmen, was ich vorher schon erwähnt habe, durch die Supervisionsveranstaltungen, die wir auch anbieten, wo es darum geht, sozusagen diese Probleme zu reflektieren und eine Vorgangsweise zu finden, damit umzugehen.

GRin Mag. Schmalenberg: Bekommen die Sachwalter auch eine Information oder eine Anleitung, wie sie mit Institutionen wie jetzt der Krankenanstaltenverbund oder eine Pflegedirektion oder Patientenanwaltschaft verfahren? Denn der Herr Haas hat sich weder an die Pflegedirektion noch an den Krankenanstaltenverbund, auch nicht an die Patientenanwaltschaft gewendet.

Mag. Gschöpf: Wie ich vorher schon sagte, werden diese Dinge im Team besprochen und auf Grund unserer Erfahrungen und auf Grund dieser Informationen, die wir vermittelt bekommen, wohin wir uns wenden können, wird eine Vorgangweise ermittelt oder vorgeschlagen. Dazu möchte ich schon sagen, dass der Herr Haas sich mehrmals direkt auf der Station an verschiedene Personen gewendet hat, mit seinem Anliegen leider nicht erfolgreich war und sich dann an die Stelle gewendet, die im Zuge einer Veranstaltung, die ich im Rahmen von einer Sachwalterschaft - Informationsveranstaltung bei der damaligen MA 47 gehalten habe und an der ein Mitglied dieser Kommission auch teilgenommen hat. Durch diesen Kontakt ist diese Stelle bekannt geworden. Es wurden dann die Unterlagen dafür ausgetauscht und vorgestellt, dass das eine Möglichkeit der Beschwerdestelle ist. Auf diese Weise hat sich der Herr Haas dann auch dorthin gewendet. 

GRin Mag. Schmalenberg: Der Herr Haas hat seine Probleme, die rund um den Fall Frau K. aufgetreten sind, im Team besprochen?

Mag. Gschöpf: Soweit mir das die Kollegen berichtet haben - weil das nicht mein Team war, ich weiß das auch aus Aufzeichnungen - ist das mehrmals im Team besprochen worden, es ist auch mehrmals besprochen worden, wie mit diesen nicht erfolgreichen Versuchen auf der Station umzugehen ist. Als nächste Möglichkeit, nachdem das mehrere Monate sehr erfolglos war, hat er sich an diese andere Stelle gewandt.

GRin Mag. Schmalenberg: Es wurde ihm nicht empfohlen, etwa die Patientenanwaltschaft zu informieren? Oder auch die Pflegedirektion? Oder die Generaldirektion Krankenanstaltenverbund? Weil das ja lauter Stellen sind, die direkt im, also, die dazu da sind in diesem ...

Mag. Gschöpf: Wobei diese Stellen für uns als Anlaufstellen für Beschwerden nicht bekannt und auch nicht vermittelt waren.

GRin Mag. Schmalenberg: Was war das für eine Sachwalterschaft - Informationsveranstaltung, von der Sie gesprochen haben? Ich muss zugeben, ich habe von dieser Veranstaltung noch nie etwas gehört. Es wurde in dieser Kommission noch nie darüber gesprochen.

Mag. Gschöpf: Diese Information gebe ich jetzt. In meiner Funktion als Landeskoordinatorin bin ich in verschiedenen Ausbildungseinheiten und Schulungen dabei. Von verschiedenen Einrichtungen, so auch z.B. in einem Modul der MA 47, berichtet dort, in der Sachwalterschaftsstelle, die Sachwalterschaft vor, das sind regelmäßige Veranstaltungen, wo Mitarbeiter der MA 47 Informationen über Sachwalterschaft erhalten. Und so ist dieser Kontakt zustande gekommen. 

GRin Mag. Schmalenberg: Und dort hat der Herr Haas das Problem geschildert? 

Mag. Gschöpf: Nein, das war eine Veranstaltung, in der ich Informationen über Sachwalterschaft gegeben habe. An dieser Veranstaltung hat ein Mitglied dieser Kontrollgruppe teilgenommen. So kam der Kontakt zustande. In weiterer Folge erfolgte ein Austausch von Informationen von mir über die Sachwalterschaft, von ihr über diese Stelle und diese Informationen wurden dann anderen hauptberuflichen und ehrenamtlichen SachwalterInnen weitergegeben.

GRin Mag. Schmalenberg: Also, konkret die Information, dass die MA 47 eine Anlaufstelle für Beschwerden ist?

Mag. Gschöpf: Richtig.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Mag. Schmalenberg. 

GRin Novak: Frau Mag. Gschöpf, ich habe ein paar Fragen, auch um es konkreter zu verstehen, was die Rechte auch eines Sachwalters betrifft, jetzt direkt vor Ort. 

Vorab noch einmal zu den Zahlen. Sie haben uns gesagt, 177 sowohl ehren- als auch hauptamtliche Sachwalter sind in der Landesorganisation des Vereins tätig. Also, 27 Hauptamtliche und 150 Ehrenamtliche in Wien, also im Landesverband oder Koordinierungsstelle. Wie viele, würden Sie sagen, beschäftigen sich mit KlientInnen im geriatrischen Bereich? Weil ich nehme jetzt an, das sind jene, die alle Sachwalterschaften betreuen oder nur jene Sachwalter, die auch für den geriatrischen Bereich zuständig sind.

Mag. Gschöpf: Also, wir haben konkret im Geriatriezentrum Am Wienerwald 50 Klienten und der Anteil der Klientinnen und Klienten, die gerade in geriatrischen Einrichtungen leben, ist etwa, also, die genaue Zahl darüber weiß ich jetzt nicht, aber der Anteil der Klienten ist gerade im ehrenamtlichen Bereich sehr hoch. Ich würde sagen, dass es etwa 80 % bis 90 % aller ehrenamtlich betreuten Klienten in Wien betrifft.

GRin Novak: Das heißt, vor allem im geriatrischen Bereich setzen Sie ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein?

Mag. Gschöpf: Nachdem vorher, und das ist auch ein Prinzip unseres Vereins, ein Klient wird nie zuerst direkt an einen ehrenamtlichen Mitarbeiter übergeben, sondern wird als Erstübernahme im Verein von einem hauptberuflichen Mitarbeiter übernommen, weil es oft darum geht, dass noch sehr unklare Verhältnisse existieren, dass sehr schwierige Situationen sind, dass sehr umfangreiche rechtliche Probleme anliegen und erst, wenn sozusagen die Existenz gesichert ist, die Ansprüche gesichert sind, dann werden diese Klienten an ehrenamtliche Mitarbeiter übergeben, wo es dann hauptsächlich um auch den persönlichen Kontakt geht, um die Wahrnehmung der Rechte gegenüber Betreuungseinrichtungen und die Verwaltung von einem meistens eher eingeschränkten Einkommen und um Vertretung von, manchmal oder meistens auch Vertretung gegenüber anderen Behörden und Einrichtungen.

GRin Novak: Von der Struktur her nehme ich aber an, dass diese ehrenamtlichen Mitarbeiter trotzdem weiter von hauptamtlichen Mitarbeitern betreut werden, angeleitet werden und sage, immer so etwas wie die Letztverantwortung auch dann bei den ehrenamtlichen liegt oder bei den hauptamtlichen?

Mag. Gschöpf: Es gibt vom Gesetz wegen keine Unterscheidung zwischen hauptberuflichen und ehrenamtlichen Sachwaltern, weil ja im Gesetz die verschiedenen Gruppen, wer überhaupt zum Sachwalter bestellt werden sein kann, aufgeführt werden, das ist ja, in erster Linie sind das Angehörige, wenn besonders rechtliche Probleme anliegen, dann sollten Rechtsanwälte oder Notare bestellt werden und für besonders schwierige und auch dort, wo soziale Probleme im Vordergrund bestehen, Vereinssachwalter. Das heißt, vom Gesetz wegen sind alle Vereinsmitarbeiter hauptberuflich oder ehrenamtlich gleichgestellt, das heißt, die Verantwortung für den Klienten trägt der ehrenamtliche Sachwalter selbst, auf Grund aber dieser ehrenamtlichen Tätigkeit gibt es eben das spezielle, unterstützende Angebot der Hauptberuflichen, die zur Anleitung zur Verfügung stehen und die auch sonst in der Weiterführung immer für Ansprachen, für Besprechungen oder verschiedene Abwägungen auch zur Verfügung stehen. Die Verantwortung und die Letztentscheidung ist aber beim Sachwalter und in dem Fall auch beim ehrenamtlichen Sachwalter.

GRin Novak: Vor allem jetzt im geriatrischen Bereich, welche Rechte kommen einem Sachwalter vor Ort jetzt auch zu? Gibt es die Möglichkeit oder hat er das Recht, z.B. in Dokumentation Einsicht zu nehmen? Wie kann man sich das vorstellen, was vor Ort wirklich dann auch zu Problemlösung oder zu, einmal auch der Orientierung vor Ort möglich ist für den Sachwalter.

Mag. Gschöpf: Die Tätigkeit des Sachwalters richtet sich immer nach dem Wirkungskreis, das das Gericht bestellt oder festgelegt hat. Das kann eben sehr unterschiedlich sein. Im Zuge oder innerhalb dieses Wirkungskreises verwaltet er eben Einkommen, z.B. Vermögen, Vertretung gegenüber Ämtern und Behörden und hat auch eine Akteneinsicht für den Betroffenen?

GRin Novak: Es gibt, ich versuche Kopf zu rechen, aber nachdem ich nicht genau nachrechnen kann, weil ich jetzt auch nicht konkret weiß, auf Grund Ihrer Aussage, wie viel Personen wirklich im Verein zur Verfügung stehen, auch für diesen, vor allem denk´ ich mir sehr problematischen geriatrischen Bereich, möchte ich Ihnen einfach auch sagen, dass ich bei der Zeugenaussage des Herrn Haas relativ entsetzt war über die Anzahl oder dem Zeitausmaß des Herrn Haas, der wirklichen Vor-Ort-Betreuung. Also, wie ich gehört habe, ½ Stunde einmal im Monat, manchmal eine ¾ Stunde einmal im Monat, da habe ich mir gedacht, das ist doch recht wenig, auch um jene Aufgabe wahrzunehmen, die Sie mir auch ganz am Anfang oder uns ganz am Anfang gesagt haben, nämlich die Sensibilität auch zu entwickeln, Bedürfnisse wahrzunehmen des Klienten, die er selber nicht mehr artikulieren kann. 

Jetzt möchte ich Sie jetzt einfach als Expertin fragen: Finden Sie diese Situation jetzt auch, an der Möglichkeit des Vereins, befriedigend oder würden Sie sich mehr wünschen?

Mag. Gschöpf: Zu der Tätigkeit des Sachwalters gehört, wie gesagt, nicht nur der Kontakt vor Ort, sondern gehören auch administrative Tätigkeiten und gehören auch Gespräche mit der Betreuungseinrichtung, mit den verschiedenen Stellen.

Ich weiß aus eigener, also, von Unterlagen, dass der Herr Haas nicht nur vor Ort persönlich anwesend war, sondern dass er sehr viele Telefonate auch mit der Station geführt hat und dass er sozusagen telefonisch oder andernorts sehr wohl auch viel Zeit für diese Tätigkeit aufgewendet hat und ich denke mir und weiß auch, dass diese Zeiten, die er dort auch vor Ort verbracht hat, höchst unterschiedlich sind, je nach, auch anlassbezogen, ob es momentan irgendwie mehr Bedürfnisse gab oder nicht, wenn sie weniger sind, dann wieder weniger. Und ich denke mir, das kann maximal ein Durchschnittswert jetzt sein und wirklich sehr variieren, wann es zu Problemen kommt und wann nicht. 

GRin Novak: Verstehe ich Sie richtig, das heißt, das ist für Sie ausreichend?

Mag. Gschöpf: Noch einmal, der Herr Haas ist selbst nicht in betreuender Funktion Sachwalter. Er lernt die Klienten kennen. Die gesamte Zeit könnte man durchaus zusammenrechnen, dem geht voraus, dass es zuerst Kontaktaufnahmen gegeben hat. Ich weiß, dass der Herr Haas, und das ist ein üblicher Standard, dass die Klienten ihn zuerst kennen gelernt haben, dass eben Gespräche vorangehen. Ich weiß, dass der Herr Haas mit Besuchsdiensten persönlich mitgegangen ist, um die Besuchsdienste persönlich, ihn vor Ort der Dame vorzustellen, dass es danach Besprechungen über die Klientin gab, die natürlich nicht dann vor Ort stattfinden. Also, ich habe den Eindruck, dass der Herr Haas das außerordentlich verantwortungsbewusst und sehr engagiert wahrgenommen hat.

GRin Novak: Ich wollte Sie jetzt auch nicht auf den Herrn Haas aufhängen und den Herrn Haas irgendwie verdammen. Ich wollte eigentlich ...

Mag. Gschöpf: Ich halte es für notwendig, weil ich glaube, dass der Herr Haas mittlerweile, doch ein bisschen sein Ruf geschadet hat und das möchte ich nochmals sehr ausführlich deponieren, dass dem nicht so ist, dass er ein sehr engagierter Mitarbeiter ist. Auch wenn jetzt ein bisschen ein seltsames Bild da entstanden ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau GRin Novak. Für die erste Runde bitte jetzt, haben Sie noch eine Frage? Bitte!

GRin Novak: Noch einmal. Also, mir ist es nicht darum gegangen, den Herrn Haas jetzt anzuprangern. Ich war insofern so schockiert, als ich mir gedacht habe, eine halbe Stunde ist ein bisschen wenig. Dann habe ich mich einfach gefragt, ist das ungefähr, also, es ist mir schon klar, es gibt einen Haufen anderer Aufgaben, auch an Dokumentation, das wird alles verschriftlicht. Selbes Schicksal, denke ich, wie manche Pflegepersonen auch haben, sehr, sehr viel niederschreiben zu müssen. Für mich war jetzt, wenn ich mir denke, ich habe mir auch mehr Sachwalter erwartet in der Fülle der Klienten. Für mich war einfach wichtig, festzustellen und das wollte ich Sie fragen, ob Sie das auch feststellen, dass es ein Mehr an Sachwaltern, ein Mehr an Ressourcen bräuchte, um jene, glaube ich, auch wichtige Kontrollfunktion, die sich automatisch ergibt, im Gesamtsystem ausfüllen zu können, darin.

Mag. Gschöpf: Vielleicht auch noch einmal, also, diese ½, ¾ Stunde glaube ich, dass die eine, weiß nicht, wie Sie jetzt auf diese Zeit auch kommen. Ich glaube, dass ja, aber ich glaube, dass es anlassentsprechend auch mehrere in dem Monat oder in manchen Monaten stattgefunden haben und dass wir das durchaus so handhaben, dass, wenn es Probleme gibt, dass man öfter vor Ort ist, das ist die eine Sache. 

Die andere Sache ist, dass ich glaube, dass es einerseits sehr wohl ein großes Problem gibt, was Sachwalterschaften betrifft in Wien. Ich wäre froh und das ist häufiger Anlass bei Beratungen, die wir ja auch immer wieder haben, die zu einem Aufgabenbereich des Vereins gehören, wenn andere Sachwalter irgendwann mal vor Ort sind und die Situation sich anschauen und die Klienten überhaupt kennen lernen, weil ich halte das für ein gewaltiges Problem, das gerade in Wien existiert. Und ich glaube aber, dass man nicht unbedingt von dieser Seite das Problem betrachten sollte. Da sind sicher zu wenig Ressourcen da. Aber dass man einfach auch dort hinschauen sollte, wo ist es möglich, innerhalb von Einrichtungen Strukturen zu schaffen, die ähnliche Aufgaben wahrnehmen, die nicht unbedingt jetzt ein Sachwalterschaftsverfahren in Gang setzen müssen, die, eine Art Bewohnervertretung installiert werden, eine Stelle, die vor Ort tätig ist, um auch Rechte von Bewohner wahrzunehmen und dazu muss ich sagen, es gibt ja zum Glück jetzt auch zwei Gesetze, die in die Richtung gehen. Das eine ist das Heimvertragsgesetz, das heuer in Kraft treten wird, wo auch ähnliche Einrichtungen schon zumindest angesprochen sind, das andere ist das Heimaufenthaltsgesetz, das nächstes Jahr im Juli in Kraft treten wird, wo die Heimbewohner - Vertretung ganz fix als Einrichtung installiert wird mit einem bestimmten Aufgabenbereich und das sind sozusagen auch Maßnahmen, die zum Glück auch jetzt beginnen werden, die in Frage stellen, ob es immer eine Zwangsmaßnahme und ein Entzug der Persönlichkeitsrechte sein muss, wie es die Sachwalterschaft ist, dass die Rechte geschützt sind und dass die Rechte gewahrt sind. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke! Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender! Nicht zu unrecht heißt die Publikation „Im rechtsfreien Raum“. Sie haben auch besonders also hier kritisiert, dass es sozusagen keine verbindliche und verlässliche Rechtsgrundlage gibt. Das soll sich ändern mit dem Heimaufenthaltsgesetz. Und das Heimaufenthaltsgesetz sieht ja das immer gelindeste Mittel vor, um also hier die Freiheit und nur wenn es möglich ist und nur für eine bestimmte Zeit einzuschränken. Sie haben in Ihrer Publikation, die Sie herausgeben, aus dem Februar 2000, ein Lexikon der Zwangsmaßnahmen auf der letztem Seite, die überhaupt nur auf dem Unterbringungsgesetz angewendet werden dürfen und das ist ja, wie man ja weiß, in den Heimen nicht wirklich anzuwenden, aber selbst dann liest sich das wie ein Auszug aus einer Horrorgeschichte und manches davon, einiges davon, ist auch hier angeführt, sind Freiheitsbeschränkungen, die in geriatrischen Einrichtungen also vorkommen. Bettruhe um 17.00 Uhr auf geriatrischen Stationen. Da sind wir mit 15.00 Uhr ja noch schlimmer dran. Entzug von Behelfen wie Brille usw., Leintuchfixierung am Sessel, geriatrische Patienten sind im 4. Stock des Krankenhauses untergebracht, Netzbett, Overall mit Reißverschluss auf der Rückseite. Das haben wir hier schon gesehen. Steckgitter, Tische, Sesseln und ähnliche Stühle, aus denen Patient nicht aufstehen kann. Zwangswindeln. Dazu wenig Personal für häufige Begleitung zum WC. Also, ich lese nicht die ganze Liste vor. Das wäre zu viel. Es sind sicher, ich würde sagen, 50 Punkte. Welche dieser Zwangsmaßnahmen sind in den städtischen Geriatriezentren Ihrer Kenntnis nach Alltag oder zumindest manchmal der Fall, über welchen Zeitraum und unter welcher rechtlichen Deckung jetzt Ihrer Meinung nach?

Mag. Gschöpf: Ich fange in der Mitte an. Den Zeitraum können wir schlecht feststellen, weil dann müssten wir sozusagen 24 Stunden vor Ort sein und das ist uns sicher nicht möglich. Aber tatsächlich können wir feststellen, dass es Beschränkungen gibt, die jetzt Fixierungen betreffen, diese Steckgitter, die sozusagen vor den Rollstühlen hingesteckt werden, dass auch Netzbetten vor Ort gesehen wurden und festgestellt wurde: „Beschränkungen, die, wie ich schon eingangs auch erwähnt habe, jetzt sich eher belanglos anhören aber doch auch gewichtige Auswirkungen haben, also, dass ich nicht zugreifen kann auf Getränk oder Nahrungsmitteln, dass ich nicht zugreifen kann auf meine persönlichen Habseeligkeiten. Und es ist niemand da, der sie mehr erreicht, dass ich eben im Bett liegen blieben muss und mir niemand aufhilft, weil einfach niemand da ist oder keine Zeit ist, sich diese Mühe zu nehmen. Also, es geht im weitesten Sinne um Beschränkungen, die in der Bewegungsfreiheit liegen und die können wir immer wieder in verschiedenen Einrichtungen feststellen, die haben wir eben auch hier gesammelt. Seit Jahren verfolgen wir das. Es ist uns ein großes Anliegen, dass das eben nicht im Einzelfall direkt geregelt wird, sondern dass es zu einer gründlichen, strukturellen Veränderung kommt, nämlich was jetzt besonders personelle Ausstattung betrifft. Ja.

GRin Dr. Pilz: Was sagen Sie dazu, wenn der Krankenanstaltenverbund auf all seinen Führungsebenen sagt, dass beispielsweise dieser Overall mit dem Reißverschluss hinten keine freiheitsbeschränkende Maßnahme ist? Würden Sie das teilen?

Mag. Gschöpf: Also, ich persönlich kenne den nicht. Aber ich würde das keinesfalls teilen. Natürlich, ein Bekleidungsstück, wo ich in meiner Bewegung eingeschränkt werde und wenn es mir nicht möglich ist, dadurch eine Hand oder mich sonst zu bewegen, dann ist das natürlich eine Einschränkung. Also, ist keine Frage. 

GRin Dr. Pilz: Konkret! Im konkreten Fall geht es um einen Overall, der den Reißverschluss, wie es da herinnen steht, am Rücken hat und dass man ihn sozusagen nicht aufmachen kann, damit man die Windel oder was immer. (Zwischenrufe) 

Mag. Gschöpf: Man kann trotzdem also sozusagen, wenn es irgendwie ein Bedürfnis ist, ja, sich zu kratzen oder zu richten oder was auch immer, ist daher eingeschränkt und fällt daher auch unter eine Beschränkung. (Zwischenruf)
GRin Dr. Pilz: Wir haben ja zuerst, Sie waren ja schon da, über die Medikamentengabe gesprochen und der Herr Kollege Deutsch war so fassungslos, dass es vorgekommen könnte, dass Medikamente nicht aus ausschließlich gesundheitsbezogene Gründen gegeben werden. Sie haben in ihrer Informationsbroschüre zu den Freiheitsbeschränkungen da eine Momentaufnahme geschrieben. Eine ehrenamtliche Mitarbeiterin besucht ihre Klientin und muss mit Verwunderung feststellen, dass bereits alle Patientinnen im Bett sind, frisch gewickelt, gefüttert, etc, Nachtruhe um 16.30 Uhr, auf einer anderen Station im vergangenen Sommer bereits um 15.30 Uhr. Für eine starke Raucherin, die aus eigener Kraft das Bett nicht verlassen kann, bedeutet dies tatsächlich Bettruhe und warten auf den nächsten Morgen. Auf Anfrage müssen die Pfleger zugeben, dass sie mit ihrem Pflegeplan nicht mehr zurecht kommen. Ein Stationsarzt – jetzt kommt es – bestätigt sogar schriftlich, dass ein pflegebedürftiger, geistig abgebauter Patient mit erhöhtem Antrieb, mit einem starken Drang sich vorwärt zu bewegen, nur durch sedierende Medikamente integriert werden kann. Allerdings wäre die therapeutische Breite sehr gering. Bei zu starker Sedierung stürzt der Patient bzw. kann er nur apathisch herum sitzen. Bei Lockerung benötigt Herr W. eine Einzelbetreuung. Das heißt, man müsste sich mehr um ihn kümmern. Und damit er integriert wird, wird er sediert. Hat das damit zu tun, dass es für seine Gesundheit gut ist oder ist das eher schlecht für seine Gesundheit?

Mag. Gschöpf: Dass er integriert wird oder?

GRin Dr. Pilz: Nein, dass er sediert wird und dann leichter stürzt und apathisch herumsitzt.

Mag. Gschöpf: Also, ich würde viel weiter zuvor da ansetzen eigentlich, weil ich der Meinung bin, so wie das eben auch oft vorkommt, dass es keine speziellen Einrichtungen gibt, dass ein geistig behinderter Mann, der zwar in gewisser Weise pflegebedürftig ist, aber möglicherweise noch gar nicht das Alter auch erreicht hat, in einer Pflegeeinrichtung, die hauptsächlich für alte Menschen gedacht ist, überhaupt nicht geeignet untergebracht ist. Das führt dazu, dass daher auch nicht geeignetes Personal zur Verfügung steht, die sozusagen seine Integration ohne Einschränkung medikamentöser oder sonstiger Art ermöglichen und ja, also, da finden meiner Meinung nach die Beschränkungen in verschiedenen Ebenen auch statt und er ist auch dort nicht entsprechend und geeignet untergebracht. 

GRin Dr. Pilz: Ja, für Einschränkungen, in dem konkreten Fall geistig abgebaut, das vermute ich, ist Demenz im konkreten Fall. Aber wir können es nur vermuten. Diese Freiheitsbeschränkungen sind jetzt im rechtsfreien Raum, sagen Sie. Unter welchen Rahmenbedingungen können sie überhaupt hier zur Anwendung kommen, denn man muss ja nach Alternativen suchen. Haben Sie den Eindruck, es wird nach Alternativen gesucht zu Freiheitsbeschränkungen?

Mag. Gschöpf: Also, wir haben jetzt die Informationen auch bekommen, dass es z.B. dort, wo man beginnt, Beschränkungen ausreichend zu dokumentieren, sofort zu einer geringeren Anzahl von Beschränkungen kommt und es sehr wohl auch begonnen wird, sich mit dieser Thematik auseinander zu setzen, dafür sensibel zu werden, weil ich denke mir, das ist heute auch schon gefallen, dass es auch genauso auch braucht, auf dieses Thema sich einzulassen und sensibel zu werden, was überhaupt diese Beschränkungen bedeuten und was das eigentlich heißt, dass das eben überhaupt in Frage gestellt wird, dass es mittlerweile auch als unzumutbar betrachtet wird und wir sehen das sehr wohl, dass viele Einrichtungen gerade also sowohl im privaten als auch im städtischen Bereich an diesem Thema interessiert sind, interessiert sind, wie kann man in solchen schwierigen Situationen umgehen? Wenn man nicht eben auf der einen Seite sich strafbar machen möchte, auf der anderen Seite seine Obsorge verletzen möchte und dass es also ganz wichtig ist, dass es ab nächstem Jahr dann ein Gesetz geben wird, dass diese Beschränkungen unter ganz klaren Voraussetzungen kontrollieren lässt, dass es Vertreter geben wird, die diese Meldungen weitergeben wird und dass damit mit diesem rechtsfreien Raum wirklich ein Licht ins Dunkel kommt.

Vorsitzender Dr. Körber: So, danke Frau Mag. Gschöpf. Ist noch eine Frage in der Kommission? Bitte, Frau Lakatha.

GRin Lakatha: Ich habe nur eine Frage an Sie. Und zwar erstens einmal, dass Sie der Meinung sind, dass eine gründliche strukturelle Veränderung durchgeführt oder erfolgen muss. Also, das muss ich sagen, bin ich froh, dass wir einen Mitstreiter haben. Sie haben ja, der Verein der Sachwalterschaft hat ja Kritik öffentlich ausgeübt und es gibt also sehr, sehr viele Punkte und wenn ich mich richtig erinnere, haben wir also 8 500 besachwalterte Klienten in Wien und 40 % in geriatrischen Zentren. Also, ist das richtig?

Mag. Gschöpf: 40 % der Bewohner in geriatrischen Zentren stehen unter Sachwalterschaft. (Zwischenruf)
GRin Lakatha: Dann ist das ja noch mehr. Ich wollte Sie fragen, auf Grund Ihrer Kritik, auf Grund Ihrer Verantwortung, die der Verein hat, ob sich die StRin Dr. Pittermann mit dem Verein in Verbindung gesetzt hat? Einfach als Informationsgespräch oder um des gegenseitigen Kennenlernens?

Mag. Gschöpf: Nachdem ich nicht in allen Besprechungen dabei bin, die zu diesem Thema geführt wurden, weil ich ja für Wien als Landeskoordinatorin tätig bin, weiß aber, dass unser Geschäftsführer in sehr vielen Gesprächen gerade in den letzten Monaten dabei war und denke mir, wenn ich mich recht erinnere, dass das auch Gespräche mit der Frau Stadträtin waren bzw. Besprechungen, wo sie dabei war. Ich kann das aber nicht angeben, weil ich sozusagen diese Funktion, weil das eben die Aufgaben unserer Zentrale oder unserer Geschäftsführung sind.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Lakatha. Wenn sonst keine weiteren Fragen sind? Also, bitte, Herr Dr. Mayer.

GR Dr. Mayer: Ja, also, mich würde interessieren, welche Wahrnehmungen haben Sie eigentlich in privaten Häusern und welche Dichte der Sachwalterschaft gibt es in privaten Häusern?

Mag. Gschöpf: Das wollte ich auch schon vorher sagen und das Problem ist, dass wir leider im Bereich der Sachwalterschaften ein derart ungenügendes Zahlmaterial zur Verfügung haben, dass ich darüber eigentlich keine Angaben nennen kann. Ich weiß nur aus den Informationen von Städtischen oder von Geriatriezentren, dass dort 40 % der Bewohner unter Sachwalterschaft stehen. Wir können das derzeit nicht feststellen, wie viel in privaten Heimen, wie viel der Bewohner unter Sachwalterschaft stehen. Diese Erhebungen gibt es nicht. Da gibt es seit Jahren Schwierigkeiten, das generell festzustellen und die einzigen Zahlen, die wir überhaupt über Sachwalterschaften nennen können, die stammen aus dem Jahre 1997. Ist eine Anfragebeantwortung im Parlament gewesen.

GR Dr. Mayer: Heißt das also, dass Ihr Verein sich eher nicht mit privaten Häusern beschäftigt? Meine Überlegung ist natürlich, die Stadt Wien zahlt ja teilweise auch dort für Betten. Und macht das ein eigener Verein, macht das gar niemand? Wie ist das?

Mag. Gschöpf: Nein, das war dann ein Missverständnis. Natürlich sind Sachwalter auch in privaten Pflegeheimen tätig und natürlich weiß der Verein in seinem geringen Ausmaß Bescheid, in welcher Größenordnung das ist. Aber wie ich vorher schon gesagt habe, der Verein hat 6 % aller unter Sachwalterschaft stehenden Personen in den Geriatriezentren, er hat in Wien einen Anteil von 10 bis 12 % und er wird in den Privaten, müsste ich noch einmal näher nachschauen, aber vielleicht ein bisschen höher als in diesen großen Geriatriezentren, aber wahrscheinlich nicht viel mehr sein, sodass, wie gesagt, von 6 % man nicht, also, man wird annehmen, dass es auch in den privaten Heimen sehr viele Sachwalterschaften gibt. Einerseits, die von Angehörigen geführt werden, andererseits, die von Rechtsanwälten oder Notaren geführt werden.

GR Dr. Mayer: Konkret da nachzufragen, das Haus gibt es nicht mehr, in der Ghelengasse. Da wurde ein Haus geschlossen. Gab es dort eine Besachwalterung?
Mag. Gschöpf: Wenn ich mich recht erinnere, hat ein Kollege eine Klientin dort gehabt. Aber nachdem das Haus geschlossen wurde, ist die Klientin dann woanders transferiert worden. Aber dazu muss ich sagen, dass ich die näheren Umstände, weil das auch schon etliche Jahre zurückliegt, wenn ich mich recht erinnere, nicht ... 

GR Dr. Mayer: Ich kann Ihnen helfen: Ca. zwei Jahre Maximum. 
Mag. Gschöpf: Kann ich leider nichts Näheres sagen. Müsste ich mich noch einmal erkundigen.

GR Dr. Mayer: Ist Ihnen vielleicht gegenwärtig, ob der Kollege dort Gründe zur Beanstandung gefunden hat?

Mag. Gschöpf: Das kann ich jetzt nicht sagen. Also, ich weiß darüber nichts. Ich wusste nur, weil das Problem da war, dass es einfach auf der Suche nach einem geeigneten Wohnplatz, dass dieses Heim vor der Schließung steht. Aber ich muss sagen, wir haben auch bei uns in Wien knapp 1 000 Klienten, wir haben bei uns in etwa 200 Klienten, sodass ich mich in dem Einzelfall nicht an nähere Angaben erinnern kann. 
GR Dr. Mayer: Da hätte ich noch eine Frage. Und zwar, reduziert also auf Sachwalterschaft im sozialen und gesundheitlichen Sinn, also schutzbefohlene Personen, würde ich gerne wissen, Sie haben gesagt, dass Sie nur, einen Teilsatz von Ihnen möchte ich da zitieren, ist mir aufgefallen und es wurde besprochen dann mit den medizinischen Stellen vor Ort, sprich also Medikationen, die missverständlich waren. Waren die Antworten befriedigend, warum diese Medikation gegeben wurde oder waren die nicht befriedigend?

Mag. Gschöpf: Es gab sehr wohl auch Hinweise, dass es, der Ursprung der Medikation, darin liegt, dass es einfach schwierig ist, sehr lebhafte oder unruhige Patienten mit wenig Personal so zu betreuen, dass den anderen nichts passiert.

GR Dr. Mayer: Ich habe die Frage so gemeint: War die Antwort befriedigend, dass es angemessen war oder dass es nicht angemessen ist?

Mag. Gschöpf: Ja, aber so wie ich es Ihnen jetzt gesagt habe ist es natürlich nicht so befriedigend. Und daher sind diese Angaben oder sind diese Beispiele auch Bestandteil unseres Berichts gewesen, den wir eben als gesammelte Erfahrungen weitergegeben haben. Genau auch in diesem Bereich. 

GR Dr. Mayer: Dann muss ich allerdings nachfragen. Wenn das nicht befriedigend war und wenn es dann in Ihrer Wahrnehmung dann eine Einschränkung war der persönlichen Bewegungsfreiheit und ja, in dem Fall wäre es eine Gesetzwidrigkeit. Was haben Sie unternommen?

Mag. Gschöpf: Ja, also noch einmal, wir haben einen Bericht erstellt über Beschränkungen in diesem Bereich. Über Zwangsmaßnahmen. Haben den Bericht im Auftrag des Ministeriums auch dorthin weitergegeben, das heißt, wir haben es den obersten Stellen weitergegeben. Wir haben diesen Bericht auch an die Stadtverwaltung gegeben. Der Bericht wurde dann letztlich auch öffentlich gemacht. Unsere Bemühungen liegen darin, dass wir versuchen, eine Regelung dieser ungesetzlichen Zustände zu erwirken. Daran haben wir seit vielen Jahren auch mitgearbeitet und glücklicherweise gibt es jetzt auch dieses Gesetz, das nächstes Jahr in Kraft treten wird und diese Beschränkungen, die im illegalen Raum stattfinden, regeln wird. 

GR Dr. Mayer: Das ist alles...

Vorsitzender Dr. Körber: Das war nicht die Frage des Herrn Dr. Mayer, war nicht, dass Sie jetzt damit beantworten, dass Sie allgemein auf einen Bericht hingewiesen haben, sondern er hat Sie gefragt, ob Sie konkret in dem Fall, in dem Sie eben zur Kenntnis genommen haben, dass die Medikation, die Sedatierung des Heiminsassen nicht adäquat ist. Ob Sie irgendetwas konkret in diesem Fall unternommen haben? Also, nicht bezogen auf einen allgemeinen Bericht. 

Mag. Gschöpf: Nachdem es mehrere Anlässe gab, ist auch eine Vorgangsweise von uns, dass wir das im Zuge unseres Berichts an das Pflegschaftsgericht weiterleiten. Ob dann dort sozusagen das weitergeleitet wird, haben wir zumindest bis jetzt nichts gehört.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte noch eine Frage, Herr Dr. Mayer?

GR Dr. Mayer: Ja, also abschließend die Frage, das heißt also, der Schutzbefohlene, der Ihnen von Gericht ja übertragen wurde, da haben Sie also die Wahrnehmung, die Ihrer Meinung nach nicht gesetzeskonform war, dem auftragenden Gericht mitgeteilt? Ist das richtig so? 

Mag. Gschöpf: Diese Möglichkeiten wurden ausgeschöpft. Richtig.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Bitte, Frau Novak. 

GRin Novak: Danke. Ich möchte noch einmal zurückkommen, wo ich vorher stehen geblieben bin, zu dem Bereich, auch der Zusammenarbeit, der Kommunikation, auch im Beschwerdefall dann Möglichkeiten der Sachwalterschaft oder eines Sachwalters vor Ort. Jetzt abgesehen von der Meldung an das zuständige Gericht, konkret vor Ort, was passiert denn z.B., wenn dem Sachwalter auffällt, mein Klient ist medikamentös ruhig gestellt? Was macht der Sachwalter dort bzw. empfehlen Sie auch in Ihren Schulungen Einsicht in die Dokumenteninformation, Gespräche mit dem Arzt oder dem Pflegepersonal? Was passiert vor Ort im ersten Schritt und im zweiten Schritt würde mich auch sehr interessieren - Sie haben vorher gesagt, die zuständige Stelle, sagen Sie auch Ihren Sachwaltern für Beschwerden, sei die MA 47. Das teilen Sie ihnen auch mit. Sagen ihnen, wenn es nicht mehr anders geht, bitte an die MA 47, wenn, denn dort wird dem Beschwerdefall nachgegangen und kontrolliert. Das war Ihnen bekannt und ist auch Ihren Sachwaltern bekannt. Empfehlen Sie auch andere Stellen, wie den Patientenanwalt oder vor Ort die Pflegedirektion?

Mag. Gschöpf: Also, in erster Linie versuchen wir immer und das ist egal, ob es um Probleme jetzt der medikamentösen Einstellung, der Unklarheit darüber, der Beschränkungen oder anderen Problemen in der Betreuung oder sonstiger Natur gibt, vor Ort mit dem zuständigen Personal diese Dinge abzuklären bzw. auch mit dem zuständigen Primar der Abteilung. Diese Gespräche finden auch laufend statt. Die werden auch dokumentiert. Wenn sozusagen dann Beschwerden, so wie in dem einen Fall, nicht befriedigend verlaufen, so wurde uns diese Stelle der MA 47 als geeignete Stelle sozusagen auch vermittelt,  dass dies dort deponiert werden kann. 

GRin Novak: Kontakt zum Patientenanwalt. Wenden Sie sich auch den Patientenanwalt? 

Mag. Gschöpf: An den Patientenanwalt. Da muss ich sagen, dass das ein bisschen schwierig ist, sozusagen die Zuständigkeiten abzuwägen, was jetzt wirklich in diesen Zuständigkeitsbereich hineinfällt und was nicht. Das war ja nicht so eindeutig. Wir sind aber mittlerweile sehr froh, dass es die Pflege-Ombudsstelle gibt mit einem klaren Aufgabenbereich und das ist jetzt auch eine unserer oder wird sozusagen als Anlaufstelle, sozusagen, wenn nicht vor Ort die Probleme gelöst werden können. 

GRin Novak: Mit dem Dr. Vogt jetzt, Pflege-Ombudsmann, dazu gleich auch eine Frage. Also, der Herr Dr. Vogt hat auch durchaus Kritik an der Sachwalterschaft geäußert in einem Interview in der Furche. War das auch schon Gegenstand von, sage ich einmal, Erfahrungsaustausch oder Kritik an euch, Verbesserungen hier herbeizuführen. Er sagt, es gibt Beschwerden von Angehörigen über Sachwalter bzw. gibt es hier auch einen Informationsaustausch untereinander?

Mag. Gschöpf: Also, es gibt seit der Einrichtung der Pflege-Ombudsstelle, würde ich sagen, einen laufenden Kontakt. Es gab ein Vorstellungsgespräch, an dem ich auch selbst persönlich teilgenommen habe. Es wurden Informationen ausgetauscht und es gibt dazu Anregungen oder auch Beschwerden, auch einen Austausch zwischen uns oder Geschäftsstellen von uns oder dem Mitarbeiter von uns, wen es halt betrifft, und dieser Pflege-Ombudsstelle. Wobei ich jetzt die Beschwerden des Sachwalters, wenn ich mich recht erinnere, auch also die Beschwerden über Sachwalter, die der Herr Dr. Vogt genannt hat, eher auch in dem Bereich zugeordnet habe, dass es eben besonders ein Wiener Problem ist, diese hohe Anzahl von Sachwalterschaften, die gerade im Altenbereich auch ansteigen werden, und dass es da sehr viele Sachwalter gibt. Wenn ich mich an eine Presseaussendung von ihm genau erinnere, dass er sagt, dass die keinen Kontakt zu ihren Klienten haben. Und das sind, denke ich, keine Vereinsmitarbeiter. 

GRin Novak: Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Novak. Frau Dr. Pilz, Sie haben noch eine Frage.

GRin Dr. Pilz: Bitte! Haben Sie bei Ihren Besuchen bei Klienten von Ihnen in den städtischen Pflegeheimen Fälle gefährlicher Pflege feststellen können?

Mag. Gschöpf: Was genau verstehen Sie jetzt unter gefährlicher Pflege?

GRin Dr. Pilz: Gefährliche Pflege liegt dann vor, wenn es zu einem gesundheitlichen Schaden oder einen hohen psychischen Beeinträchtigung eines Klienten, einer Klientin, sei es durch Vernachlässig in den rein physischen Pflegehandlungen oder auch durch massive Freiheitseinschränkungen, kommen könnte. Für mich wäre ein Netzbett, das nicht verordnet ist und dem kein Gesetz entspricht, kein Unterbringungsgesetz in der Geriatrie, wäre für mich ein Fall gefährlicher Pflege. Aber auch Fixierungen über einen längeren Zeitraum, die der Anstaltsordnung und nicht dem Patienten dienen, wäre auch gefährliche Pflege. Haben Sie gefährliche Pflege feststellen können und was haben Sie dann gemacht?

Mag. Gschöpf: Also, wie gesagt, ich habe selbst auch ein Netzbett festgestellt auf einer Station. Das hat allerdings nicht eine Klientin von mir oder auch von uns betroffen, sondern das war eine Erfahrung, die ich gemacht habe, dass es dort eben Netzbetten gibt. Ich würde sagen, dass Fixierungen oder diese Steckgitter Beschränkungen sind, die laufend vorkommen. Wobei ich jetzt nicht im Einzelfall sagen kann, dass sie bei einem Klientin oder Patientin über einen genau von mir bestimmten Zeitraum reichen, weil ich eben nicht dauernd vor Ort bin, weiß aber von Stationen, wenn ich Stationen besuche, dass diese Beschränkungen durchaus immer wieder oder auch laufend, also, immer wieder ist vielleicht der bessere Ausdruck, angewendet werden. 

GRin Dr. Pilz: Das Netzbett, die Netzbetten haben Sie wann wo festgestellt?

Mag. Gschöpf: Also, zuletzt habe ich ein Netzbett vor etwa zwei Jahren im Geriatriezentrum am Wienerwald auf einer Station festgestellt.

GRin Dr. Pilz: Und haben Sie nachgefragt, warum da ein Netzbett steht und war ein Bewohner, eine Bewohnerin in diesem Netzbett?

Mag. Gschöpf: Also, wie ich dort war, war das Netzbett offen. War in Gebrauch, aber keine Bewohnerin drinnen. 

GRin Dr. Pilz: Haben Sie gefragt, warum es dort ist?

Mag. Gschöpf: Ich habe bei einer Veranstaltung, die ich auch dort vor Ort im Geriatriezentrum immer wieder in regelmäßigen oder einjährigen Abständen mache, wo ich dort auch Mitarbeiterinnen der Pflege und des ärztlichen Personals, wo wir einen Austausch über Sachwalterschaft im Allgemeinen haben und das Thema Beschränkungen zur Sprache gekommen ist, große Verwunderung feststellen können, dass manche nicht wussten, dass ein Netzbett auf einer Station noch im Gebrauch ist und das weist für mich eigentlich auch darauf hin, wie unterschiedlich sozusagen die Standards auf den einzelnen Stationen einfach sind und dass das ganz sicher etwas ist, was, wie ich hoffe, auch gesetzlich geregelt wird, dass es einheitliche Standards gibt. 

GRin Dr. Pilz: Wir haben über die Besachwaltung von rund Bewohner und Bewohnerinnen im GZW gehört. Wenn ja sozusagen der Herr Haas schon ein sehr ambitionierter und engagierter Mitarbeiter Ihres Vereins ist und eine halbe Stunde in sechs Wochen Zeit, haben Sie gesagt, andere haben gar keine Zeit, die kommen nie, nämlich jene, die sozusagen hier als bestellte Anwälte diese Tätigkeit machen und offensichtlich sich auf eine reine Papierarbeit beschäftigen. Wie kann denn unter solchen Verhältnissen, dass sozusagen nur die ambitionierten Mitarbeiter des Vereins zur Sachwalterschaft überhaupt vor Ort kommen und die anderen halt nur eher Akten sind, wie kann denn, ja auch wissend, dass es keine Sozialarbeiter gibt in den Geriatriezentren, die Lebensqualität der dann Rechtlosen sicher gestellt werden? 

Vorsitzender Dr. Körber: Sagten Sie „dann Rechtlosen“ oder...?

GRin Dr. Pilz: Wenn es ist, stellen wir uns jetzt einmal die Situation vor, dass der Sachwalter nicht kommt, weil er sozusagen viel zu viele Fälle hat und die Person dann sozusagen auf der Station niemanden hat, der seine oder ihre Rechte faktisch wahrnimmt. Das ist für mich dann Rechtlosigkeit.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich möchte nur festhalten, dass auch ein Heiminsasse nicht rechtlos ist. Sondern es mag sich darum handeln, ob er seine Rechte gegebenenfalls durchsetzen kann. 

GRin Dr. Pilz: Genau.

Vorsitzender Dr. Körber: Das sind zwei verschiedene Themen. Aber bitte. 

GRin Dr. Pilz: Ich lasse mich gerne von Ihnen juristisch belehren, wenn ich Sie was bitten darf. Bewohner ist mir viel lieber wie Heiminsasse. Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte. Also, wenn Sie sich noch äußern. 

Mag. Gschöpf: Ich würde auch ganz gerne den Begriff „Besachwalterung“ in „unter Sachwalterschaft stehen“ umnennen, weil auch der Begriff Besachwalterung eigentlich eine sehr entmündigende Maßnahme und so den Ausdruck hat, dass der Betroffene gar keine Rechte mehr hat, was im Rahmen der Sachwalterschaft nicht der Fall ist, aber ich gebe Ihnen Recht, dass, wenn niemand vor Ort ist, wenn kein Kontakt hergestellt werden kann oder hergestellt wird, obwohl es dafür einen speziell eingesetzten Sachwalter gibt, sicher eine rechtlich unklare Situation besteht, weil niemand diese Vertretung wahrnimmt, daher auch nicht eine Situation erkennen kann, ob die Wahrnehmung der Rechte notwendig ist. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau Dr. Pilz, keine Frage mehr? Auch sonst nicht? Dann darf ich danken für Ihr Erscheinen, Frau Dr. Gschöpf, womit Sie aus dem Expertenstand entlassen sind. 

Mag. Gschöpf: Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr OSR Dr. Zörner! 

OSR Dr. Zörner: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Darf ich bitten, dass Sie hier Platz nehmen. Herr Obersenatsrat, die Kommission hat Sie als Zeugen eingeladen. Ich darf auf die Zeugenladung verweisen, und zwar insbesondere auf das Thema „wurde bei Bekanntgabe der Möglichkeit der Entbindung des Herrn Generaldirektors ao. Univ.-Prof. Dr. Hauke von der Amtsverschwiegenheit auf Bestimmungen des Datenschutzes im Zusammenhang mit Disziplinarverfahren Bedacht genommen worden“. Das also ist der Gegenstand Ihrer heutigen Vernehmung und ich frage Sie zunächst, ob Sie zu diesem Gegenstand von der Amtsverschwiegenheit selbst entbunden worden sind.

OSR Dr. Zörner: Ich darf bekannt geben, dass ich von der Amtsverschwiegenheit deshalb nicht entbunden bin, weil ich in dieser Fragestellung weder ein Geheimnis sehe, von dem ich zu entbinden gewesen wäre, noch kann ich mir vorstellen, dass hier ein Thema angesprochen ist, das einer Verschwiegenheitspflicht unterliegen könnte. Daher bin ich gerne bereit, auch ohne Entbindung von der Amtsverschwiegenheit auszusagen.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, es ist Sache des Zeugen selbst, also, die Amtsverschwiegenheit gelten oder auch nicht. Also, ich habe Sie lediglich zu fragen, ob. (Zwischenruf) Und damit ist die Sache erledigt. Zunächst bitte möchte ich um Ihre Personalien bitten und zwar bitte OSR Dr....

OSR Dr. Zörner: Zörner. 

Vorsitzender Dr. Körber:  Zürner?  

OSR Dr. Zörner: Zörner. 

Vorsitzender Dr. Körber: Zörner, entschuldigen Sie, Zörner. Und wann geboren und welche Adresse?

(Personalien wurden bekannt gegeben.)
Herr Dr. Serles, Sie wollen zu der Befragung etwas geltend machen? 

GR Dr. Serles: Nein, ich will zur Geschäftsordnung ganz kurz eine Stellungnahme abgeben. Mit Verlaub gesagt, Herr Vorsitzender, ich halte es für einen völligen Holler, den Herrn Obersenatsrat hier als Zeuge zu befragen. Er kann zu keinen Sachverhalten irgendwelche Angaben machen, die Gegenstand der Untersuchung sind. Wenn überhaupt, dann geht es hier um die Erörterung von Rechtsfragen. Ich würde daher vorschlagen, dass wir den Herrn Obersenatsrat als Auskunftsperson befragen und nicht als Zeugen. Die Ladung als Zeuge ist aus meiner Sicht völlig verfehlt.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles, Ihre Meinung in Ehren. Ich habe den Beschluss der Kommission durchzuführen und daher gehe ich in die Vernehmung ein.

Herr Dr. Zörner, bitte, was sagen Sie zu dieser, Ihnen bereits bekannten Frage?

OSR Dr. Zörner: Es handelte sich um eine Anfrage der Kommission vom 12. Februar 2004. Ich setze sie als bekannt voraus, ich darf sie aber, es geht wirklich sehr kurz, „Bei der heutigen Sitzung der Untersuchungskommission des Wiener Gemeinderates sollte im Rahmen einer vertraulichen Sitzung der Zeuge Generaldirektor ao. Univ.-Prof. Dkfm. Eugen Hauke darüber befragt werden, gegen welche Personen im Zusammenhang mit den im Geriatriezentrum am Wienerwald aufgetretenen Mängeln Disziplinarverfahren eingeleiten wurden. Der Zeuge berief sich diesbezüglich auf die Amtsverschwiegenheit. Es wird daher dringend um begründete Stellungnahme ersucht, ob die dortige Entbindung von der Amtsverschwiegenheit auch die Beantwortung dieser Frage mit einschließt bzw. ob grundsätzlich eine Entbindung von der Amtsverschwiegenheit in der genannten Frage möglich ist. Der Vorsitzende.“

Und darauf habe ich noch am selben Tag, abgefertigt wurde das am nächsten Tag, diktiert. Und das ist auch hier so, nehme ich an, ad notam genommen worden. Das Schreiben datiert vom 13.2., ich habe es dann am nächsten Tag aktualisiert, also, ich habe es noch am selben Tag, das weiß ich, in der Erinnerung, spontan darauf diktiert. 

„Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Zu Ihren Fragestellungen in obiger Angelegenheit vom gestrigen Tag darf Folgendes mitgeteilt werden: 

1. In der Zeugenladung des Herrn Generaldirektors sind die Befragungsgegenstände aufgelistet. Die Entbindung von der Amtsverschwiegenheit zitiert ihrerseits diese Vernehmungspunkte. Die Thematik, gegen welche Personen wurden Disziplinarverfahren eingeleitet, findet sich nicht in der Ladung und war demgemäss auch nicht Gegenstand der Entbindung von der Amtsverschwiegenheit.

2. Eine Entbindung in der genannten Frage ist grundsätzlich möglich. Auf die beschlussmäßige Eigenzuständigkeit der Untersuchungskommission darf verwiesen werden.“

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Doktor!

OSR Dr. Zörner: Das war Gegenstand. Und damit komme ich jetzt, darf ich kurz zu der Fragestellung. Also, weder in der Anfrage noch in unserer Antwort findet sich auch nur das Wort „Datenschutz“. Wenn ich gefragt werde, ob ich im Herzen sozusagen auf den Datenschutz Bedacht genommen habe, Bedacht nehme, dann muss ich sagen, na, als Leiter der Zivil- und Strafrechtsabteilung der Stadt Wien und als Jurist ist es meine Pflicht, bei allen Aktenvorgängen das mitzubedenken. Man könnte im Anlass dann noch sagen, na, man könnte auch noch mitbedenken, wenn etwa ein Arzt geladen wird, oder ein Mitarbeiter einer Krankenanstalt, dass dann berufsspezifische Verschwiegenheitspflichten auch noch gelten. Man könnte bedenken, dass z.B. jeder in einer Krankenanstalt Beschäftigte zur Verschwiegenheit berufen ist. Inwieweit das Ganze nebeneinander gilt, kumulativ gilt, inwieweit hier sich Überschneidungen geben, ist Frage und da würde ich dann auch meinen, ja, das ist also eine juristische Frage.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Doktor, es hat die Kommission gemäß § 59 d der Stadtverfassung vor der Beschlussfassung der Entbindung von der Amtsverschwiegenheit die Stellungnahme der Dienstbehörde einzuholen. Und diese Stellungnahme wurde erachtet, soll ergänzt werden durch die Fragestellung, ob darauf Bedacht genommen wurde. Das ist die einzige Frage, die an Sie gerichtet wurde. Und ich sehe nicht mehr. Bitte.

OSR Dr. Zörner: Also, ich kann nur wiederholen, wie aus der Textierung hervorgeht, die Frage hat sich aus der Fragestellung nicht ergeben. Und ich habe es auch als nicht notwendig erachtet, zusätzlich zur Fragestellung in meiner Beantwortung darauf einzugehen, da, wie gesagt, der Datenschutz ist ein Gesetz, der auch ohne dass man es sozusagen schriftlich erwähnt oder erörtert, allgegenwärtiges Recht ist. Ich darf das so...
Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Herr Dr. Serles, Sie haben eine Frage.

GR Dr. Serles: Ja, da hätte ich eine einzige Frage an den Herrn Obersenatsrat. Die Frage wäre: Kann oder steht die Amtsverschwiegenheit oder die Entbindung von der Amtsverschwiegenheit oder ich muss die Frage doch anders formulieren: Kann ein Zeuge, der zu Details von anhängigen Disziplinarverfahren befragt werden soll, von der Amtsverschwiegenheit entbunden werden?

OSR Dr. Zörner: Das haben wir schon gesagt, also - grundsätzlich steht drinnen – grundsätzlich ist so eine Entbindung denkbar. Es ist eine Abwägung dem vorzunehmen, aber ich darf also sagen, ich glaube, das war auch Gegenstand der internen Erörterung zuletzt in der Kommission und hier sind ja sehr viele Aussagen. Ich habe mir auch nur dieses eine Protokoll durchgelesen, um ein bisschen Einblick zu haben in das heutige Geschehen und hier sind ja schon sehr viele Beiträge von den Damen und Herren aus der Kommission, vom Herrn Vorsitzenden gefallen, die allesamt in diese Richtung gehen, nämlich, dass, wenn Parteieninteressen berührt werden, eine Abwägung vorzunehmen ist. Inwieweit die Parteieninteressen gegenüber den Interessen der Ermittlung der Vorzug zu geben ist oder umgekehrt dem Ermittlungsergebnis und der Wahrheitsfindung der Vorzug zu geben ist, das ist eine Interessenabwägung, die normalerweise eben die Dienstbehörde oder die vorgesetzte Stelle, je nach Gesetzeslage die verbunden oder die verhalten ist, sozusagen dem Zeugen die Entscheidung abzunehmen. Und das ist eben in den Verfahrensgesetzes so vorgesehen. Im Allgemeinen Verfahrensgesetz, Verwaltungsverfahrensgesetz, in der Zivilprozessordnung und in der Strafprozessordnung ist vorgesehen, dass der Zeuge nur dann aussagen darf, wenn er entbunden ist. Voraussetzung ist wieder eben, das muss einmal geheim, also, diese Voraussetzung, dass es überhaupt ein Amtsgeheimnis ist, etc. Und diese Verantwortung nimmt ihm allenfalls die Dienstbehörde dahingehend ab, dass sie entweder entbindet oder nicht entbindet. Und in diesem Bereich bewegt sich das. Daher habe ich auch zu Beginn gesagt, ich habe für meine Person in dieser Fragestellung kein Problem gesehen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Noch eine Frage? (Zwischenruf)
GR Dr. Serles: Na, dann möchte ich lediglich festhalten, dass wir uns die Befragung vom Herrn Generaldirektor zu diesem Thema vorbehalten, möglicherweise im Zuge einer vertraulichen Sitzung.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Sonst Fragen, bitte? Sonst keine Fragen mehr? Dann danke ich für Ihr Erscheinen. 

OSR Dr. Zörner: Gerne. Auf Wiedersehen.

Vorsitzender Dr. Körber: Wiedersehen. So, jetzt kommen wir zur Anhörung des Herrn Prof. Holoubek, wenn auch bitte mit einer kurzen Verspätung. Darf ich Herrn Professor bitten, Platz zu nehmen. Wir haben Sie als Experten da in der Frage geladen, darf ich aber zunächst um Ihre Personalien bitten. Sie heißen Dr. Michael Holoubek?

Dr. Holoubek: Genau.
Vorsitzender Dr. Körber: Schreibt man mit „ou“? Ist das richtig?

Dr. Holoubek: H o l o u b e k. 

Vorsitzender Dr. Körber: Geburtsdatum, wenn ich bitten darf?

(Personalien wurden bekannt gegeben.)
Jetzt ist Ihnen die Problematik – glaube ich – schon bekannt. Es geht um die Frage, inwieweit hier ein Zeuge von der Amtsverschwiegenheit entbunden werden kann, wenn dies die Interessen, die schutzwürdigen Interessen von in Disziplinarverfahren Betroffenen angeht. (Zwischenruf) Ja, Herr Dr. Serles. (Zwischenruf) So, und würden Sie nun bitte zu dieser Frage des Datenschutzes gegenüber den Betroffenen sich äußern.

Dr. Holoubek: Gut, also, ich probiere es jetzt einmal, weil die, ich kann das erklären, ich probiere einmal, ich fange vielleicht damit an, was mein Wissensstand ist, worüber ich eigentlich befragt werden soll, ist höchstwahrscheinlich sinnvoll. Wenn ich das richtig verstanden habe, geht Ihr Problem dahingehend, dass Sie jemanden hier als Zeugen befragt haben und der sich im Zuge dieser Zeugenaussage auf Amtsverschwiegenheit, respektive Datenschutz berufen hat.

Vorsitzender Dr. Körber: Nein, nicht auf Datenschutz. Auf Amtsverschwiegenheit.

Dr. Holoubek: Auf Amtsverschwiegenheit, gut. Und was ich jetzt auch einmal als Annahme nehme, dass das, was Sie von ihm wissen wollten, also, sozusagen, Sie wollten von ihm Auskünfte über andere Personen haben? 

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, wir wollten die Namen von jenen Personen haben, die durch Disziplinarverfahren Betroffene sind. 

Dr. Holoubek: Okay. So.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Wagner.

GR Kurt Wagner: Ich meine, wenn alle einverstanden sind, um das ein bisschen abzukürzen, würde ich versuchen, die Frage zu präzisieren, weil wir ja damals sehr intensiv diskutiert haben. Die Befragung war verbunden mit den Befürchtungen von mir als Mitglied der Kommission, ich habe gemeint, es gehört auch zur persönlichen Fürsorgepflicht des Arbeitgebers gegenüber dem Arbeitnehmer, dessen Interessen zu wahren und im Zuge dessen wurden von einigen Kommissionsmitgliedern die Namensnennung verlangt. Und ich habe eigentlich die Meinung vertreten und mich auf den Standpunkt gestellt, dass ich glaube, dass hier die persönliche Fürsorgepflicht und der Datenschutz grob verletzt ist. Aus dem einfachen Grund, über die sechs Personen, wo wir die Namen nicht wissen, ist das Verfahren wahrscheinlich noch gar nicht eingeleitet, läuft vielleicht, ist aber noch nicht beendet. Jetzt würden Sie und das war eigentlich, worum die grundsätzliche Frage geht, würden Sie da auch meine Meinung vertreten, dass ich glaube, solange ein Verfahren nicht abgeführt ist, dass es zu groben Nachteilen für die betreffenden Arbeitnehmer käme, wenn diese Namen im Zuge dieser Befragung genannt werden würden, das heißt,  Kreditschädigung, Datenschutz und, und, und. Alles das, was damit verbunden ist.

Vorsitzender Dr. Körber: So, danke Herr GR Wagner. Bitte, Herr Professor.

Dr. Holoubek: Danke. Ich darf vielleicht jetzt probieren, sozusagen, was ich hier nur tun kann, ich kann Ihnen probieren, die Rechtslage zu schildern, so wie ich sie sehe und so wie ich sie verstehe, wobei ich Sie jetzt um Verständnis dafür bitte, dass ich jetzt, sozusagen, ich weiß das, was ich gesagt habe, was ich im Prinzip aus der Ladung entnehmen konnte und habe jetzt also nicht im Sinne eines Gutachtens oder was die letzten vier Wochen damit verbracht, das Problem hier irgendwie in den Griff zu kriegen.

Das Erste ist, ich glaube, man muss unterscheiden zwischen der Frage Amtsgeheimnis und der Frage Datenschutz. Wenn ich das jetzt richtig auch verstanden habe, zur Frage Amtsgeheimnis haben Sie ja gerade den Herrn Dr. Zörner befragt. Jetzt ist eines in der Lehre und auch in der Judikatur, wenn ich das richtig sehe, weitgehend unumstritten, dass die Fragen Datenschutz und die Frage Amtsgeheimnis nebeneinander, also, kumulativ, wie wir das nennen würden, zu behandeln ist. Will heißen: Eine allfällige Entbindung vom Amtsgeheimnis löst noch nicht das Problem allfälliger Geheimhaltungs-, Verschwiegenheitspflichten nach dem Datenschutzgesetz, sondern das ist selbständig zu beurteilen. Die beiden Regelungen stehen sozusagen selbständig neben einander. Wenn ich jetzt beim Datenschutz ansetze, dann ist das ja so - Sie unterbrechen mich sofort, wenn ich was sage, was allen sowieso völlig klar ist – ist es so, dass der Datenschutz oder die Rechte auf Datenschutz sich strukturiert aus Regelungen auf zwei Ebenen ergeben. Wir haben einmal im Art. 1 des Datenschutzgesetzes einen grundrechtlichen Anspruch auf Datenschutz. Da sage ich jetzt gleich noch mal was dazu. Und dann gibt es im Datenschutzgesetz selbst nähere Ausführungsbestimmungen, die insbesondere dann für die automationsunterstützte Verarbeitung von Daten zur Anwendung kommt.

Jetzt steht hier, wenn ich das richtig sehe, mal im Prinzip im Vordergrund die Ansprüche aus dem Grundrecht auf Datenschutz. Dieses Grundrecht auf Datenschutz gibt jedermann, jeder Frau gewisse Rechte. Da gehört auch ein Geheimhaltungsanspruch dazu, d.h. mein Anspruch, dass Daten, die mich betreffen, von anderen, die sie - aus welchen Gründen immer - haben, zumeist, einmal unterstellt, rechtmäßig haben, zunächst einmal grundsätzlich nicht weitergegeben werden. Jetzt sagt der Verfassungsgerichtshof in diesem Zusammenhang auch, dass dieser § 1 Abs. 1 Datenschutzgesetz - da steht dieses Grundrecht drinnen - nicht bloß vor der Weitergabe solcher Daten schützt, sondern auch, er sagt, es verbietet also auch, dass der Betroffene zur Offenlegung geschützter Daten verpflichtet wird. Jetzt, ich sage es fürs Protokoll vielleicht das Zitat des Verfassungsgerichtshofserkenntnisses sinnvollerweise dazu, das ist 12880/1991. Der Verfassungsgerichtshof nennt das auch einen Auskunftsverweigerungsanspruch. Weiters gewährt das Grundrecht auch, das ist auch, wenn ich das jetzt richtig überblicke, weitgehend unbestritten, das Grundrecht auch Schutz vor Versuchen anderer, Daten über einen Betroffenen in Erfahrung zu bringen. Also, grundsätzlich einmal, um es so zusammenzufassen, habe ich - wenn ich es so personalisieren darf – einen Anspruch darauf, dass personenbezogene Daten und – wenn ich das richtig verstanden habe – die Namen von Personen, die in irgendeiner Form, ich glaube, ein Disziplinarverfahren als Beschuldigte, also, Gegenstand eines Disziplinarverfahrens sind, dass dieser Umstand wohl als personenbezogene, das, glaube ich, keinem Zweifel unterliegen kann, dass das personenbezogene Daten sind, die grundsätzlich diesen Geheimhaltungsansprüchen unterliegen.

Jetzt hat und jetzt beginnt das Schwierige, dieses Grundrecht auf Datenschutz steht unter einem sogenannten Gesetzesvorbehalt, das heißt, diese Ansprüche sind nicht in dem Sinn absolut gewährleistet, dass dieser Geheimhaltungsanspruch in jedem Fall und unbedingt gewahrt werden muss, sondern dieser Geheimhaltungsanspruch kann und ich verkürze jetzt eine an sich sehr komplexe Rechtslage, die sich aus dem § 1 Abs. 1 und in Verbindung mit dem Abs. 2 des Datenschutzgesetzes und dort wieder dann in Verbindung mit Art. 8 Abs. 2 der Europäischen Menschenrechtskonvention ergibt. Dieses Grundrecht auf Datenschutz kann beschränkt werden, es kann also im Einzelfall durchaus in den Geheimhaltungsanspruch eingegriffen werden, allerdings unter einer Reihe von Voraussetzungen, die wesentlichsten davon sind sicherlich, dass es dafür eine gesetzliche Grundlage braucht, Punkt 1. Und Punkt 2, dass es also ein überordnetes Interesse gibt, das sozusagen das Geheimhaltungsinteresse des Einzelnen überwiegt. Und der dritte Punkt ist, dass, selbst wenn das der Fall ist, die Weitergabe der Daten in dem Fall sich unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten als das gelindeste Mittel darstellt. Wobei man jetzt hier dazu sagen muss, dass anders als bei sonstigen Grundrechtsverbürgungen im Datenschutzbereich diese Grundsätze noch einmal ausdrücklich und insbesondere dieser Grundsatz des gelindesten Mittels ausdrücklich noch einmal normiert ist. Also, der spielt dort eine ganz große, eine wesentliche Rolle.

Jetzt ist es an den Beteiligten, zu prüfen, ob einfach die Voraussetzungen vorliegen. Das heißt - wenn ich das jetzt auch wieder richtig überblicke - dann ist die erste Frage, ob für eine allfällige, in dem Sinn Datenübermittlung oder sozusagen eine Durchbrechung dieses Geheimhaltungsanspruches im konkreten Fall eine gesetzliche Grundlage gegeben ist. Jetzt ohne lang technisch zu werden, sozusagen bis hin zur, die Untersuchungskommission ist relativ ähnlich einer Behörde ausgestaltet. Sie wenden ja auch, wenn ich das richtig gesehen habe, das AVG an. Daher könnte man jetzt hier einmal an Amtshilfe oder vergleichbare Grundsätze denken, da ist es sehr umstritten, ob das allein als gesetzliche Grundlage ausreicht. Man wird wohl auf die gesetzliche Grundlage der Untersuchungskommission in dem Fall zurückgreifen müssen, also auf die Regelungen, die Sie einsetzen oder Ihre generelle Rechtsgrundlagen in der Wiener Stadtverfassung, die auf die jeweiligen Aufgaben spezifizieren, die Sie haben. 

Wenn man das als gesetzliche Grundlage ausreichen lässt, dann ist die nächste Frage, ob eines der im § 1 Abs. 2, respektive dem Art. 8 Abs. 2 der Europäischen Menschenrechtskonvention dort vorgesehenen, wir nennen das Eingriffsgründe oder Tatbestände, die es rechtfertigen, dass der Gesetzgeber solche Grundrechte beschränkt, vorliegt. Da gibt es jetzt wohl schon Tatbestände, also, die dienen der Aufrechterhaltung der Ordnung und so, eine Untersuchungskommission hat in diesem Sinn, hier läge im Interessen, die sich dort subsumieren lassen, ohne es jetzt, im Einzelnen müsste man es halt prüfen und zuordnen. Und der dritte Aspekt, der dann zu prüfen ist, ist, ob die Preisgabe des Geheimhaltungsanspruches, also, die Weitergabe der Daten sich für die Zwecke, für die die Preisgabe erfolgt, ob das im strengen Sinn erforderlich ist, im Sinn von tatsächlich unbedingt notwendig oder ob nicht in anderer, durch gelindere Mittel derselbe Zweck erreicht werden, oder ob – das ist sozusagen die Verhältnismäßigkeitsprüfung im engeren Sinn – ob nicht in dem Fall der Geheimhaltungsanspruch des Einzelnen auch das Untersuchungsinteresse, ich würde es jetzt einmal so formulieren, der Kommission überwiegt. Das ist eine Verhältnismäßigkeitsabwägung, die einfach bei der Grundrechtsanwendung vorzunehmen ist.

Diese Prüfung ist also jetzt einmal an sich, aus meiner Sicht sozusagen, das sind die rechtlichen Rahmenbedingungen, die ist durchzuführen, wobei - und das wäre jetzt mein letzter Punkt – ich es noch nicht gesagt habe, wer diese Prüfung durchzuführen hat. Und wenn ich das jetzt auch richtig überblicke, dann ist es hier wieder ein Stück weit anders als in der Amtsverschwiegenheit, weil wir hier nämlich keine Regel haben, die – wenn ich das jetzt auch wieder richtig gelernt habe – mit Lektüre der Stadtverfassung, siehe bei der Amtsverschwiegenheit, glaube ich, selber entbinden können von der Amtsverschwiegenheit. Das erfasst aber nicht den Datenschutz, das heißt, sozusagen bei der Frage der Datenschutzweitergabe ist diese ganze komplexe Interessenabwägung, die hier stattzufinden hat, und diese Beurteilung wohl einerseits sozusagen sicher eine Sache der Kommission, die sich dazu eine Auffassung bilden muss, andererseits aber eben auch eine Sache dessen, der durch den grundrechtlichen Anspruch der Betroffenen primär verpflichtet ist, das ist nämlich der, der über die Daten verfügt. Also, die Dienstbehörde in diesem Fall. Und es gibt jetzt – wenn ich das richtig sehe – so hier keinen einfachen Konfliktlösungsmechanismus, Mechanismus im Sinne einer eindeutigen Vorrangentscheidung. Sie entscheiden letztlich oder es entscheidet die Dienstbehörde, sondern in Wahrheit ist es eher aus meiner Sicht Sache der Dienstbehörde, jetzt hier einmal dann zu sagen, ob die Datenübertragung tatsächlich erforderlich ist, oder anders herum, ob Sie sich nicht, quasi Geheimnisschutz, aus dem Datenschutzgesetz dazu verpflichtet sind, hier ihrem Schutzanspruch nachzukommen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Professor, ja, Sie haben jetzt hier einige Aspekte erwähnt und natürlich kann die Kommission nicht vom Datenschutz als solchen entbinden, sondern immer nur vom Amtsverschwiegenheit. Und es ist daher die Frage des Datenschutzes, zunächst einmal zu überlegen, vor der Entscheidung Entbindung vom Amtsgeheimnis. Aber Sie haben vorhin die Menschenrechtskonvention erwähnt. Ich möchte darauf noch zurückkommen. Im Art. 6 MRK ist ausdrücklich ein faires Verfahren verlangt für jedermann. Und nun liegt mir vor eine Entscheidung vom 12. Juli 2002, betreffend den EuGH, vom EuGH, dass die Menschenrechtskonvention, Art. 6 auch auf Disziplinarverfahren anzuwenden ist. Also, es ist unstrittig, dass ein im Disziplinarverfahren Beschuldigter Anspruch hat, dass seine Rechte gemäß Art. 6 MRK gewahrt werden. Es taucht nun also hier die Frage auf, bei der Wertung der einzelnen Interessen, ob ein fair trial auch gewährleistet ist, wenn jemand als Zeuge geladen wird, der als Beschuldigter in einer Disziplinarkommission auftreten muss und der daher also in der Untersuchungskommission keinerlei Parteistellung, Verteidigungsrechte hat, sondern eben nur Zeuge unter Wahrheitspflicht ist. Also, ich gebe das einmal zu bedenken. Die weitere Frage ist, dass hier bei der Wertung, die Sie vorhin erwähnt haben, auch sich überlegt werden soll, ob es nicht sich um einen reinen Erkundigungsbeweis handelt, denn die Befragung des Herrn Univ.-Prof. Dr. Dkfm. Hauke nach den Zeugennamen dient ja nur dazu, einen weiteren Beweis zu ermöglichen. Zur Bewertung möchte ich noch weiter sagen, dass wir bereits in der Untersuchungskommission von anderen Zeugen, von der Frau Keihsler, auch gehört haben, aus welchen Gründen Disziplinarverfahren anhängig ist. Es ist also bereits bekannt, aus welchen Tatbeständen heraus Disziplinarverfahren laufen. Nur nicht personenbezogen und ich ersuche Sie jetzt nur noch Stellung zu nehmen zu dem Problem Art. 6 MRK und allenfalls die Frage Erkundigungsbeweis. Bitte.

Dr. Holoubek: Jetzt muss man, glaube ich, also, dass der Art. 6 MRK auch unter bestimmten Aspekten auf Disziplinarverfahren Anwendung findet, entspricht der ständigen Judikatur des Europäischen Gerichtshofes...

Vorsitzender Dr. Körber: Das ist Judikatur. 

Dr. Holoubek: ... des Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Strassburg. Das steht außer Zweifel. Insofern gelten eben auch für Beschuldigte in Disziplinarverfahren natürlich die Garantien, das heißt, Art. 6 MRK. Ich glaube aber auch, dass diese Garantien natürlich einfach neben den datenschutzrechtlichen Ansprüchen der Beschuldigten, wenn ich es einmal so formulieren darf, zu sehen sind oder anderes herum - natürlich stützt sich das System ein gutes Stück weit, weil man ja sozusagen bedenken muss, der Geheimhaltungsanspruch, dass sich aus Datenschutzgesetz ergibt, ist ja letztlich wohl auch deswegen garantiert, weil eben vermieden werden will, dass jemand, für den 6 Abs. 2 MRK, die Unschuldsvermutung gilt, also, sozusagen die Tatsache, dass über ihn ein Disziplinarverfahren läuft, weitergegeben wird an Dritte. Also, ob das die Öffentlichkeit oder eine eingeschränkte Öffentlichkeit ist, ist ein ganz anderes Problem. 

Vorsitzender Dr. Körber: Noch etwas dazu zu sagen?

Dr. Holoubek: Aus meiner Sicht nicht.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz. Sie haben eine Frage? Bitte!

GRin Dr. Pilz: Danke. Es ist sehr anschaulich, was Sie hier schildern. Ganz bin ich für mich selber noch nicht zu dem Schluss kommen, welche Konsequenz wir daraus ziehen müssen. Ich habe trotzdem noch eine Sachfrage. Machen Sie einen Unterschied zwischen einem eingeleiten Disziplinarverfahren oder schon, bereits, gilt das, was Sie hier gesagt haben, auch schon für Disziplinaranzeigen, die erstattet wurden?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte!

Dr. Holoubek: Danke. Es gilt meines Erachtens gleich, weil sozusagen der datenschutzrechtliche Geheimnisschutz oder Anspruch auf Geheimhaltung nicht zwischen diesen einzelnen Stadien differenziert, weil, es handelt sich, glaube ich, in beiden Fällen um personenbezogene Daten. Wenn also bei einer Disziplinaranzeige, wenn das hinreichend konkretisiert wird, das Rückschlüsse etwa auf mich als Person als Disziplinarbeschuldigter ermöglicht. 

GRin Dr. Pilz: Das ist insofern keine sophisticated Frage, sondern eine ernste. Als die Frau StRin Dr. Pittermann auf eine Anfrage im Gemeinderat öffentlich sozusagen über die Einbringung einer Disziplinaranzeige für einen führenden Mitarbeiter im Geriatriezentrum am Wienerwald im Zusammenhang mit dem Pflegeskandal öffentlich berichtet hat, das heißt, einer aus der Riege derer, die, ich nehme an, aus der Anzeige ist ein Disziplinarverfahren erfolgt, ich weiß es aber nicht, was es konsequenterweise war. Aber im konkreten Fall wissen wir von der Frau Stadträtin selbst, sie hat die Öffentlichkeit informiert, dass gegen einen Mitarbeiter eine Disziplinaranzeige erstattet wurde. Meine Frage also: Wenn wir jetzt zu dem Schluss kommen, das ist datenrechtlich alles höchst bedenklich, was ist ja jetzt im Bezug auf die Gleichbehandlung hier? Sind hier die Rechte des einen schützenswerter als die der anderen und was für Konsequenzen bedeutet für den Einzelnen oder den einen konkret, dem jetzt die Öffentlichkeit schon von der obersten zuständigen Stadträtin anheim gemacht wurde?

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, bitte, Herr Professor. Aber an sich ist für diese Frage ja nur ein Nebenthema, weil wir befassen uns ja ...

GRin Dr. Pilz: Entschuldigung, wenn ich das doch, weil wir das letzte Mal darüber diskutiert haben, ob es ein Unterschied ist und der Kollege Deutsch hat gemeint, es ist eine andere rechtliche Sache, ob es eine Anzeige oder ein Verfahren ist. Und ich bin jetzt schon sehr zufrieden zu hören, dass es eigentlich ...

Vorsitzender Dr. Körber: Nein, ich wollte nur grundsätzlich festhalten, dass, wenn irgendwo es, abgesehen von diesem konkreten Fall, etwas falsch gemacht wird, wird es dann nicht beim nächsten Mal auch richtig. Bitte, aber Herr Professor. 

Dr. Holoubek: Ich bin mir nicht ganz klar, was die Frage an mich ist. 

GRin Dr. Pilz: Die Frage. Es ist so, es hat Frau StRin Dr. Pittermann in dieser Angelegenheit bereits öffentlich bekannt gegeben, dass gegen einen Mitarbeiter eine Disziplinaranzeige erstattet wurde. Wir haben Generaldirektor ao. Univ.-Prof. Dr. Hauke befragt und ein Mitglied der Kommission wollte wissen, gegen welche Menschen hier Verfahren eingeleitet wurde. Daraufhin hat sich Generaldirektor ao. Univ.-Prof. Dr. Hauke auf Grund der Amtsverschwiegenheit dieser Äußerung entschlagen. Wir stellen uns die Frage, ob das datenschutzrechtlich also sozusagen zulässig ist, wenn wir danach fragen oder nicht. Einer dieser Kollegen ist bereits sozusagen schon geoutet. Ist dann, ich frage Sie jetzt konkret, ist im Bezug auf diese Person der Datenschutz jetzt gewahrt worden oder nicht, indem im Gemeinderat auch protokolliert und öffentlich gesagt wurde von der Stadträtin, dass eine Anzeige erstattet wurde?

Dr. Holoubek: Also, Sie ersparen mir jetzt sozusagen eine Bewertung der Frage sozusagen, ob der Datenschutz gewahrt worden ist, weil das kann ich aus der Entfernung wohl sicher nicht sagen. Es gibt eine Reihe von Gründen, warum es unter Umständen durchaus zulässig oder auch erforderlich war, dort den Namen zu sagen. Vielleicht hat auch der Betroffenen selber zugestimmt. Das weiß man ja nicht. Das Einzige, was hier, glaube ich, ich für das Thema hier sagen kann, ist, wenn sich die Tatsache, dass gegen jemanden eine Disziplinaranzeige erstattet wurde, in den Protokollen des Gemeinderates, die ja öffentlich zugänglich sind, findet, dann ist auch das, wenn ich das richtig sehe, ein Grundsatz des Datenschutzes, das, was schon öffentlich bekannt ist, unterliegt natürlich nicht mehr dem Geheimhaltungsanspruch. Allerdings nur das, was öffentlich bekannt ist, das, die Tatsache, dass gegen jemand eine Disziplinaranzeige erstattet worden ist. Alles weitere, also, ob etwa jetzt aus der Disziplinaranzeige dann, ohne jetzt bitte ein Experte in Disziplinarverfahren zu sein, aber ich nehme an, es wird dann wohl irgendwo die Frage sein, resultiert aus einer Disziplinaranzeige ein Disziplinarverfahren. Also, in einem zweiten Schritt, ob das dann etwa der Fall ist oder nicht, das ist wohl durch die erste Erwähnung im Gemeinderat, wenn es jetzt so war, wie wir das jetzt gemeinsam sozusagen heraus gearbeitet haben, nicht mitumfasst, sondern darauf, da greift wieder der Geheimhaltungsanspruch. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Bitte, Herr GR Pfeiffer. 

GR Pfeiffer: Herr Professor, eine Frage, die nicht direkt darauf abzielt, sondern nur in etwa zeigen soll, wie der Datenschutz gehandhabt wird, generell. Wenn in der Strafprozessordnung ein Verfahren eingeleitet wurde, ist dann die Auskunft darüber, unterliegt die dem Datenschutz oder wenn ein Beschuldigter seitens des Staatsanwaltes jetzt dann in einem Verfahren gekennzeichnet wurde, unterliegt das nicht dem Datenschutz?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte!

Dr. Holoubek: Also, ich kann jetzt nur, glaube ich, eine höchst allgemeine Antwort auf eine allgemeine Frage geben. Aber im Prinzip sozusagen, ist es natürlich so, dass auch das Strafverfahren nicht vom Datenschutz grundsätzlich eximiert ist. Allerdings, dass die Strafverfolgung, also, der Strafverfolgungsanspruch des Staates natürlich ein, wie zuvor geschildert, legitimes Interesse ist, dass eben auch dann entsprechend der gesetzlichen Grundlagen rechtfertig, dass im Einzelfall Geheimhaltungsansprüche durchbrochen werden, ist klar.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Professor, aber ist nicht ein Unterschied zu machen zwischen Strafverfahren und Disziplinarverfahren? Weil Disziplinarverfahren sind ja grundsätzlich nicht öffentlich zum Unterschied von Strafverfahren.

Dr. Holoubek: Da gibt es wahrscheinlich eine ganze Reihe von Dingen, die in diese Abwägungsentscheidung einzustellen sind. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Herr Dr. Serles, Sie wollten noch fragen?

GR Dr. Serles: Ja, Herr Professor. Sie haben zu Recht darauf hingewiesen, dass das AVG die Verfahrensgrundlage ist für die Verhandlungen in der Untersuchungskommission. Nach den Bestimmungen des AVG besteht für Zeugen grundsätzlich Aussagepflicht, oder anders gesagt, Zeugen dürfen ihre Aussage nicht grundlos verweigern, es sei denn, es liegen besondere Entschlagungsgründe vor. Das Grundrecht auf Datenschutz wäre sicherlich ein derartiger Entschlagungsgrund hinsichtlich personenbezogener Daten. Das heißt, Herr Professor, es gibt grundlegend einen Konflikt zwischen dem Interesse auf Wahrheitsfindung in diesem behördlichen Verfahren einerseits und dem Grundrecht auf Datenschutz, das personenbezogene Daten schützt, andererseits. Wenn dieser Konflikt besteht und er ist ja sozusagen bei Problemstellungen immanent, dann hat – wenn ich Sie richtig verstanden habe – immer, wenn alle anderen gesetzlichen Grundvoraussetzungen vorliegen, eine Interessenabwägung stattzufinden, ob sozusagen dem Interesse auf Wahrheitsfindung der Vorzug gegeben ist, ob dem Schutz personenbezogener Daten der Vorzug zu geben ist. Diese Interessenabwägung wird jeweils immer im Einzelfall vorzunehmen sein. Da gibt es mit Sicherheit Parameter, die zur Anwendung kommen können, aber es ist jedenfalls immer eine einzelfallbezogene Entscheidung.

Würden Sie die Möglichkeit eines vertraulichen Verfahrens, die Untersuchungskommission hätte die Möglichkeit, Vertraulichkeit der Verhandlungen zu beschließen, es würde die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden, und es könnte dann im Rahmen dieser vertraulichen Sitzung ebenfalls weiter verhandelt werden. Würden Sie die Möglichkeit oder würden Sie eine Behandlung derartiger Fragen im Rahmen einer vertraulichen Sitzung als Parameter dafür ansehen oder als Grund dafür ansehen, dass die Interessenabwägung unter solchen Voraussetzungen auch zu Gunsten sozusagen der Wahrheitsfindung vorgenommen werden könnte?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte!

Dr. Holoubek: Ich probiere es in der Reihenfolge. Das Erste war die Frage nach AVG und das Verhältnis Datenschutz, so sage ich natürlich, ja, dass der Geheimhaltungsanspruch, der ja von Betroffenen aus besteht und, sozusagen, der, der jetzt hier bei Ihnen als Zeuge ist, ist es ja an sich der Verpflichtete aus diesem grundrechtlichen Anspruch. Hier besteht sogar eine Verpflichtung, dann eben, wenn die Voraussetzungen vorliegen, dass hier diese Datenweitergabe eben nicht durchzuführen und da wird auch ganz allgemein – wenn ich das wieder richtig sozusagen in der Kürze der Zeit recherchiert habe – auch allgemein davon ausgegangen, dass aus einer solchen gerechtfertigten Nichtweitergabe von Daten dem Betroffenen keine Nachteile erwachsen dürfen, etwa disziplinarrechtlicher Art. Was logisch ist, weil man irgendwie diesen Geheimhaltungsanspruch absichern muss. 

Das Zweite ist, natürlich ist, eine Interessenabwägung führt dann immer zu einer Einzelfallentscheidung. Es geht immer im konkreten Fall,  bei den konkret gegebenen Voraussetzungen und Rahmenbedingungen, ob die Datenweitergabe erforderlich und das gelindeste Mittel ist, wobei das eben immer vor dem Hintergrund auch des Zwecks zu sehen ist, für wen diese Datenweitergabe zu erfolgen hat. 

GR Dr. Serles: Darf ich vielleicht zu dem Punkt, generell Interessenabwägung - auf welcher Ebene hat diese zu erfolgen? Sie haben gesagt, einerseits im Rahmen dieser Kommission. Die Kommission muss sozusagen hier die Interessen abwägen. Darf ich da nachfragen: Gilt das auch für den Befragten? Auch der Befragte müsste meiner Meinung nach sozusagen die Möglichkeit haben, diese Interessen abzuwägen und für sich zu einer Wertung zu kommen. Es kann diese Wertung des Befragten durchaus unterschiedlich sein als die Wertung der Kommission möglicherweise. Wo sind dann die Sanktionen?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte!

Dr. Holoubek: Das ist das, was ich vorher ganz am Schluss bei meiner Wortmeldung probiert habe, deutlich zu machen. Wer hat jetzt sozusagen diese Ansprüche zu wahren oder wer beurteilt das? Und wo ich gesagt habe, das ist jetzt hier insofern sicher eine schwierige Situation, als es jetzt hier keine eindeutige Zuordnung gibt, hier entscheidet die Kommission oder es entscheidet jetzt in dem Fall der Zeuge, der das für sich oder die Dienstbehörde, die das für sich jetzt hier prüfen muss, sondern es sind sicher beide, es müssen beide die Voraussetzungen beurteilen, sozusagen, wenn das rechtliche Ergebnis eindeutig ist, müssen beide zum selben Ergebnis kommen und wir haben kein Problem. Trotz allem, es ist klar, die Verpflichtung trifft beide. Wohl würde ich meinen, insbesondere jetzt den, den Sie hier als Zeugen vernehmen, weil er ist sozusagen ja unmittelbar der, der aus dem datenschutzrechtlichen Geheimnisschutz verpflichtet ist, weil er ja sozusagen entscheiden muss, gibt er die Daten weiter. Und das war das, was ich gesagt habe, anders als eben bei der Amtsverschwiegenheit ist hierfür keine Regel derart vorgesehen, dass die sozusagen für ihn sagen können, wir entbinden dich oder so ähnlich.

GR Dr. Serles: ... die Sache mit der Dienstbehörde hinterfragen. Sie haben gesagt auch die Dienstbehörde könnte eine derartige Interessensabwägung vornehmen, soweit es um datenschutzrechtliche Fragen geht. Wie könnte das in concreto aussehen? Käme oder wäre es denkbar für Sie, wenn die Dienstbehörde? Oder wäre es überhaupt denkmöglich, dass die Dienstbehörde für den Befragten diese Interessenabwägung vornimmt? Und wenn ja, wie würde das dann umgesetzt werden? Mittels Weisung der Behörde an ihr Organ?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte!

Dr. Holoubek: Also, was wir jetzt hier juristisch erörtern, sind relativ komplexe Fragen. Jetzt sage ich es ein bisschen, um mich jetzt insofern ein bisschen zu exkulpieren, als das Fragen sind, die sich nicht so einfach wahrscheinlich beantworten lassen, wie ich es jetzt versuche. Und wenn Sie mich jetzt sozusagen noch ein Stück weiter tiefer prüfen, irgendwann werde ich wahrscheinlich durchfallen. Also, das ist durchaus jetzt im Bereich des Möglichen. Das ist beim Datenschutz fast immer drinnen. Also, ich probiere es noch einmal, sozusagen, auf eine Antwort zu kriegen. Wenn ich Dienstbehörde gesagt habe, habe ich gemeint, korrekt müsste man formulieren, dass sozusagen die datenschutzrechtlichen Geheimhaltungsansprüche natürlich alle Mitarbeiter, die Zugang zu den Daten haben, im Rahmen der Dienstbehörde jetzt hier über dieses Disziplinarverfahren Bescheid weiß, treffen. Und an sich müssen diese Mitarbeiter damit natürlich auch diese Entscheidung treffen, wenn sie hier befragt werden. Das schließt aber nicht aus oder ... das setzt sonstige Mechanismen natürlich nicht außer Kraft, also, das heißt, dass sich innerhalb der Dienstbehörde dann in den üblichen Meinungsbildungsprozessen, die es dort dann gibt und wenn sie hierarchisch organisiert ist, ist sie eben hierarchisch organisiert, dort sozusagen die Rechtauffassung geklärt und für die Dienstbehörde sozusagen intern geklärt wird, was aber nichts daran ändert, der, der hier oder die, die hier vor Ihnen sitzt, hat jetzt sozusagen, ist durch den datenschutzrechtlichen Geheimhaltungsanspruch verpflichtet und muss hier sozusagen die Entscheidung treffen.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles, danke. (Zwischenruf) Herr Professor, Sie haben sich jetzt geäußert zur Interessenabwägung. Einerseits das Interesse der Kommission auf Wahrheitsfindung und andererseits aber habe ich ja vorhin ins Gespräch gebracht den Art. 6 MRK, das Interesse des Betroffenen im Strafverfahren auf entsprechendes fair trial, das eben mir nicht gewährleistet erscheint, wenn er vor einer Kommission aussagt, bei der er keine Parteistellung hat. Haben Sie das in Ihre Interessenabwägung einbezogen?

Dr. Holoubek: Jetzt darf ich nur sagen, ...

Vorsitzender Dr. Körber: Ja.

Dr. Holoubek: ... bitte festhalten, ich würde hier bewusst sozusagen mich nie in die Lage gesetzt sehen oder ich kann das nicht und ich will das insofern nicht, weil ich das nicht für meine Aufgabe hier halte. Ich kann Ihnen nur die rechtlichen Rahmenbedingungen sagen. Interessenabwägung müssen die Zuständigen machen. Wenn Sie mich jetzt nach Kriterien der Interessenabwägung fragen, dann stünde eben, das habe ich probiert, deutlich zu machen, eine Reihe von solchen Kriterien eine Rolle. Da kommt es auf den Zweck an, sozusagen, für den jetzt die Datenweitergabe verlangt wird. Die Frage: Ist es tatsächlich sinnvoll und erforderlich zur Wahrung des Zwecks, dass die Datenweitergabe erfolgt, ist es das gelindeste Mittel oder kann man nicht den Zweck, den hier etwa die Kommission verfolgt, auch durch andere Schritte sicherstellen? Das alles sind so Überlegungen. Einen Punkt würde ich noch ganz gerne aufgreifen, weil es noch eine Antwort auf die vorherige Frage mit ist, aber ich glaube auch auf Ihre. Natürlich spielt auch eine Rolle dann, kann man in so eine Interessens-, Verhältnismäßigkeitabwägung auch einstellen, die Frage, wie breit jetzt die Datenweitergabe, wie groß die Öffentlichkeit ist. Allerdings würde ich hier nur noch zu bedenken geben, einfach aus einem Teil der Interessenabwägung, dass das Datenschutzrecht insofern nicht jetzt zwischen der, allgemeinen Publikum zur Öffentlichkeit und einer eingeschränkten Öffentlichkeit unterscheidet, sondern einfach vom Öffentlichmachen von Daten - sehr salopp formuliert – spricht. Und jetzt kann man immer sagen, ab wann ist eine Öffentlichkeit gegeben? Jetzt wird in der Literatur dann immer gesagt, na ja, 10 Personen sind zumindest, also ab 10 Personen wird meistens relativ unstrittig davon ausgegangen, das ist für diese Zwecke dann eine öffentliche Bekanntgabe. Wenn Sie mich jetzt festnageln auf die Frage: „Und was passiert bei 9 und bei 8?,“ dann ist das einfach wieder eine Bewertungsfrage.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Professor. Herr GR Wagner.

GR Wagner: Herr Professor, wenn ich jetzt dem allen sehr interessiert zugehört habe, dann komme ich mit einem Zitat „Nun stehe ich hier, ich armer Tor, gescheit als wie zuvor.“ Wir haben gehört, es gibt grundrechtliche Ansprüche, es gibt einen Geheimhaltungsanspruch, es gibt den Auskunftsverweigerungsanspruch. Es gibt im Gesetz aber Vorbehalte. Man muss dann, nicht in jedem Fall muss das gewährt werden. Wenn ich das jetzt so weiter verfolge, komme ich zu dem Schluss, man kann in keinem Fall sagen, es ist a) oder es ist b), sondern wenn es in dieser Causa einen schwarzen Peter gibt, dann bleibt der wahrscheinlich bei der Kommission und wir werden entscheiden müssen, (Zwischenruf) wie wir vorgehen. Und ich glaube aber, wir sollten uns in diese Richtung bewegen und ich glaube, es wird konkrete Vorstellungen und Vorschläge geben. (Zwischenruf) 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr GR Pfeiffer.

GR Pfeiffer: Eine Frage noch, Herr Professor. Wenn es kumulative Rechtsmaterien gibt, die nebeneinander stehen, muss es in einem Rechtsstaat in irgendeiner Form eine Abwägung, welche dieser Rechtsmaterien also dann sozusagen zieht, tatsächlich geben. Und kann es nicht dann Auslegungsfrage desjenigen sein, der eigentlich sozusagen durch diese Rechtsmaterie betroffen oder in seiner Gestion eingeschränkt oder ausgeweitet wird. Es müsste in einem Rechtsstaat doch eine klare Derogation geben, welche Rechtsmaterien bei welchen den Vorzug erhalten. Nach dem, wie es jetzt, und auch was der Kollege Wagner gesagt hat, kommt so ein bisschen raus, na ja, also „schetzko jedno“, je nachdem, wie da die Mehrheit sich findet oder so irgendwas. Das kann es ja in einem Rechtsstaat nicht wirklich sein. Daher die Frage: Gibt es nicht irgendwelche möglichen Entscheidungskriterien, die dann doch im verstärkten Maße, was ich, also, ich könnte mir vorstellen, dass eine Wiener Stadtverfassung als ius speziales schon durchaus gegenüber dem allgemeinen Menschenrechtsanspruch dann zieht, wenn eben ein öffentliches Interesse, wie Sie sagen, vorliegt und das öffentliche Interesse ist der Beschluss des Gemeinderates, hier klar und deutliche Konsequenzen aus den vorgefallenen oder als zu untersuchenden Materien festgehaltenen Punkten zu finden. Ich kann mir gar nicht vorstellen, dass es da nicht entscheidend ist, ob die Aufsichtspflicht der entsprechenden Einrichtungen des KAV darin dann letztendlich ihr Ziel gefunden haben, dass sie eine disziplinäre Untersuchung der Vorfälle gemacht haben. Und dann ist es sehr wohl von Interesse, im Sinne des Gemeinderatsbeschlusses zu wissen, wer ist da betroffen. Sind das jetzt nur die drei Unterpflegerinnen plus ein Zivildiener und der Hilfspfleger. Oder sind davon betroffen die Direktoren, Generaldirektoren oder Sonstige. Also, das ist sehr wohl ein ganz entscheidender Punkt, um zu wissen, wer wird also jetzt seitens des WKAV in die Ziehung genommen. Daher müsste es doch auch generell von der Rechtsordnung her möglich sein, solche klaren Aussagen definiert zu haben, weil sonst sind wir wirklich nur auf unser eigenes „glaubst“ angewiesen. Und da, glaube ich, sind wir in einem Rechtsstaat nicht ganz gut beraten. 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Professor, wenn Sie da eine Frage für Ihr Gebiet drinnen sehen bitte. (Zwischenrufe)
Dr. Holoubek: Jetzt gebe ich Ihnen auf die Frage sozusagen eine Antwort, die ich jetzt einfach so sage, die natürlich, wenn ich jetzt auch einmal so ein bisschen anekdotenhaft beantworten oder sagen darf, die etwa Studierende natürlich dauernd stellen, das ist die Frage: Na, was wir von den Juristen hören wollen, ist doch eine einfache Antwort: Ist das so oder ist das anders? (Zwischenruf) Und dann sage ich ihnen immer drauf, wenn das Problem einen Komplexitätsgrad übersteigt, der die Frage betrifft, wenn ich die Trafik gehe, eine Zeitung nehme, einen Euro hinlege, was ist das? Ein Kaufvertrag. Gut. Aber wenn das Problem etwas komplexer wird und Sie kommen zu einem Juristen, der sagt Ihnen ganz super „so ist das“, dann sagen Sie danke und suchen sich einen, der Sie etwas seriöser berät. Was ich damit meine, dass bei komplexeren Fragenstellungen einfach die Rechtsordnung durchaus eben immer Auslegungsspielräume oder Wertungsspielräume eröffnet. Wir haben sehr oft den Fall, dass es eben keine ganz einfachen Lösungen gibt. 

Zwei Sätze noch. Der erste Satz ist, ich glaube, es ist gerade ein ganz wesentlicher Grundsatz des Rechtsstaates oder des liberalen Rechtsstaates, dass es eben nicht den Grundsatz gibt, dass irgendwo generell festgelegt wird, A geht vor B, sondern das ist schon, und das ist grundrechtliche Einzelansprüche von Individualrechten, dass ich eben Anspruch darauf habe, dass sehr wohl im Einzelfall abgewogen wird, ob mein grundrechtlicher Anspruch jetzt hier nicht zu wahren, nicht oder anders herum, ob das öffentliche Interesse, um es jetzt wieder sehr einfach formulieren, tatsächlich schwerer wiegt und nicht auf andere Weise erfüllt werden kann, als durch Beschränkung meiner Grundrechte. (Zwischenruf) 

Letztlich, Sie haben offensichtlich die Situation, dass es letztlich, sozusagen, die nicht einfache, es gibt nicht einfach die Stelle, die jetzt immer die Frage schlichtet, sondern es ist oft so, dass aus unterschiedlichen Blickwinkeln unterschiedliche Einrichtungen oder gar Menschen Entscheidungen treffen müssen, irgendwo kommt es dann letztlich dann schon zu einer Endentscheidung. In dem Fall etwa dann bei der Frage, wenn jetzt in der einen oder anderen Richtungen die Entscheidung ausgeht, Sie und der Zeuge kommen zum Ergebnis, die Daten können weitergegeben werden, und es leitet dann einer der Betroffenen aus dem Datenschutz, das ist ja durchaus dann möglich etwa, daraus folgende zivilrechtliche oder sonstige Ansprüche, gegen die, die da beteiligt sind, ab, dann entscheidet halt wieder der Zivilrichter letztlich, der dann über diese Ansprüche befindet, ob Sie das hier richtig gemacht haben oder falsch gemacht haben. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Professor. Herr Dr. Serles. Sie haben noch eine Frage?

GR Dr. Serles: Ja. Herr Professor, ich möchte zum Thema Güterabwägung und Interessenabwägung nachfragen. Die Kommission trägt den Titel oder die Kommission soll gravierende Missstände bei der Pflege von alten Personen und Personen mit Behinderung im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien untersuchen. Das ist der Untersuchungsgegenstand. Wir wollten im Rahmen dieser Untersuchung die Namen von Personen erfragen, gegen die ein Disziplinarverfahren eingeleitet wurde. Offenbar deswegen, weil es nicht ganz unbegründete Verdachtsmomente gibt, dass die mit diesen Missständen, die wir untersuchen wollen, irgendetwas zu tun haben. Wir haben jetzt gelernt, dass im Wesentlichen eine Güterabwägung stattzufinden hat, eine Interessenabwägung stattzufinden hat, ob der Wahrheitsfindung oder dem Datenschutz Vorrang zukommt. Wir wissen von Ihnen, dass es Kriterien gibt, die da im Einzelfall gesucht werden müssen, erarbeitet werden müssen, damit sozusagen eine Wertung für A oder B vorgenommen werden kann. Können wir uns ganz kurz gemeinsam in ein Seminar reindenken. Ich nehme an, es ist ein weiterer, nicht remunerierter Lehrauftrag. Und könnten wir versuchen, gemeinsam, wie in einem Seminar, derartige Kriterien zu formulieren, die hier konkret angewandt werden könnten, auf die konkret Rücksicht zu nehmen wäre, damit eine Entscheidung zwischen A oder B getroffen werden kann. Was wären im konkreten Fall Ihrer Meinung nach derartige Kriterien?

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Professor.

Dr. Holoubek: Sie werden mich nicht dazu kriegen, dass ich Ihre Entscheidung hier treffe, weil ich das jetzt auch schon einmal... Ich sitze einfach nicht in der Untersuchungskommission, sondern hier, wo ich sitze. (Zwischenruf) Jetzt, was kann man für Kriterien, der Herr Vorsitzende hat ja etwa mit der Frage, sozusagen, was für eine Art Beweis ist das, aus meiner Sicht einmal einen ganz wesentlichen Aspekt angesprochen. Natürlich, das Erste, was es zu fragen gilt, ist, wie wichtig ist das, was ich hier wissen will, also, diese Daten, die ich hier bekommen will, wie wichtig ist das, um den Zweck, meinen gesetzlichen Zweck als Untersuchungskommission erfüllen zu können. Oder kann ich das, was ich als Untersuchungskommission zu erfüllen habe, nämlich sozusagen diesen Untersuchungsauftrag, wie er jetzt eben formuliert ist, nachzukommen, nicht auch auf andere Weise erfüllen. Das ist sozusagen die klassische Erforderlichkeitsprüfung. 

Das schließt auch mit ein, dass es unter Umständen auf diese Weise vielleicht ein bisschen schwieriger ist, zu bestimmten Antworten zu kommen. Das ist dann der Preis dafür, dass eben Grundrechte anderer nicht beschränkt werden.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau Dr. Pilz bitte. (Zwischenruf)
Dr. Holoubek: Nein, das ist jetzt nicht nur die Einzige, da müssten wir... Noch einmal, das ist eine Frage auf dem Hintergrund des konkreten Sachverhaltes. Sie müssen da einfach auf bewährte, tatsächlich vor diesem Hintergrund, dass es sich, wie, sozusagen, wie intensiv ist dieser Eingriff in das Geheimhaltungsinteresse. Und jetzt denken Sie es einmal, wenn Sie mir die Frage so zuspielen, darf ich sie einmal so zurückspielen. Denken Sie sich einmal in die Rolle hinein, dass gegen Sie ein derartiges Verfahren läuft und jetzt die Frage in Rede steht, ob sozusagen Ihr Name und die Tatsache einer Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird. Ich glaube, wir alle würden das als durchaus intensiven Eingriff in unsere Persönlichkeitssphäre werten. Ich jedenfalls hätte gerne, dass man sorgsam mit meinen diesbezüglichen Ansprüchen umgeht.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles. Keine weitere Frage jetzt? 

GR Dr. Serles: Momentan einmal nicht.

Vorsitzender Dr. Körber: Dann bitte ich Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Wenn man jetzt einmal davon ausgeht, dass beispielsweise so eine Nennung von Namen zu Ladungen hier führen würde, nehmen wir einmal an, man sagt dann, na, man lädt die eine oder andere Person. Wenn ein Disziplinarverfahren läuft, kann diese Person dann sich sozusagen mit der kurzen Information, es ist ein anhängiges Verfahren gegen sie, ohnehin allen weiteren Aussagen entschlagen oder würde diese Person parallel zu dem Faktum, dass das Disziplinarverfahren wahrscheinlich noch läuft und sozusagen immerhin das Ergebnis noch ausständig ist, sich darauf berufend einfach entschlagen dürfen?

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Professor. Darf ich zunächst der Frau Dr. Pilz antworten. Es gibt kein allgemeines Entschlagungsrecht nach dem AVG von der Aussage an sich, sondern ein Zeuge kann auf einzelne Fragen die Antwort unter Berufung auf einen bestimmten Grund verweigern. Also, wenn ein im Disziplinarverfahren Betroffener geladen wird vor die Untersuchungskommission, so können an ihn detaillierte, einzelne Fragen gestellt werden, noch und noch, und er sagt bloß darauf „darauf antworte ich nicht, weil ich ein Disziplinarverfahren habe“. Also, bitte, Herr Professor, wenn Sie dazu noch Stellung nehmen wollen.

Dr. Holoubek: Also, ich glaube, wenn ich auch die Frage und die Intention der Frage richtig verstanden habe, der Herr Vorsitzende hat ja zuvor schon den Grundsatz des Art. 6 MRK, also das fair trial und die Rechte daraus ins Spiel gebracht. Wenn es sozusagen jetzt aus irgendwelchen Gründen hier dazu kommt, dass hier Personen auftreten, das ist jetzt einmal vom Datenschutz völlig unabhängig zu sehen, die in einem anderen Verfahren Beschuldigte sind, in einem im Sinne des Art. 6 MRK Strafverfahren oder in diesem Fall eben ein Disziplinar“straf“verfahren, dann ist es klarerweise wohl so, dass jetzt dieses Verfahren nicht dazu dienen kann, dass sie hier Dinge preisgeben müssen, die sie in ihrem eigentlichen Strafverfahren nicht preisgeben müssten. Also, man kann sie hier nicht belasten, um das dann dort zu verwerten. Sondern sie müssten hier natürlich dann sagen können, bitte, der allgemeine Grundsatz, dazu sage ich jetzt nichts, weil das ist in dem Verfahren, wo ich Beschuldigter bin und wo ich entsprechende Rechte habe, abzuhandeln. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Noch eine Frage? Frau Lakatha, bitte.

GRin Lakatha: Wir sind die Mitglieder der Untersuchungskommission und sind der Geheimhaltung verpflichtet. Die Frage, die wir gestellt haben und das, was letztlich auch immer ist, welche Konsequenzen wurden aus diesen Missständen gezogen. Und daher war auch die Frage an den Herrn Generaldirektor ao. Univ.-Prof. Dr. Hauke, gegen wen Disziplinarverfahren also eingeleitet oder überhaupt jetzt angedacht waren. Also, ich muss sagen, von Vornherein davon auszugehen, dass dann Personen, die da betroffen sind, hier unbedingt zur Zeugenaussage eingeladen werden, ist ja nicht gegeben. Sondern wir wollten wissen, welche Konsequenzen bisher vom Krankenanstaltenverbund gezogen wurden. Also, es heißt nicht, dass sie sich hier öffentlich oder in einer geheimen Sitzung verantworten müssen.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Lakatha, darf ich zu diesem Thema nur kurz erwähnen, der Herr Dr. Serles hat in der Verhandlung laut Wortprotokoll ausdrücklich gesagt, es werden die Namen benötigt, um diese betreffenden Personen zu laden. 

GR Dr. Serles: Eines von vielen guten, unausgesprochenen Argumenten. 

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, Frau... (Zwischenruf) Das ist... (Zwischenruf). 

GR Dr. Serles: Von vielen guten Argumenten. (Zwischenruf) Eines von vielen guten Argumenten und viel mehr haben wir da auch nicht.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie können das nachlesen im Wortprotokoll.

GR Dr. Serles: Ich weiß das eh alles. Ich kenne das Protokoll vielleicht besser als Sie. 

Vorsitzender Dr. Körber: Also, bitte! Haben Sie noch eine Frage jetzt? (Zwischenruf) Hat sich damit erübrigt? (Zwischenruf)
GRin Lakatha: An und für sich nicht, weil wir haben nicht die Absicht gehabt, dann jemand zur Befragung vorzuladen. (Zwischenruf) 

Vorsitzender Dr. Körber: Noch eine Frage seitens Ihrer Fraktion? Nicht. Dann darf ich für Ihr Erscheinen danken, Herr Professor, und damit ist für Sie die Angelegenheit erledigt. (Zwischenruf) 

So. Es ist jetzt also noch offen, die Beschlussfassung über den Antrag der ÖVP-Fraktion. Ich glaube, es war Frau Korosec, die den Antrag gestellt hat. Ja? Auf neuerliche Ladung des Herrn Generaldirektor ao. Univ.-Prof. Dr. Hauke. Und über diesen Antrag muss... (Zwischenruf) Bitte?

GRin Lakatha: Ich würde sagen, wenn wir eine schriftliche Beantwortung bekommen, würden wir uns damit begnügen. Auf die Beantwortung der Frage ... 

Vorsitzender Dr. Körber: ... Disziplinarverfahren sind nicht, meinen Sie? Sie wollen eine Antwort auf die Frage, gegen wen Disziplinarverfahren anhängig sind. 

GRin Lakatha: Ja. 

Vorsitzender Dr. Körber: Und meinen, es würde Ihnen genügen, wenn Sie das schriftlich bekommen. Das sagen Sie hier bitte. Stellungnahmen? (Zwischenruf)
GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe heute früh schon befürchtet, dass die Letztentscheidung bei der Untersuchungskommission sein wird, welche Vorgangsweise wir hier zu wählen haben und das haben auch, glaube ich, die Befragungen von Dr. Zörner und Prof. Dr. Holoubek gezeigt, dass die Abwägung anscheinend im Rahmen der Untersuchungskommission passieren muss. Der Prof. Dr. Holoubek hat ja auch auf die gesetzliche Grundlage der Wiener Stadtverfassung hingewiesen und die Frage, ob die Untersuchungskommission die Weitergabe der Daten für erforderlich erachtet. Jetzt kann man natürlich sagen, wenn es um die Frage, welche Konsequenzen hat der Krankenanstaltenverbund daraus gezogen, kann man natürlich sagen, wir wissen ja bereits, dass gegen sechs Personen Disziplinarverfahren eingeleitet wurden. Ich habe aber Ihre Frage und Ihren Antwort auch immer so verstanden, dass es Ihnen auch um das Selbstverständnis der Untersuchungskommission geht. (Zwischenruf) Das heißt, ich würde es für notwendig halten, dass natürlich das unter der Prämisse erfolgt, dass natürlich die genannten Personen nicht als Zeugen geladen werden, weil es ja letztendlich dann bereits wieder öffentlich werden würde. Also, wenn es ausschließlich um die Frage der Nennung geht in einer vertraulichen Art und Weise, wo es darum geht, dass eine weitere Befragung auch nicht erforderlich ist, könnte ich mir also vorstellen, dass man vielleicht jenen Vorgang wählt, dass der Vorsitzende an die Magistratsabteilung 2 im Wege der Magistratsdirektion herantritt, mit dem Ersuchen um Bekanntgabe der Namen, die dann als vertrauliche Akten ebenso zu behandeln sind, wie natürlich die privaten Prüfberichte oder der Personalakt der angefordert wurde, natürlich ebenso eine vertrauliche Unterlage ist. Und das, das kann man sich ja als Kommission selbst zusätzlich noch auferlegen, bei der Akteneinsicht, so wie es ja auch in Ausschüssen üblich ist, auch das mit einer Unterschrift bestätigt und auch der Hinweis auf den Datenschutz hier nochmals erfolgt. Vielleicht wäre das eine Vorgangsweise. Ich glaube, wir sollten nur das Problem heute versuchen zu lösen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr Dr. Serles.

GR Dr. Serles: Nein, ich halte das für eine fast sensationelle liberale Haltung der SPÖ! Ich würde mich dem gerne anschließen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Ich kann mich dem gerne anschließen.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte?

GRin Dr. Pilz: Ich kann mich dem gerne anschließen.

Vorsitzender Dr. Körber: Gerne anschließen? Auch von ÖVP-Seite? (Zwischenruf) Dann halte ich fest, dass der Antrag von Ihnen zurückgezogen wird auf neuerliche Ladung des Herrn Dr. Hauke? 

GRin Lakatha: Die Beantwortung erfolgt ...

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, aber, die Ladung des Herrn Doktor wurde ja nur deshalb beantragt, um ihn nach den Namen zu fragen. Und nachdem für diesen Vorgang eine andere Lösung zwischen den Fraktionen jetzt übereingekommen ist (Zwischenruf,) ist es entbehrlich, Dr. Hauke neuerlich zu laden.

So, eine förmliche Beschlussfassung in diesem Sinn sehe ich nicht für notwendig. (Zwischenruf) Für den Vorgang, den Sie jetzt... (Zwischenruf) Ja? (Zwischenrufe) Aha, gut.

Also, einen Antrag der jetzt von Ihnen formuliert wird? In welcher Weise? ... (Zwischenrufe) Ja, in diesem ... Gut. Die Abstimmung hierüber. Da gilt einstimmige Annahme. (Zwischenruf)
Ist sonst noch? Frau Dr. Pilz. 

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender! Ich habe noch einen Beweisantrag einzubringen. Wir haben letzten Mal am Schluss eine nicht sehr erfreuliche Debatte gehabt, die sich um die Frage gedreht hat, ob der Herr Dr. Leitner die Frau Stadträtin ausreichend in Kenntnis gesetzt hat über das Faktum, dass über einige Jahre nicht geprüft wurde in den städtischen Geriatriezentren. Ich beantrage die nochmalige Ladung der Frau StRin Dr. Pittermann zu diesem Punkt und auch zu der Frage, inwieweit es ein politisches Wissen und eine politische Deckung der Vorgangsweise in Bezug auf die freiheitsbeschränkenden Maßnahmen ihrerseits gegeben hat. Das ist mein Antrag.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie haben ihn schriftlich?

GRin Dr. Pilz: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte. So. Frau Dr. Pilz gibt den Antrag schriftlich zu den Akten. (Zwischenrufe)

GRin Dr. Pilz: Ja, ich habe ihn.

Vorsitzender Dr. Körber: Wollen Sie noch bitte alle diesen Antrag sehen? (Zwischenrufe) Dann stellen wir eine Kopie her. 

GRin Dr. Pilz: Ich habe Kopien sogar mit. 

Vorsitzender Dr. Körber: Na, sie werden schon angefertigt. (Zwischenruf) Danke schön. 

Ein Wunsch, Herr Dr. Serles? 

GR Dr. Serles: Ja, also, es gibt, wie es schon in mehreren Fällen, widersprüchliche Aussagen. Es wird Aufgabe dieser Kommission sein, im Zusammenhang mit der Erstellung des Berichtes widersprüchliche Aussagen zu würdigen. Das ist ein Thema der Beweiswürdigung und ich glaube, dass weitere Beweiserhebungen dazu nicht mehr notwendig sind. Wir würden daher diesem Antrag nicht näher treten. (Zwischenruf) 

Vorsitzender Dr. Körber: Was meinen Sie, ist die Beweiswürdigung?

GR Dr. Serles: Im Antrag wird darauf hingewiesen, dass es unterschiedliche Aussagen gibt vom Herrn Leitner und Frau Stadträtin zu bestimmten Themen. Das ist ja nix Neues, dass es unterschiedliche Aussagen gibt. Wir haben ja, wenn wir die Protokolle nachlesen, viele unterschiedliche Aussagen. Die Kommission muss dann diese unterschiedliche Aussagen würdigen. Im Wege einer Beweiswürdigung. 

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, Herr Dr. Serles. Sicher, das ist eine Frage der Beweiswürdigung. Die in der Begründung genannte, aber ...

GR Dr. Serles: Ich sage nur meinen Standpunkt, wenn Sie mir erlauben, diesen Standpunkt. 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, ich erlaube es gerne. 

GR Dr. Serles: Mein Standpunkt ist, wir brauchen keine weiteren Beweiserhebungen zu diesem Thema. 

Vorsitzender Dr. Körber: Das heißt, dass ...

GR Dr. Serles: Was beschlossen wird, weiß ich nicht.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie sind ...

GR Dr. Serles: Wie gesagt, ich sage ich stimme gegen diesen Antrag.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie stimmen gegen diesen Antrag? Nehme ich schon zur Kenntnis. Bitte, Herr Pfeiffer.

GR Pfeiffer: Herr Vorsitzender! Ich halte es für ein Verfahren dieser Art, das politische Verantwortungen klarstellen soll, eigentlich fast immer immanent, dass man den politischen Letztverantwortlichen in diesem Bereich am Abschluss dieser ganzen Zeugeneinvernahmen noch einmal konkret zu gewissen Punkten, die im Zuge dieser Einvernahme aufgefallen sind, befragen kann. Ich glaube also nicht, dass es notwendig ist, hier eine besondere Begründung vorzubringen. Halte diese Begründung, die im Antrag hier drinnen steht, auch nicht für unbedingt notwendig und auch nicht für mich sehr zielführend. Aber ich glaube, dass in jedem Fall die Frau Stadträtin am Abschluss des Beweisverfahrens noch einmal zu offenen Punkten des Verfahrens befragt werden sollte. Also, nicht unter der Androhung sozusagen, dass da politisch Deckung für irgendwelche Handlungen geschehen sind, die da zum Teil bis in den strafrechtlichen Bereich hinein mit den freiheitsbeschränkenden Maßnahmen gehen, sondern einfach grundsätzlich zur Abrundung des Verfahrens eine nochmalige Befragung des letztendlich Verantwortlichen dafür fast eine Selbstverständlichkeit unseres Verfahrens sein sollte.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich fasse zusammen, Sie sind für diesen Antrag.

GR Pfeiffer: Die Frau Stadträtin ...

Vorsitzender Dr. Körber: Mit der Bemerkung, dass die Einvernahme der Frau StRin Dr. Pittermann erst möglichst am Schluss ...

GR Pfeiffer: Am Abschluss der Verfahrens stattfindet,...

Vorsitzender Dr. Körber:  ...stattfinden möge.

GR Pfeiffer: ... um etwaige Fragen noch zu klären und aus ihrer Sicht zu sehen und um zu sehen, ob politische Verantwortung in jedem der aufgetretenen Fälle auch tatsächlich wahrgenommen wurde. 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Stellungnahme, Herr Deutsch.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben einen ähnlichen Antrag ja bereits letzte Woche abgestimmt. Es sind dann keine 30 Minuten vergangen und die Kollegin Dr. Pilz hat eine Presseaussendung gemacht, dass sie es sich doch überlegt und die Frau Stadträtin vorladen möchte. Wir sind auch der Meinung, dass also dieser neuerliche Antrag eigentlich nicht nachzuvollziehen ist. Es sind alle Themen bereits am 20. November in der Befragung auch zur Sprache gekommen. Die Frau Stadträtin hat ausführlich dazu Stellung bezogen. Und zu dem von der Frau Kollegin Dr. Pilz hingewiesenen Bereich, nämlich den Überprüfungen, gibt es eine sehr ausführliche Stellungnahme auch von Seiten der Frau Stadträtin, dass sie mündliche Weisungen erteilt hat, dass die städtischen Geriatriezentren genauso zu überprüfen sind wie die privaten, dass es dann auch eine schriftliche Weisung gegeben hat und das übrigens auch im neuesten Kontrollamtsbericht auf der Seite 190 auch sehr eindrucksvoll nachzulesen ist, dass es eine sehr klare Weisung der Stadträtin, diese städtischen Pflegeheime zu überprüfen, bereits lange vor der schriftlichen Weisung gegeben hat. Daher werden wir den Antrag auf neuerliche Ladung ablehnen.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Herr Kollege Deutsch! Ich möchte Sie in einem Punkt berichtigen. Ich habe mir nicht 30 Minuten später etwas überlegt, sondern schon in der Sitzung gesagt, ich halte es nicht für nötig, den Herrn Dr. Leitner noch einmal vorzuladen und habe daher dem Antrag nicht zugestimmt. Ich habe das auch so gesagt. Und dass eine weitere Ladung der Frau StRin Dr. Pittermann Sinn macht, habe ich da schon in Aussicht gestellt und auch meinen diesbezüglichen Beweisantrag angekündigt. Ich kann mich nicht erinnern, dass die Frau Stadträtin zur Frage des Umgangs mit freiheitsbeschränkenden Maßnahmen in den Geriatriezentren der Stadt Wien in der Untersuchungskommission Stellung genommen hätte. Das war damals nicht Thema, daher möchte ich im Gegensatz, was der Herr Kollege Serles jetzt gemeint hat, schon deutlich machen, dass es hier noch sozusagen ergänzende Informationen einzuholen gibt. Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Keine weitere Wortmeldung mehr gewünscht? Dann darf ich die Abstimmung vornehmen. Für den Antrag der Grünen, der Fraktion, ist Frau Dr. Pilz und die ÖVP-Fraktion. (Zwischenruf) Sie stimmen dagegen, Herr Dr. Serles und Frau Mag. Schmalenberg, ebenso die Sozialistische Fraktion. Ich stelle sohin fest, dass der Antrag mehrheitlich abgelehnt wurde.

Die nächste Sitzung ist am 15. April vorgesehen. Haben Sie dazu noch besondere Anregungen, Wünsche? (Zwischenruf) Keine? (Zwischenruf) Dann darf ich. (Zwischenruf) Ja, die Zeugin ... ist dann noch offen. (Zwischenruf) Ja, schon Dr. List. .... Ja. Somit stelle ich fest, Sitzungsende 14.15 Uhr. 

(Ende um 14.15 Uhr.)
